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Suffrage f&iinin 442 23 juin 1970

.Vormittagssitzuug vom 23. Juni 1970
S~aiwe du 23 juin 1970, matin

Vorsitz — Pnisidence: Herr Eggenberger

10476. Frauenstimmrecht. Einführung
Suifrage f~minin. Instiftition

Botschaft und Beschlussentwurf vom 23. Dezember 1969
(BB1 1970 1,61)

Message et projet d‘arr~t6 du 23 d~cembre ‘1969
(FF 1970,1, 61)

Antrag der Kommission
Eintreten. ‘

Proposition de la conunission
Passer ~ la diseussion des articles. .

Berichterstättung — Rappörts g~n&aux

Götsch, Berichterstatter: Ihre,, Kommission beantragt
Ihnen- einstimmig Eintreten auf die Vorlage -des. Bundes
rates. Mit diesem ‘Antrag hoffen- wir, dass der langwierige
Weg zur Aufhebung der Diskriminierung der~ Schweize
rinnen sich -seinem. -Ende niihere~ Wenn wir von- den Aus
nahmeartikeln für- dieses Mal absehen- wollen, wird die
Annahme des Kommissionsäntrages — unter der Voraus
setzung der Annahme in der -Volksabstimmung den so
bedeutungsvollen -Artikel -4 der Schweizerischen Bundes
verfassung in- neuem Glanz erscheinen lassen. Die gross
artige Deklaration: «Alle‘ Schweizer sind vor dem Gesetze
gleich. Es gibt in der Schweiz keine Untertanenverhältnisse,
keine Vorrechte des Orts, der Geburt, der Familien oder
Personen» .wüide endlich.Realität. -

Entspreclwnd der Vorlage :VOfl. 1957 betr~.fft ai~‘eh dieser
Entwurf -zur AbäIi,derui~g des Artil&is. 74 der Bundesver
fassung lediglich das Stinim und Wahlrecht m eidgenosst
schen‘ Angeleg,enheiten, das isst: . die Verleihung, - des
k,o~niuna1en und kanton~ien - Aktivbürg,errecl~es an‘ die
Frauen bleibt ‚weiterhin• eine Angelegenheit der Kantolle.
Dies mag fur eine Übergangszeit unbefriedigend sein Es
hat -aber den Vorteil, dass die Meinungsbildiug in den‘
Käntonen durch - diese Vorlage nicht unterbrochen wird
und nicht — je nach dem Schicksal der Vorlage. in- der
Abstimmung ‚unter - Umstäi~den von neüem begiien
müsste. Im Absatz -4 wurde‘-diese Tatsache noch einmal
betont, um‘ insbesondere gewissen Überiegt~gen der Lands
gememdekantone entgegenzukommen, deren Stimmburger
aus der Beson4erheit er Landsgemeinde heraus, sehr wohl
fur die Emfuhrung des Frauenstimm und wahirechtes in
eidgenossischen Angelegenheiten stimmen durften, aber
gleichzeitig die uberschaubare Landsgememde nicht ge
fährden wollen. . ‘. .. -‘ - - . -.

Mit der Annahme der neüen Frauenstimmrechtsvorlage
erfüllen National- und Ständerat ein eindeutiges Verspre
~hen, das sowohl der - Bundesrat als auch massgebende
Sprecher unseres Rates bei der Behandlüng der Unter
zeichnung der Menschenrechtskonvention in der Sommer-
session 1969 abgegeben haben. -

Das Misstrauen, das damals selbst bewährten - Vor
kämpfern, der politischen Gleichberechtigung der Frauen
von Demonstrantinnen und einzelnen Frauenorganisa
tio~ien entgegengebracht wurde, hat nicht wenige Rats
mitglieder, die zugleich Anhänger einer offenen Aussen-

pölitik sind, sehr getroffen. Umso erfreulicher ist es nun,
dass wir in einer relativ kurzen Zeit beweisen können, dass
die damals abgebenen Zusicherungen ernst gemeint waren.

Es ist nicht daran iu zweifeln, dass der Ständerat in der
Herbstsession der Vorlage des Bundesrates ebenfalls zu
stimmen wird. Damit sind die Voraussetzungen erfüllt, die
‚eine Volksabstimmung bereits am 20.121. Februar 1971
ermöglichen. Die- Bundeskanzlei hat sich vorsorglich bei
den Kantonen, - die - noch kein Register der, zukünftigen
Wählerinnen ‘erstellt haben, erkundigt, welcher Zeitbedarf
für diese Arbeit benötigt werde.- Die Antworten haben er
geben, dass es allen Kantonen möglich sein wird,-, die
Register so frühzeitig zu erstellen, dass einer- Beteiligung
der -Frauen -(bei Annahme der jetzigen Vorlage) bei den
nächsten Nationafratswahlen nichts - mehr-im Wege steht.
Auch.für die politischen Parteien dürfte die Frist-genügen,
um ihre Kandidatenvorschläge den- neuen Gegebenheiten
anzupassen: - - - ‘ . - . -

Seit der Abstimmung vom 1. Februar 1959 sind mehr
als elf-Jahre vergangen. Wurde damals die Vorlageeindeutig
abgelehnt, so- -war sie doch der Ausgangspunkt eines ein
deutigen. - Vormarsches des‘ Erwachsenenstinimrechtes in
kommunalen und- kantonalen Angelegenheiten.. -

Die beiden -Botschaften vön -1-957‘und- 1969, orientierten
Sie ümfasiend über die~ Geschichte - der EntwIcklung der
sozialen- und ‘-politischen Stellung der Frau im Verlaufe
eines Jahrhunderts~ Ich‘möchte ihre‘Zeit für eine Repetition
nicht ‘in- -Ansprüch- nehnien. Hingegen scheint.- es mir zur
Beürteilung -ddr jetzigen Situation wertvoll zu sein, eine
kurze Übersicht,über~denerreichten Status in den-Gemein
den und Kantbnen -zu geben: - -‘ -

- - V-olles- Stiinm- - uüd - Wahlrecht in Kanton- irnd Ge
meinde besitzen -heute- die‘ Bürgerinnen von sieben Kanto
nen, nämlich -in -den Kantonen - Freiburg, Basel-Stadt,
Tessin,- Waadt, ‘Wallis, - Neuenburg und Genf;- nur das
kantonale Stimmrecht besitzen-‘ -vorläufig .die Bürgerinnen
des~Kantöns -Basel-Land; in allen oder einzelnen Gemein
den beäitzen Frauen das- Stimm- und Wahlrecht in fünf
Kantonei, ‘nämlich in Nidwalden, Zürich, Bern, Obwalden
und- Graubünden‘. - In .Nidwalden -besteht das kommunale
Stirnrnrecht- -in allen -Gemeinden, im-Kanton Graubünden
nur in acht ;-in den Kantonen-Bern und Zürich ist die grosse
Mehrheit -‘der -Frauen auf kommunaler Ebene gleichberech
tigt. Dann‘kommen no-eh- die beiden Kantone Thurgau und
Glarus, die den Frauen das Stimm- und Wahlrecht in
Schul- beziehüngsw‘eise ‘in Sehul- und Fürsorgeangelegen
heilen e‘rteilt haben~ -

Wenn wir das kantonale und das kommunale- Stimm
und Wahlrecht~-berücksichtigen; dürften -heute etwa 60%
der Schw~izetinn.en stimm- ‘und wahlberechtigt sein. Dazu
kömmt, dass- -in einer -Reihe von Kantonen entsprechende
Anträge der Behörden - ‘oder Vorstösse ‘von Bürgern nur
knapp abgelehnt wurden. Ein - eigentliches -Symbol für die
geänderte Einstellung zum :Mitbestimmungsre~ht der Frau
dürft~ -die -Abstimmung: vom 1-2. April -1970 im Kanton
Wallis gewesen :sein. -Den Walliserinnen wurde - die poli
tische Gleichberechtigung von - den Männern - mit - dem
Rekordresultat von 26263 Ja gegen nur 9895 Nein zuge
billigt. Noch im- -Jahre 1959 wurde die Einführung des
Stimm~ und Wahlrechtes in eidgenössischen Angelegen- -

heiten im gleichen Kanton Wallis mit 8242 Ja gegen 18 759
Nein deutlich verworfen.

Ohnet)bertreibung darf man heute davon ausgehen,,dass
sich auch in -unserem Lande endlich eine positive Einstel
lung zur - Mitwirkung der Frauen im öffentlichen Leben -

herausgebildet und durchgesetzt hat. Dazu haben nicht
wenig jene Frauen beigetrageü, die in den Gemeinden-und
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Kantonen bewiesen haben, dass sie bereit sind, ihre Rechte
in Anspruch zu nehmen und die ihnen zufallende neue
Verantwortung mindestens ebenso gewissenhaft zu erfüllen
wie die Männer.

Die Argumente für und gegen das Frauenstimmrecht
wurden seit dem Vorstoss von Johannes Huber im Jahre
1913 immer wieder vorgetragen. Ihnen ist nichts beizufügen,
soweit es sich um juristische, philosophische oder politische
Argumente handelt. Trotzdem gestatte ich mir, auf drei
Erscheinungen der neueren Zeit hinzuweisen, die teilweise
ein neues Licht auf die Notwendigkeit der Aufhebung der
politischen Diskriminierung der Frau werfen.

1. Das beschleunigte Tempo der wissenschaftlichen,
technischen und wirtschaftlichen Entwicklung und die
immer umfassendere Bedeutung des Staates und der Politik
in einer dynamischen Gesellschaft, stellt uns alle, sowohl
im Beruf, als auch in unserer Tätigkeit als Amateurpolitiker
vor immer anspruchsvollere, komplexere und zeitrauben
dere Aufgaben. Die Zeit, da ein Kommunalpolitiker gleich
zeitig in der Gemeindeexekutive, im Kanton und im Bund
seinen vollen Mann stellen konnte, ist endgültig vorbei.
Der Bedarf an qualifizierten Mandataren auf allen Stufen
der Politik und an arbeitswilligen Mitarbeitern in den poli
tischen Parteien steigt. Schon heute sind viele Politiker und
Parteigremien gezwungen, sich von der Tagespolitik‘treiben
zu lassen, weil die Zeit für gründliche Analysen und Aus
einändersetzungen mit den grossen Fragen von Gegenwart
und Zukunft fehlt. Die‘ Vergrösserung des Rekrutierüngs
feldes und die Verschärfung des Wettbewerbes bei der
Besetzung politischer Ämter ist eine dringende Notwendig
keit. Allein die volle Mitarbeit der Frauen- kann uns jene
zusätzlicheh Begabungen und auch -Impuhe bringen, deren
unsere Demokratie bedarf, wenn sie in ihrer heutigen an
spruchsvollen Ausprägung erhalten- b1~ibensoll. Die Siche
rung der politischen Rechte der Frau, ihrer Autonomie und
ihrer Personenwürde ist zugleich Sicherung unserer demo
kratischen Zukunft.

Die Einführung des Frauenstimm- und -wahirechtes ist
deshalb nicht nur eine - Forderung ‘der Gerechtigkeit, der
Ritterlichkeit und des Anstandes, sondern gleichzeitig eine
dringende-staatspölitische Notwendigkeit.

2. Die Demokratie ist än sich eine anspruchsvolle
Staatsform und unsere Referendumsdemokratje ist es im
besonderen. Die bereits ‘zitierten gesellschaftlichen Ent
wiciurigsteride7nzen verlangen immer mehr nicht nur den
«geborenen » sondern den «ausgebildeteten» Demokraten.
Die Komplexität der Aufgaben und Probleme, die Sähwie
rigkeiten der Urtefisbildung, der Informationsbeschaffung
und des Erkennens der, Zusammenhänge und Ursa~hen,
bergen die Gefahr in sich; dass ein immer grösserer Teil
der Bürger nicht mehr b‘ewusst mit~ntscheiden kann. Da es
sicher ist,- dass dieser Trend sich verstärken wird, bekommt
die staatsbürgerliche, wirtschafts-. und gesellschaftspoli- -

tische Ausbildung an unseren‘ Schulen und vr allem im
Elternhaus eine immer leberiswichtigere Funktion. Da
aber jiach‘ wie vor den Müttern die entscheidende Erzie
hungsfunktion zukommt, ist es verhängnisvoll, sie von der
demokratischen - Mitbestimmung ‘im Staat auszuschliessen.
Eine natürliche‘Beziehüng der Fräuen zum Staat und zu den
öffentlichen Aufgäben ist die Voraussetzung für eine der
Demokratie förderliche Erziehung~ -

Auch dieser Punkt weist auf die Notwendigkeit der
Einführung der politischen Mitbestimmung der Frauen
hin.

3. Die Forderungen nach Autonomie der Person und
der Gruppe, nach Mitbestimmungs- und Mitspracherechten

auf allen Stufen haben die Entwicklung eines vertieften
Demokratieverständnjsses gefördert. Selbst in diesem Rate
finden Mitbestimmungsforderungen zum Beispiel der Stu
denten mindestens teilweise Verständnis und Mehrheiten.
Immer mehr - Gruppen unseres Volkes verlangen mehr
Autonomie, das heisst Mitbestimmung bei der Gestaltung
ihres unmittelbaren Lebensbereiches, sei es nun an einer
Mittel= oder Hochschule, sei es am Arbeitsplatz oder
neuestens bei der Bereitstellung von Freizeitzentren. Aber
gerade im Rahmen dieses geistigen und politischen Pro
zesses ist das Fehlen der Autonomie der Frau im staatlichen
Bereich ein anaclwonistisches Unikum. -

In diesem Zusammenhang ist übrigens die Versuchung
gross, eine Analyse der Entwicklung der Möde und der
Haartracht bei den Exponenten der jungen, modisch pro
gressiven Männer vorzunehmen. Heute wehren sich nicht
nur. die Frauen für die Anerkennung als vollwertiges
menschliches Wesen, es scheinen bei der jungen Generation
der Männer auch starke Tendenzen värhanden zu sein,
jene weiblichen Vorzüge der Haartracht und der mehr oder
weniger farbenprächtigen Bekleidung ebenfalls für sich
in Anspruch zu nehmen. Mag es sich auch um Äusserlich
keiten -handeln, so‘ sind sie doch ein Symptom dafür, dass
die Argumente, die die Ablehnung der politischen Gleich
berechtigung mit dem totalen «Anderssein» des weiblichen
Wesens begründen, sich vOn selbst aufheben werden.
Hoffen -wir, dass wir uns nicht eines Tages als Vertreter des
männlichen Geschlechtes gegen ähnliche Argumente von
weiblicher Seite verteidigen- müssen, wie sie heute von der
einen oder andern Seite gegen das Frauenstimmrecht offen
oder versteckt vorgetragen werden. -

Ich, fasse zusammen: Die Vorlage des‘ Bundesrates be
- schränkt sich auf die Revision des Artikels 74 der Bundes
verfassung. Im Gegensatz zu 1957 beantragt .er keine wei
teren‘ Anpassungen, wie Erhöhung der notwendigen Unter
schriftenzahlen für Initiative und Referendum. Ebenso ver
zichtet er auf neue Vorschriften zur Vereinheitlichung kan
tonaler Vorschriften. In diesem Zusammenhang soll nicht
unerwähnt gelassen werden, dass wir uns in der einen oder
andern Form in der nächsten Zeit mit dem Problem der
Ainschliessungsgründe vOm Stimmrecht befassen müssen,
sind doch insbesondere armenrechtliche Bestimmungen in
einzelnen Kantonen heute mehr als suspekt. -

Zü den kleinen materiellen und redaktionellen Ände
rungen, die Ihnen die Kommission gegenüber dem Antrag
des Bundesrates vorschlägt, werde ich mich bei der Detail-
beratung äussern. - -

Die Kommission - beantragt Ihnen, ebenfalls in Über
einstimmung mit dem Bundesrat, die Abschreibung der
Standesinitiative des Kantons Neuenburg -vom 22. Februar
1966, die Abschreibung der Motion Schmitt vom 30. No
vember 1965 und die Abschreibung des Postulates Tanner
vorn 4. Juni 1968. ‚ -

- Mit dem Wunsche, dass der Nationalrat in der nächsten
Legislaturperiode um die ersten in ihren vollen politischen
Rechten stehenden Kolleginnen verstärkt sein möge, bitte
ich Sie um Zustimmung zum Eintreten und um Zustim
mung zur Vorlage.

M. Cevey, rapporteur: Le 7 mai 1965, dans sa r~ponse,
~ la petite question de notre coll~gue Henri Schmitt, le
Conseil fad~ral d~clarait qu‘il n‘entendait pas entreprendre
de nouvelles tentatives d‘instituer le suifrage f6minin en
mati~re fad&ale, avant que quelques cantons n‘aient r&issi,
ä cöt~ de Vaud, Neuchätel et Gen~ve, ä modifier leur cons
titution dans ce sens.



Suffrage f~minjn 444 23 ju.in 1970

Aujourd‘hui, les femmes disposent des droits civiques
en rnati~re. cantonale et communale dans les cantons de
Vaud, Neuchätel, Gen~ve,-B~ie-Ville, Tessin et Valais. Dans
le canton de Fribourg, ~ Ja suite de la votation populaire de
novembre 1969, la proc&lure de revision constitutionnelle
est e~n cours et l‘on peut penser que le corps des citoyens
ratifiera bientöt Ja d~cision prise a une nette majörit~ ii y a
huit mois~ Dans le canton de Bäle-Campagne, Je suifrage
f~minin a ~ accept& en matiäre cantonale. ~ependant, iJ
est pr~vu ~en. 1970 une revision de la loi sur les communes
tendant notamment ä l‘application des principes de l‘~galitä
civique sur le‘ plan commünal.

.~.outr.e,. dans quat~e. cantons, ceux des Grisons, de
]3erne, de Zurich et d‘Obwaid, le souverain a autoris6 les
cpmmunes ä introduirele suifrage f~minin. Actuellernent,
plus des deux tiers des .commun~. bernoises, et notamment
Berne, Bienne, Thq~me, j~angenth~ii, .Berthoud et •Köniz,
ont fait usage de ce droit. Dans le canton de Zurich, la
proportion des communes qui ont introduit le suifrage
i‘~minin est sernblable et, au nornbre decelJes-ci, on compte
Zurich,Uster, Dietikon, Wetzikon, Horgei~ et Dubendorf,
pour ne citer qu~Jes~ principales~ Aux Grisons, Coire,
Arosa, Pontresina, Marmorera, Lanbarenca, Sils in Dom
leschg, Tomils,. PratvaJ, Thusis et Davosfont participer les
femmes-~Ja vie politique, commeie font les communes de
Giswil et Sachseln dans le canton d‘ObwaJd.

Quant ~ Ja r~cente votation de la Landsgemeinde de
Nidwald, vous en connaissez.ier~sultat tr~s positif.

Ajoutonsque plusieurs.vqtations sur.le suifragefäminin
sont pr~vues d.ans. les mois prochains, notamment ä
Lucerne et ä Zurich. Enfin, le suifrage f&ninin est mainte
nant quasi generalise en matiere ecclesiastique et, dans
certains cantons, les fenimes paiticipent aux decisions
relatives ä J‘~cole.. .

II n est donc pas exagere d affirmer qu aujourd hin le
principe mäme de l‘egakte des sexes sur Je plan civique est
acquis dans un ensemble dc cantons qut reumssent plus de
la moitie de la population helvetique L idee a donc fait de
tres grands progres depuis la votation federale du 1er fevrier
1959 date a laquelle 1 arr~te federal sur 1 institution du
suifrage feminin en matiere federale a ete rejete par 654 000
contie 323 000 voix et par tons les cantons sauf trois
d‘entre ~ux. ‚

On peut donc penser avec le Conseil f&Iäral que. les
conditions favöräbles. a une nöiivelle tentative dc faire
aclmettre le principe dc la participation dc la femme aux
decisions politiques en mati~re f~d6rale sont r~unies, •et
qu‘une revision constitutionnelle peut ~tre propos~e au
corps des citoy~ns avec des chances r~elJes dc sticc~s.

Le gouvernement dc la Conf~d&ation, dans sa räponse
ä une motion de notre boll~güe Tanner, s‘&ait engag6, Je
5 mars 1969; ~ söülever dc nou~eaüle probl~mc en temps
opportun. 11 laissait entrevoir qu‘un projet serait pr~sent~
encore cette annäe. Nous lui savons gr~ d‘avoir donn~
suite ä ccs deciarations dans un dälai relativement curt.

Dans cc prdambule, nous n‘entendons pas revenir d‘une
mani~rc dätail1~e sur les int&essantes consid&ations
~mises par le Conseil f~d6ral au chapitre II dc son message
intitulä «Aper9u historique et droit compar6». Quant au
chapitre III, qui pose le probkme dc fond sons le titre
«Faut-il instaurer le suifrage feminin ?~»‚ ii m&ite la lecture
attentive ~ laquelle vous vous ätes, attachds les uns et los
autres. Je n‘y reviendrai pas dans cc rapport, si cc n‘est pour
relevcr que si Je pouvoir constituant dc 1874 a tenu compte
des idees dc l‘dpoque sur la nature diff~rente des deux
sexes, ccs conceptions apparaissent pour une bonne part
p6rim~es un si~clc plus tard; ct, pour reprcndre J‘cxpression

dc J‘une des animatrices dc l‘Association suisse pour le
suifrage f~minin, «le poids dc Ja tradition ne doit pas
maintenir la femme suisse en &at d‘inf~riorit~ dans la vie
publique»~ alors q,ue son r6le s‘est largement ~panoui dans
divers autres domainos dc 1‘activit~ humaine.

Ä cc point dc mon rapport, iJ mc parait surtout utile dc
nipondre par avance ?~ queJques objections couramment
formul&s ä l‘encontre du suifrage f6minin. L‘objection Ja
plus frdquente est fondde sur un pr&endu manque d‘int~rät
des femmes elles-m~mes pour ccs droits nouveaux quc J‘on
souhaiterait leur octroycr. Les partisans dc 1‘dgalit~ civique
r~pondcnt ais6ment ä cette objection, en rappelant tout
d‘ahord qu‘en 1929; däjä, unc pätition f~d6rale sur i‘intro
duction du s~ff,rage feminin portait 170 397 signatures dc
femmcs dc tons los milieux. Dc plus, comme le notent les
auteurs d‘unc. brochure pubii~e pär J‘Association vaiidoise
pour le suifrage fdminin, s‘iJ est vrai que beaucoup dc
femmes sont encore indiff6rentcs ä cc progräs, cela n‘en1~ve
rien ~sa.valeur~ Les idäes nouvellcs sont toujours proposdes
par une minorit~ agissante, une elite, et Ja masse reste
indiff&cnte. En nialit6, Je suifrage dit universcJ a
introduit contre 1a.volont~ dc beaucoup d‘hommes et sans
qu‘on ait jug6 n&essaire dc les consuJter.

J‘ajoutcrai, pour compl&cr cette argumentation, que Ja
question n‘estpastänt dc savoir si.la majorit~ des fcmmes
tiennent ou non ä participer ä Ja vic civiquc. En un tcmps oü
des dizaines dc mulliers d‘hommes dc cc pays disposcnt
d‘unc carte d‘dlccteur et n‘en uscnt pas, heurcux dc pouvoir
ainsi se laver par avance les mains ~ propos dc tout cc qui
pourrait engager un tant soit pcu leur responsabilit~, c~t-iJ
normal quc des . femmes desireuses, des, dc prefidre leur
part dc soucis et dc. responsabilit~s sur lc plan public,
doivent attendre le boa vouioir.dc ccs prätendus citoyens?

La femme ost-eile müre pour l‘exercice des droits poli
tiques? se dernandent aussi ccrtains adver~akes dc la cause
f6ministe. A cette objection, on peut r6pondre par unc autre
question: ie jeune homme dc vingt ans, dc dix-huit ans
peut-~tre un jour, jouit-il.d‘une maturit~ civiquc, d‘un scns
des rcsponsabilit6s et dc 1‘int~r~t g~ndral plus ddvelopp~ que
la femme qui l‘a 6iev6? Constatons, dans Je m~me ordre
d‘idec, qu‘aujourd‘hui. ia femmc rc~oit, . ä .quelqucs cxcep
tions prin, Ja mämc formation scolairc que l‘1~omme,
notamment dans Je domaine dc l‘instruction civiquc, et que
Je developpcment des «mass mcdia» pour parler le Jangage
~t Ja möde, lui permet dc se tenir aussi bien que l‘homme au
courant des probJ~mes dc notre tcmps.

Dans le, camp höstile au suifrage f~rninin, on pr&cnd
aussi volontiers que ia femme n‘a pas besoin dc voter ou
d‘etre ~lue poür exercer son irifluence. Cette mani~re dc
concevoir le probl~mc n~glige Je sort dc nombreuscs
femmes — elles sont pr~s dc 1 300 000 en Suisse — qui vivent
en c~libataires, gagnent leär vie, .paient des impöts, sans
pouvoir cxpiimer leur avis sur los choix parfois fondamen
taux qui se poscnt en mati~re f~d&ale. .Comment d‘ailleurs
soutcnir aujourd‘hui en toutc ~quit~ que i‘enipJoy~e n‘a rien
~ dire au sujet des conditions dc travail, quc les questions
dc prix et d‘approvisionncment ne concerncnt pas. Ja m~na
g~re, quc Ja in~re dc familie ne doit pas se rn~ler des affaires
dc l‘~cole? Comment ignorer. encore l‘opinion dc l‘dpouse
sur le regime matrimoniaJ, dc ia veuve sur Je droit succcs
soral, dc Ja contribuable sur ie regime fiscal, sans portcr
atteinte ä l‘ideal rn~me dc justicc ct d‘~galitd entrc les
humains?

Unc autre objection volonticrs forinulde ~ i‘encontrc
du suifrage feminin a trait au danger quc l‘on ferait courir ä
ia femme dc perdre sa place «priviI~gi~c» dans la soci6t~, en
i‘incitant ä se m~lcr au jeu des politiciens, cc torme ~tant



23Juni 1970 445 Frauenstinimrecht

bien entendu employ~ dans son sens le plus p~joratif. A ces
craintes, ~dont Ja bonne foi n‘est pas toujours des plus
~videntes, on peut r~pondre en affirmant que, si notre vie
politique &ait aussi malsaine que d‘aucuns le pr~tendent, la
participation f~minine ne saurait &re consid&~e comme un
facteur d‘aggravation.

Non, ~ dire vrai, les arguments g~n&alernent utilis~s
contre le partage des responsabilit~s entre hommes et
femmes sur le plan politique ne r~sistent pas ~ un examen
s&ieux. Certains d‘entre eux, admettons-le, avaient quelque
valeur ii y a 20, 30 ou 50 ans et pouvaient expliquer dans
une certaine mesure l‘attitude restrictive d‘une partie de
notre peuple ~ l‘~gard de Ja cause f~ministe. Mais, au
jourd‘hui, us apparaissent d~suets,• voire mesquins, lors
qu‘on les place en regard des Services ~minents rendus -par
tant de femmes ~ notre soci~t~, dans notre pays aussi bien
qu‘ailleurs. Et tous ceux qui, dans diff~rents cantons dc Ja
Conf&1~rations, ont eu l‘occasion de juger de Ja colla
boration des citoyennes dans les assemb1~es l~gislatives
cantonales ou conimunales savent ä quel point ces objec
tions sont aujourd‘hui d&isoires.

Dans Ja tr~s grande majorit~ des pays qui connaissent
l‘~galit~ des sexes en mati~re politique, le droit dc voter,
d‘~lire et d‘6tre ~Iue a ~ accord~ par d~cision du gouver
nement ou du kgislatif, ou encore-~. Ja faveur de l‘adoption
d‘une constitution enti&ement nouvelle, base d‘un regime
politique fondamentalernent nouveau luiaussi.

La proc~dure dc revision constitutionneile en vigueur
chez nous ne permet pas d‘accorder au seul Parlement Ja
comp~tence de d~cider dc Ja participation des femmes ä la
vie politique.

Le peuple doit donc se prononcer.
Reste ~ d~terminer, conime j‘ai sugg~r~ que Je ConseiJ

f~d~ral l‘~tudie dans un postuJat d~velopp~ enjuin 1969,
s‘il ne serait pas conforme ~ l‘esprit dc nos institutioiis
d‘inviter lcs citoyennes ~ participer aux votations reJatives ~
une teiJe revision, pour ~tablir lamajorit~ cantonaJe dans
les cantons oü ccs femmes jouissent du droit dc vote en
mati~re cantonaJe. -

Mais J~ n‘est pas Je fond du probleme, aujourd‘hui. La
grande divergence porte sur le point dc savoir si la voie dc
l‘interpr~tatiön dc la Constitution f&i~ra1e ne doit pas ~tre
pr~f~r~e, en 1‘~tat•actueJ des choses, ~.la voie dc la revision
constitutionneJJe.

Le 17 mm 1969, notre coJi~güe Arnold a d~pos~ une
motion tendant ~ donner mandat inip~ratif au ConseiJ
f~d~raJ d‘adresser aux Chambrcs un message leur proposant
d‘interpr~tcr l‘article 74 dc Ja Constitution par Ja voie d‘un
arr~t6. II s‘agissait donc, tout simplement, dans-l‘esprit dc
notre co1J~gue et des 58 co-signataircs desamotion, dc faire
admettre que, dor~navant, le terme dc «Suisse» signifierait
aussi bien «Suissesse» que «Suisse». Vous serez peut-~tre
surpris d‘entendre Je rapporteur parJer maintenant dc cette
motion examin~e hier. J‘y suis contraint, puisque nous
rapportons au nom d‘une cominission qui a consacr~ les
trois-quarts dc sa uiance pr~cis~ment ~t l‘~tude dc Ja motion
dc notre coll~gue Arnold.

Lors dc son d~p6t,. cette motion a s~duit un certain
nombrc dc membres dc notre conseiJ; et surtout plusieurs
d‘entre ncus y ont vu Je moyen dc faire avancer Ja cause
f~ministe en tirant argument des votes favorables ~ l‘~gaIit~
des femmcs et des hommes sur le plan civiquc intervenus
dans diff~rents cantons suisscs, depuis 1959. J‘~tais dc ceux
qui, ii y a une ann~e, ont appuy~ l‘intervention dc notre
co11~gue zurichois. Je suis d~s lors d‘autant plus ~ J‘aise pour
soutenir, avec la comrnission au nom dc laquelle j‘ai
l‘honncur dc rapportcr, qu‘il aurait ~ parfaitemerit

inopportun dc suivrc la voic propos~e par M. ArnoJd; et
c‘est pourquoi hier j‘ai refus~ d‘appuyer celui-ci. En cifet,
tcnant la prornessc qu‘iJ avait faite en r~ponse ~ Ja motion
Tanner, Ic Conseil f~d~raJ nous a pr~sent~, par son mcssage
du 23 d&~embrc 1969, des propositions dc modification
constitutionnelic qui devraicnt pouvoir ~tre soumises au
votc des citoyens au d~but dc l‘an prochain.

Nom pouvons donc csp~rcr que, - dans des d~lai~ tr~s
brcfs, une r~ponse enfin positive poürra ~tre - donn~e ~
celles et ceux qui, depuis si- longtemps, travaillent ~ l‘avan
ccrncnt dc la cause dc l‘~ga1it~. -

Dans ces circonstances, l‘acceptation dc Ja motion
Arnold aurait donn~ l‘impression ~ nombre dc gens que
tous les arguments d‘ordrc juridiquc oppos~s jusqu‘~
maintenant ~ la methode intcrpr~tative n‘&aient que dc
vulgaires pr~textes, et qu‘aujourd‘hui~ nous sommcs pr~ts,
par craintc dc 1‘&hec, ~t substituer ä--un actc -csscntiel dc
notrc histoire nationale une p~1e com~die politico-juridiquc;

Une aütrc possibilit~ quc la voic de l‘interp&ation a ~tS
envisag~epar Je ConseilJernätional Gerwig, dans un postulat
dat~ du 9 octobr~c 1969. -IJ s‘agirait d‘introduirc Je suifrage
feminin sur le plan f~d&a1 par une modification dc la loi
f~d~rale sur les ~1ections et votations et non par une rnodifi
cation dc la Constitution.~-Nötrc co1J~gue bälois - sc base
sur l‘actuel article 74, 2~ alin~a, dc celle-ci, - selon lcqucl la
J~gislation f~d&ale peut r~g1er d‘une mani~re. uniforme
l‘cxercjce du droit dc suifrage. Cctte solution pr~suppose dc
toute mani~re l‘acceptation d‘une interpretation extensive
du Jer alin~a dc J‘articlc 74; on en revient donc au probl~mc
pos~ par Ja motion Arnold. - -: -

Pour tous ces motifs, vo~re commission a d~cid~, ~
J‘unanimit~ moins une voix, celle de M. Arnold Jui-m~me,
d‘entrer en mati~rc et d‘cxarniner la proposition de revision
constitutionnelic formul~e dans le message du 23 d~cembre
1969. -

Apres discussion, Je 1er aJinca dcl article 74 a etc accepte
sans Opposition dans Ic texte propose par lc Conseil fedcral

- . Lorsde notre s~ance du 5 mai, le2e a1in~a de J‘article 74

ii a pas suscite dc discussion Mais Ja semainc dernicre une
breve rcunion des membres dc notre commission a permis a
M. Muheim dc revenir sur cet aJin~a. Selon le textepropos~,
<des Suisses et Suissesscs äg~s dc 20 ans r~vo1us etqui n‘ont
pas ~ priv~s dc. leurs droits civiques en - vcrtu du droit
f~d&al mi dc la kgislation du Qanton de domicile ont ~1e
droit dc prendre part au•x votations et ~lections f~d~ra1cs. »
Notre coll~gue luc~rnois nous a fait remar~ucr. que, dans
ccrtains cantons, ii peut arriver qu‘un citoyen b~n~ficic
du drolt dc vote. et d‘~ligibiJit& sur le plan f~d~ral et non
sur le plan cantonal ou communal, par Je fait que ccrtains
motifs - dc privation d~coulent dc la seule 1~gislation can
tonale. D~s lors, soucieux d‘~viter une teile situation,

- M. Muheim nous a propos~ quc Ja 1~gislation soit, dans
tous les cas, celle du domicile.

La cominission n‘a pas eu dc peine a se raUher ~ cettc
proposition, agr~e d‘aifleurs par le repr~scntant du Conseil
f~d~ra1; ainsi, toute ~quivoque est supprim~e sur cc point.

Le 3e alin~a dc l‘article 74 a ~ accept~ dans Ja version
du Conseil f&I~ral. -

Le 4e alin~a du in~me article, modifi~ dc mani~rc pure
ment formelle sur proposition dc notre pr~sident, dit que
«Je droit cantonal demeure r~serv~ pour les votations- et
~1ectio~ns cantonales et comrnunales ».

Cet alin& ~nonce wie r~gle d‘une importance fonda
mentale, en m~mc temps qu‘il pose Je probJ~me d~Jicat dc
Ja g~n6rallsation du suifrage feminin.- D‘aucuns auraient
souhait~, pour des raisons parfaitement compr~hensiblcs,
que l‘on saisisse l‘occasion dc Ja prochaine votation f~d&
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rale pour tenter d‘introduire en m6me temps le principe de
l‘~galit~ civique des femmes et des hommes dans les cantons
et les communes de l‘ensemble du pays. Mais ce postulat
fort legitime se heurte ~ la structure f&l~rative de notre
Etat. En fin de compte, suivant le Conseil f~d~ral sur la
voie de la prudence, la commission a refus~ de supprimer
ce 4~ alin~a. Ainsi, nous ne donnerons pas l‘occasion aux
adversaires du suifrage feminin d‘ajouter aux arguments
dont nous avons appr~ci~ la valeur tout ~ l‘heure, des argu
ments en rapport avec les sentiments f~d&alistes heureuse
ment encore bien vivants dans nombre de nos cantons.

Les m~mes motifs nous ont fait renoncer ä pr~voir une
r~serve en ce qui concerne le vote des militaires, que la
Chancellerie f~d~rale aurait souhait~ voir r~gi par des dis
positions f~d&ales.

Certains adversaires de l‘~galit~ civique des hommes et
des femmes, sentant la fragffit~ de nombre de leurs argu
ment5, ont ouvert la Bible pour d&~ouvrir ce texte de
St-Paul, si souvent cit~; non sans malice: «Que les femmes
se taisent dans les assembl~es.» Les partisans du suifrage
f~minin ont eu beau jeu de leur r~pliquer en invoquant
d‘autres textes,en rappelant que Ja .justice est une exigence
biblique et que, comme l‘a magistralement soulign~ Charles
Secr~tan, «il n‘y a pas dejustice pour celui qui re9oit sa
loi toute faite des mains d‘unautre».

Un pasteur se demandäit en 1959, dans les colönnes
d‘un journal vauddis, si cette 6volution vers wie ~galit~
toujours plus compl~te de l‘homme et de la femme est
acceptable du point de vue chr~tien. N‘est-elle pas corit±aire
ä la R~v~lation biblique? Dans l‘ordre de in cr~ation, tel
que laBible repr~sente, la femme n‘est-ellepas 1‘inf~rieure de
l‘homme, destin~e ii. lui &re söumise, i~ lui ob&? Et, s‘il
en est bien ainsi, ne conviendrait-il pas de restreindre
plutöt que d‘&endre laplace qu‘elle a prise dans la soci&~?

A ces questions, un autre th~ologien a r~pondu en
rappelant que l‘hornme et la femme sont ~gaux devant
Dieu. us ne sont toutefois ni identiques, ni interchangeable
us sont cornpl~mentafres, indispensables l‘un ä~ l‘autre,
destin~s ä accomplir des täches particuli~res dans l‘unit~de
leur collaböration. Ainsi, la femme doit aceepter sanature
de fenime, cr~e päur &re l‘aide de l‘homme. Eile doit
~trepr~te~ l‘aider partout. De m~me l‘hoxnme doit accepter
et reöhercher son aide. II n‘est.pas ~<seigneur», ii n‘est pas
seul, complet, ind6pendant. fl lui faut son vis-ä-vis humain
qui disceme aveciui le bien du mal~ qüi intervient avec lui
pour que la volont~ divine soit respect~e.

Ceci est vrai po~ir la familie, pour l‘Eglise et poür la
Cit~. Cela doit ~tre yrai tr~s bientöt pour notre ch~re Con
f~d~ration.

C‘est pourquoi, äujourd‘hui, notre devoir n‘est pas
seulement de voter la modification constitutionneile qui
nous est propos~e. Nous devons prendre; en m~me temps,

• l‘engagement de travailler tous, dans les mois ä venir, ~. la
r~alisation de ce postulat fondamental par un vote massif
des citoyens en faveur de l‘~galit~ civique des femmes et
des hommes, unis dans leur destin de Suisses.

Allgemeine .Berätung — Diseussion g~n&ä1e

Aebischer-Bern: Die demcilcratische und evangelische
Fraktion empfiehlt Eintreten auf die Vorlage über die Ein
führung des Frauenstimm- und -wahlrechts in eidgenössi
schen Angelegenheiten.

Diese Einführung bedarf einer Teilrevision der Bundes
verfassung mit der Zustimmung von Volk und Ständen.
Den parlamentarischen Vorstössen, welche durch eine Neu
interpretation der einschlägigen Bestimmungen der Bundes-

verfassung quasi aus dem Handgelenk die politische
Gleichberechtigung der Fräu erreichen möchten, konnten
wir nicht zustimmen. Wo würde das hinführen, wenn wir
anfangen, Verfassung und Gesetz nach Gutdünken auszu
legen und gefügig zu machen? Die Ausgangslage ist doch
klar, sonst hätten wir nicht im Jahre 1959 in einer Abstim
mung Volk und Stände darüber befragt. Eine klare Ent
scheidung in einem Urnengang ist unumgänglich und dient
der Sache besser. Seit der letzten Volksabstimmung iSt zur
Frage des Frauenstimmrechts eine deutliche Wandlung fest
zustellen, die einen Urnengang sicher nicht zu scheuen hat.
Die Pionierleistungen in vielen Gemeinden und Kantonen
brachten Erfahrungen, die sich positiv auswirkten~ Darum
ist es richtig, dass wir uns heute auf die Stimni- und Wahl-
berechtigung der Frau in‘ eidgenössischen Angelegenheiten
beschränken und die Entwicklung in Kanton und Gemeinde
wie bisher eigenständig wachsen und reifen lassen.

Im Interesse der Sache ist auch der Zeitpunkt der Ein
führung auf eidgenössischer Ebene sorgfältig abzuwägen.
Wenn die beiden eidgenössischen Räte bis zur Herbst-
session dieser Botschaft des Bundesrates ihre-Zustimmung
geben, wie 1958, so flhdet unsere Fraktion, dass es nicht
als Zwängerei ausgelegt werden darf, wenn die Völksab
stimmung auf den Februar- 1971 angesetzt wird und bei
dören Anhahme die Frauen erstmals bei den Natiönakats
wahlen im Herbst 1971 mitmachen können. Wir können
dies umso mehr befürworten als‘ wir wissen, dass nach
Erkundigungen bei‘ den Kantonen die rechtzeitige Erstel
lung der Stimmregister garantiert ist. Ein dringliches Postu
lat allerdings Wäre noch: zu erfüllen für Kantone, die es
noch nicht realisiert haben: Die mehr als verdoppelte
Wählerzahl würde den Parteien eine unzumutbare und
untragbare finanzielle Mehrbelastung bringen, so dass
wenigstens die Wahilisten und der gemeinsame Versand
überall von den Kantonen oder Gemeinden übernommen
werden sollten. Auch so noch wird-keine Partei ohne grosse
finanziQile Opfer mitmachen köünen.

Neben diesen Erwägungen sehen wir in der Gleich
berechtigung der Fräu eine Bereicherung des politischen
Lebens. Politik, vor der; viele — vielleicht aus edlen und
beachtlichen Motiven — Angst haben und lieber nichts davon
wissen wollen, heisst ja nichts anderes als: Führung der
Staatsgeschäfte,. das Schaffen und Erhalten einer• staat
lichen Ordnung, das Planen und Leiten von Aktionen des
öffentlichen Lebens. Es sollte klar sein, dass die Frau in
ihrer. Eigenart und ihrem Wesen nach mit dazu gehört.
Gerade bei der ledigen oder kinderlosen Frau, aber aüch
bei Müttern, bei denen die Kinder schon ausgeflogen sind,
liegen Kraft und Zeitreserven, auf die die Allgemeinheit
nicht länger verzichten darf. Wir sind überzeugt, dass sie
mit ihren speziellen Gaben sich einsetzen wird für Recht,
Gerechtigkeit und Friede, für den -Schutz der tragenden
Säule jeden Vollcsiebens, für die Familie. Für Fragen der
Erziehung und Autorität, des Generationenproblems und
als Hüterin der menschlichen Werte im Zeitalter der Tech
nisierung und des kalten Materialismus und als Wächterin
über unsere Volksgesundheit ist sie geradezu prädestiniert.

Im neuen Verfassungsartikel über Turnen und Sport
wird auch der körperlichen Ertüchtigung der weiblichen
Jugend volle Aufmerksamkeit geschenkt. Ein staatsbürger
licher Unterricht in den Schulen wird ihr Leben bereichern
und ihren Horizont erweitern. -

Sie sehen, dass das früher an die Wand gemalte Schreck
gespenst der Suifragette schon ganz verblasst ist und die
Angst, die Frauen könnten in ihrer Mehrheit (in der Stadt
Bern sind von 108 000 Stimmberechtigten 62 000 Frauen
und nur 46000 Männer) den -Männern einmal das Stimm
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und Wahlrecht entziehen, unbegründet ist; sonst könnten
~ wir ja dann Zuflucht nehmen zu der Römer Konvention

4er Menschenrechte. Die Menschenrechte sind zwar nicht
P= eine Erfindung des 20. Jahrhunderts. Sie sind schon in der

Bibel verbrieft. Das christentum hat der Frau als Gehilfin
uhd~ gleichberechtigte Partnerin des Mannes zu Freiheit

~; und:. Recht verholfen. In dieser Verantwortung wird sie
~ :j:~ Rechte auch nicht niissverstehen. Darum ist es an der
~ ~Zeit, ‚dass die Schweizer Frau das politische Stimm- und

• Wahlrecht bekommt.
~ diesem Sinne empfiehlt die demokratische und evan

.gelische Fraktion Eintreten und Zustimmung zur Botschaft
des Bundesrates

Ketterer Die Fraktion des Landesrings hat sich bekannt
~ lich‘stets vorbehaltlos für die Gleichberechtigung der Frauen
~;. aüch auf politischem Gebiet eingesetzt und seit Jahren ent
~. sprechende parlamentarische Vorstösse unternommen oder

.ter-stützt. Sie be~rüsst deshalb die zur: Diskussion ste
~heüde~Vor1age empfiehlt Eintreten und unterstützt diese

~‘~n~ach dem Wortlaut der Kommission vorbehaltlos. Eine
~ ~weitereBegründung unserer positiven Haltung können wir
~hm~deshalb ersparen. ...

t~T~ ~~DenAnttag Schwarzenbach, der andernorts lediglich
~ eulen unnötigen Leerlauf und eine Verzögerung des Inkraft
~ :trØtens des Stimm- und Wahlrechts der Frauen mit .sich

brachte, :lehi~en wir entschieden ab.
~ .~;Zu den Abänderungsanträgen Arnold konnte ~unsere

.Eraktion leider. nicht mehr Stellung nehmen. Es ist schade,
~~dass er diese. Anträge nicht schon als Mitglied der vorbe~
~• ~afehden Kommission dort zur Diskussion stellte.
~der Behandlung in der vorberatenden Kommission

sind .wir noch auf einen unwürdigen und veralteten Zustand
~ *in einigen Kantonen~ gestossen. Dieser gibt uns Anlass,. in

~:~einerMotion.für.Abhi1fe zu sorgen. Eshandelt sich darum,
~:Hdas~ nicht weniger als 6 Kantone sich heute noch nicht
F( :-~heuen, Bürger, die in Ehren und Rechten stehen, das

€timmrecht . wegen Armengenössigkeit vorzuenthalten~ Ich
~. habe meinen Augen nicht getraut und ich musste durch
~ den Dokumentationsdienst mir bestatigen lassen dass es so
~ ist. Es ist doch ein unwürdiger Zustand, dass mati Leuten,
~~4ie:aus.irgendwelchen Gründen — wenn Liederlichkeit vor
~liegt, kajin man noch darüber sprechen -~ die Fürsorge in

~Ab~pruch nehmen müssen, das Stumm- und Wahlrecht
~.~entzieht. Es ist zu hoffen, dass diese .6 Kantone in sich
~. ~ehen und möglichst rasch diesen. unwürdigen Zustand
~ ahstellen.

Weiter gibt es Ausschliessungsgründe vom Stimm- und
~~Wahlrecht in einigen Kantonen, weil die Steuern noch nicht
~&ahlt: sind. Ich meine,, auch hier können verschiedene

Gründe vorhanden sein, mit der Bezahlung der Steuern
~ ini.Rückstand zu sein. Man sollteauch diese Methode.mög
~ lichstbäld abschaffen.

Im übrigen stimmen wir .der Vorlage ~

M Jaccottet Dans tous les cantons ou le Parti liberal
~. est repr~sent~,le droit devote et d‘~ligibiit6 ont~ reconnus.

:a~jx ‘femmes, tant en mati~re communale que cantonale.
:Qertes, ii a parfois fallu, pour comrnencer, passer par deux

~‘ du trois votations negatives. Mais ensuite, les citoyens de
ces cantons ont admis de faire ce geste dejustice et d‘~quit~
~que nos amis valaisans viennent ~ leur tour de faire cette
anj~e avec ~1~gance et de grand c~ur. .ce n‘est donc pas
däns l‘abstraction, mais en se fondant sur des exp~rience

‘.Concr~tes, qui se sont r~v~l~es favorables, que les membres
. du groupe liberal vous recommandent aujourd‘hui vive

ment de faire un geste semblable sur le plan f~d~ral.

Frauenstimrnrecht

II me parait iiiut~ de r~p~ter maintenant les nombreux
arguments qui viennant ~ l‘appui de ce projet et que MM.
les rapporteurs ont d~veloPP~ avec j,ertinence et de fa~on
persuasjve. Er‘ revam~e, je pense que le repr~sentant d‘un
canton qui a jr‘tV0 t le suifrage föminin depuis plus de
dix ans et qUi a ~ le premier ~ le faire en Suisse, fera peut
6tre ceuvre plüs:t‘tile en parlant ici de la collaboration que
les femmes ont pr~t~e depuis lors dans les affaires publi
ques cantonales et cOmmunales.

Certains ont ~egiet~ que l‘accession des fenimes au
droit de vote rl‘ait pas .entrain~ une augmentatiOfl massive
de la participaüøt‘ au scrutin. Mais il &ait normal que celles
qui avajent juscWe lä etc tenues ä l‘~cart des d&~isions poli
tiques n‘aient pas toUtes eu d‘embl~e le d~sir, la volont~ et
l‘int&üt de s,oc~t‘Pe~‘ de ccs probl~mes. 11 faut aussi recon
naitre que, daris 1105 cantons, les citoyens eux-m~meS ne
manifestent ‚~ eureu5emar~t pas un tr~s grand int&& pour
les votations. Leur participation reste le plus souvent
beaucöup troP faible, beaucoup trop faible en tout cas
pour donner le bot‘ exemple ä leurs compagnes.

II est tr~S ~11t~resSant par ailleurs de relever que les
citoyennes ~r‘i suivent les affaires publiques le font en
gön&äl avec beaUCouP de cönscience et d‘attention. Elles
ne se rendent pas au bureaü de vote simplement pour
s‘acquitter d‘Ufle 0bligatiOn et pour‘ donner suite ~ des mots
d‘ordre, sans autre examen. Blies tlennent auparavant ~ se
former leur proP~° opini6n sur l‘objet du scrutin. Blies
suivent les ~ de t~l~vision et de radio qui sont
consacr~es ~ ~~ elles pr~nnent des renseignementS et
elles s~appliqUet~t ~ se proflOflcer vraiineflt en connaisSanCe
de cause.

Qu‘en est-il d‘autre part de la participation active des
femmes dans leS conseils l~gisiatifs des conlmufles du can
ton de Vaud. Une enqu~te faite ~. l‘occasion des ~lections
de l‘autonme deruier donne ä cet ~gard des indications qui
mdritent d‘ütre reten“~ Surun total de 385 communes, le
canton de Vaud en ~~omp~ 271 qui sont trop petites pour
av6fr un ~onsui1 j~gisia4f. Dans ces comfllunes, c‘est l‘assem
blöc de cornnnitle, d&0mhl~~ conseil g~n~ral qui ~lit les
mernbres de1~ ~Utif, ~‘est~ 1~e1es conseiilersmunicipaux.
A l‘~clielon des mUnjcipa~~tes, les femmes ne sont pas tr~s
nornbreuses. L~aUt0ni~ denn~, dans ies 271 communes
en question, ii y a eu 6 candidates ~ des postes de conseil
l~res n-n~njcipaleS; 4 d‘entre des ont ~ ~lues.

Dans une 5oiXanta de ces communes, l‘enqu~te a
port~ ~galeme11t sur la question de savoir.dans quelle mesure
les femmes paxticiP~~t aux s~ances du conseil g~n~ral.
Dans im diXi~n1e des comnlunes consult~es, le conseil g~nö
ral est jusqu‘iC~ reste uniquement niasculin. En revanche,
dans les deux tiers en wut cas, les femmes suivent r~gulinre
ment les s~anCee danS une proportion plus ou moins grande,
qui peut atteindre le tiers et m~me la moiti~ des membres
actifs du conseil g~nöral.

En outre, 114 ~OTflfliUfldS vaudoises ~lisent im conseil
lögislatif, c‘est-~-~‘~ un conseil communal qui compte un
nombre de me111b~S plus ou moins grand suivant l‘impor
tance de la ~optdatiohl. C‘est dans la commune de Lausanne
que la proportiOt‘ des citoyennes ~1ues au conseil communal
er‘ auto~e dernier est. la plus forte. Eile ötait dc 23% au
lendemajn des ~1ection15, eile a passe ~ 25% ~ la suite du
remplacement des niembres dc la municipalit~ par des
viennent ensuite. pans deux autres communes, la propor
tion des fenmies ~lues est dc 15,5%, dans 5 cette proportion
est dc ~ dans 7 eile est exactement dc 10% alors
que, dans toutes lee autres, eile reste au-dessous dc cc der
nier taux.
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Relevons encore que le Grand Conseil vaudois coinpte,
dans sa formation actuelle, 22 femmes sur un total de 197
d~put~s, c‘est-ä-dire 11,1 ~. Ccs proportions restent donc
bien faibles. On peut le regretter, on peut s‘en contenter.
Mais en tout cas, on doit constater que Ja reconnaissance de
l‘~gaiit~ politique des fenunes n‘a pas provoqu~ dans le
canton de Vaud un envahissement feminin dans le domaine
de la yie publique.

Mais on peut faire une autre constatation beaucoup
plus positive. Je l‘ai faite personnellement dans le cadre du
Conseil communal de la ville de Lausanne. C‘est que les
femmes qui sont rnembres du conseil ~ommunal ou d‘un
grand conseil prennent de mani~re g~n&ale leur mandat
tr~s ~ c~ur et qu‘elies y mettent beaucoup de s&ieux.
Blies s‘efforcent dc suivre r~guJi~rement les s~ances; elles
accepteat avec beaucoup de bonne volont6 dc faire partie
de nombreuses commissions, elles se donnent la peine
d‘approfondir les probi~mcs qui ieur sont soumis. Dans
l‘ensernble, on peut remarquer que les qua1it~s dont elles
savent faire preuve, leur intuition, leur sensibiit~, tr~s
souvent leur sens de i‘~conomie, sont ti~s utiles dans les
discussions des conseils ou des commissions Nous- avons
eu ~galement deux ou trois fenimes qui ont ässum~ la
pr~sidence dc. conseils communaux. Eiles ont accompli
cette mission avec ferrnet~, avec pr~cision et souvent avec
b,eaucoup d‘~I~gance, ce qui n‘est pas ‘~ d~daigner nön plus.

On peut d~s lors souiigner que Ja contribution positive
apport~e. par les femmes aux affaires publiques de certains
cantons, dc certains communes, nous montrent bien les
avantages que l‘on en retirera aussi sur le plan dc Ja poli
tique f~d~ra1e. Ici la justice et 1‘utiiit~ vont de pair.

Je voudrais enfin relever im dernier point. Dans un
canton oü les femmcs ont acquis les droits politiques en
mati~re cantonale, on ressent im certain malaise d~s que
l‘on doit aborder des affaires f~d~ralcs. Si J‘on traite par
exemple dans une assembl~e pübiique un sujet qui doit
faire l‘objct d‘une votation populaire sur le plan f~d&aJ,
les femmes pr~sentes s‘y int&essent bäau‘cäup, mais on en
est d‘autant plus g~n~ de ne pouvoir leur recommander dc
prendre p~rt .au scrutin en in~me temps que les honirnes..
On a l‘impression de ieur infliger une diminution d~shono
rante.

C‘est pourquoi le groupe lib~ra1 soühaite que le projet
quc nous discutons maintenant soit approuv~ non seule
ment par les deux ~hambres, ce dont nous ne doutons pas,
mais bientöt aussi par une tr~s nette majorit~ du corps
~lectoi~al suiss~ et des caritöns.

M; Felber: Au moment oü nous reprenons la discussion
~ propos dc l‘institution du suifrage f~minin sur le plan
frd~ra1, ii mc parait essentiel dc pr~ciser que nous n‘avöns
pas ~ tenter ici J‘anaiyse dc nos sentiments ni ä d~termincr
cc qui est f~ministe dans nos propos ou cc qui pourrait, au
contraire, sembier misogyne. Cc qui nous guide, dans nos
interventiöns, cc qui d~termine chacun d‘entre nous et a
permis, en d~finitive, une d~cision tr~s claire dc la commis
sion du Conseil national, c‘est d‘abord une recherche dc
l‘~quit~, de la justice et dc 1‘~vidence. Ii y a bien aussi ia
volont~ dc repöusser une forme archaique et restrictive dc
nos droits constitutionnels. -

Au norn du groupe socialiste, j‘ai le piaisir dc d~clarer
que nous acceptons 1‘entr~e cii mati~re et que nous voterons
Je projet dc modification dc l‘article 74 dc Ja constitution
f~d~rale. En agissant dc Ja sorte, nous ne faisons que suivre
mi postulat dc notre parti,postulat äg~ dc plusieurs d~ccn
nies ~ Lc suifrage feminin constituait en cifet le second
point du programme du Comit~ d‘Olten, en 1918. Nous

sommes donc r~jouis dc constater quc les propos consid~r~s
comme tr~s s~ditieux par la majorit~ d‘alors trouvcnt
aujourd‘hui un accueil tr~s favorable dans tous Jes groupes
politiques dc notre pays.

En d~ccmbre 1918, Je conseiller national socialiste
Greulich d~posait une motion demandant l‘institution du
suifrage feminin. Cc pruncipe post, lcs sociaiistes n‘ont
cess~ dc Je d~fcndre, dans toutc Ja mcsure dc icurs moyens,
dans les. communes, lcs cantons et sur le plan f~d~ral.

Sculs d‘abord, puis avec bon nombre d‘cntrc vous~ us
sc sont heurt~s, h~Ias trop souvent, i~ des ~checs. Notre
groupe se r~jouit donc particu1i~rcment des propositiöns
qui.nous sont faitcs et ii tient a remercier le Conseil f&l~raI
d‘avoir scrupuleusemcnt . respect~ ics engagements qu‘il
prenait dcvant notre conseil, au moment dc Ja discussion
relative ä Ja Convention europ~enne des droits del‘hornme,
en particulier.

Le groupe socialistc, en accord d‘aillcurs avec lcs
groupcs repr~sent~s au sein dc la commission, et m~mc
certainement avec tous ceux qui composent cette assembl~c,
appuiera vigourcusement la campagne qui pr~c~dcra la
votation populaire. Nous sommes persuad~s quc Je rdsultat
dc ccttc consultation scra positif ct quc nous verrons ainsi
s‘cffaccr une des r~scrvcs les plus lourdes qui emp~chaient la
ratification par notre pays~de Ja Convention curöp~cnnc des
droits de l‘homme. D~put~ du canton dc Neuch~tel; qui
c~I~brait 1‘ann~e dcrni~re ie dixi~me. annivcrsairede l‘intro
duction du suifrage feminin sur Je plan cantonal, je suis
bien oblig~ d‘avoucr que Je vote qui suivra cc d~bat, bicn
que tardif, ne m‘apparait pas comme devant suscitcr une

• crisc dc conscience parmi les mcmbrcs dc cette Assembl~e,
tellement ii scmble evident que nous allons supprirner un ana
chronismc, cömme J‘ont fait d~ji~ plusicurs des cantons
suisses. Dc plus, ii faut bien constater qu‘aucun boulcverse
ment politique n‘a suivi l‘introduction du suifrage f~munin
dans les cantons; cc qui tendrait ~ prouver J‘cxistence d‘une
osmose politiqucentre les sexes.

Peut-&re entendrons-nous dire quc la participation des
femmcs suisses au scrutin dans lcs cantons o~i elles~ en ont
Ja possibilit~ est faible. Le rapporteur dc langue fran~aise a
particuli~rement d~montr~ Ja faiblesse dc cet argument
tout ä l‘heure. Cc n‘est en cffetpas au moment oü nous nous
pr~occupons tous du ph~nom~nc g~n~rai dc l‘abstention
nisme que nous pouvons retenir une teile objection. Le
probl~me, en effet, n‘cst pas strictcment feminin; cc qui
tcnd d‘aiileurs ~ prouver, si besoin est, que les fcmmes sont
en tout lcs ~gales des hommes, manie dans Jes fautes
civiques. .

Cc qui force notre optimisme, c‘est l‘~volution gimdrale
du statut dc la fcmrnc dans notre soci~t~. Si i‘~galit~ des
droits politiqucs ne lui a pas encore ~ rcconnue, Ja pro
motion dc la femme dans les domaines sociaux et ~cono
miques devient dc plus en plus une r~alit~, peüt-~tre tout
simplement d‘äillcurs parce que notre &onornie ne peut
plus s‘offrir le Juxe d‘ignorer un groupe si important,
capable dc lüi pr~ter un renfort certain ~. tous les ~chclons
dc sa hi&archie socialc.

Lesfemmes el1es-m~mcs ont conquis ccrtaines positions
• grace ä Jeur cöurageuse pers~v~rance. II mc paralt parti
cuIi~rement important dc souligner que Ja position dc la
femme dans Ja familie a ~vo1u~ dc mani~re teile que, dc
plus cn plus souvent, l‘~pouscet la m~re est imm&Iiatemcnt
responsable avec son man dc la vic dc cette cellule premi~rc
dc notre soci&~. C‘cst 1~, nie scmble-t-ii, un des gages les
plus sürs dc l‘accucil favorable que l‘~lectorat suissc r~ser
vera ä Ja modification constitutionnelle que bus dis
cutons.
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Ave6 les cantons romands, maintenant unanimes, de
nombreux cantons al~maniques proposent de nisoudre
positivement le prob1~me de l‘institution du suifrage f~
mmm. Cela nous semble ~galement signifier queles condi
tions psychologiques n~cessaires sont niunies pour aboutir
ä un nisultat positif. Le peuple suisse a prouv~, it piusieurs
reprises, sa maturit~ civique. Nous lui faisons donc con
fiance cette fois encore.

von Arx: Im Namen der konservativ-christi jchsozjalen
Fraktion beantrage ich Ihnen, auf die Vorlage einzutreten
und dem durch die Kommission abgeänderten Text zuzu
stimmen.

In den vergangenen zwei Jahrhunderten haben — bis
weilen unter dem Druck von Volksaufständen — bessere
Einsichten die demokratische Staatsform fortentwickelt und
die meisten Nationen von der absoluten Monarchie über
den Privilegienstaat zum allgemeinen Stimm- und Wahl
recht der Männer und schliesslich der Frauen geführt. Die
Schweiz hat diese letzte Stufe noch nicht erreicht. Es wäre
indessen verfehlt, die Schweiz, wie es da und dort geschieht,
•deswegen vor dem Ausland herabzusetzen, denn beim
Vergleich mit dem Ausland dürfen wir nicht übersehen,
dass meines Wissens in keinem Land das Frauenstimmrecht
durch eine geheime Abstimmung der- stimmberechtigten
Bürger des betreffenden Landes eingeführt worden ist.

~Die Einführung erfolgte in andern Ländern durch einen
autoritären Akt, durch Regierungserlass oder durch Par
lamentsbeschluss. Sodann unterscheidet sich das schweize
rische Stimrn- und Wahlrecht gegenüber demjenigen ande
rer Staaten dadurch, dass die Frau bei uns än allen Ab
stimmungen teilnehmen kann, während sich die Frauen in
den meisten Demokratien nur alle paar Jahre an den Parla
.mentswahlen beteiligen können. Eine gerechte Betrachtungs
weise darf diese wesentlichen Unterschiede nicht unbe
achtet lassen. Schliesslich vermag die Schweizer Frau unsere
Demokratie und die Einrichtungen unseres Rechtsstaates
auch ohne Stimmrecht wohl zu werten, wenn sie sich mit
Frauen feudaler oder totalitär regierter Staaten vergleicht,
wo den Frauen das Stimmrecht zukommt.

Die Einführung des Frauenstimm- und -wahlrechts ist
eine logische Verwirkliöhung von Werten, die unserer
Bundesverfassung innewohnen. Die Verwirklichung dieser
Werte ist aber nicht bloss eine logische Notwendigkeit, die
sich aus der demokratischen Staatsidee ableitet. Sie trägt
auch den veränderten Verhältniss~n der Zeit Rechnung.
Ebenbürtige Partnerschaft der Frau ist offenkundig in der
Industrie, im Handel, im Gewerbe, in der Landwirtschaft,
im kulturellen Leben, in der Bildüng. Hier sind Wissen und
Leistung- der Frau neben der Kindererziehung längst un
entbehrlich geworden. Allmählich dringt die Erkenntnis
beim Manne durch, dass Hausfrau und Mutter Beruf und
Berufung zugleich sind; ein Beruf und eine Berufung
übrigens, die sich mit den männlichen Leistungen durchaus
messen. Es sind erst 12 Jahre her, da im schweizerischen
Parlament aus ehrlicher Besorgnis um das Wohl des Vater
landes noch der Ruf erscholl: «Gott behüte uns vor den
Folgen einer Ausweitung der Demokratie in der vorge
schlagenen Richtung.» Es ist ein Beweis des raschen
Flusses der Zeit, wenn uns allen heute ein solcher Ausruf
nicht mehr einfühlbar erscheint.

Unsere Fraktion befürwortet die Einführung des inte
gralen Frauenstimm- und -wahirechtes aus folgenden vier
Prinzipien:

- 1. Die Würde der menschlichen Person ist ein Grund-
wert unserer Verfassung. Als ewiges Recht wurde diese
Norm vom Verfassungsgeber nicht geschaffen, sondern
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lediglich anerkannt, wie es Professor Kägi ausgedrückt hat.
Zur Würde des Menschen gehört, dass er als Glied der
menschlichen Gemeinschaft an der Schaffung und- Gestal
tung seiner Ordnung mitwirkt. Die politische Gleichberech
tigung der Frau ist darum eine Forderung, die sich aus
ihrer Menschenwürde ableitet.

2. Träger unserer Souveränität ist die Gesamtheit des
Volkes. Die Demokratie lebt von der Mitsprache und der
Mitbestimmung dieser Trägerschaft. Je umfassender diese
Berechtigung zur Mitsprache und Mitbestimmung ist, desto
besser ist die Demokratie verwirklicht. Damit wird die
politische Gleichberechtigung der Frau zu einem Postulat
der Demokratie.

3. Die Gestaltung der Gemeinschaft soll durch mög
lichst viele Glieder erfolgen können, weil dadurch die
Gerechtigkeit und damit das Gemeinwohl besser verwirk- -

licht werden- können. Die bürgerlichen Anliegen der Frau
dürfen nicht ausschliesslich durch - die Männer besorgt
werden-. Die Gleichstellung der Frau im öffentlichen Leben
ist daher ein Erfordernis der Gerechtigkeit.

4. Rechte und Pflichten stehen mi freiheitlichen Staats
wesen in efnem inneren Zusammenhang. Als Männer ist uns
dieser Zusämmenhang vertraut. Bei der Frau ist diese Ord
nung nicht gegeben. Sie erfüllt zwar die ihr vom Gesetz
auferlegten Pflichten, indessen ohne bei der Schaffung
dieser Gesetze mitgewirkt zu haben. Die politische Gleich
berechtigung der Frau stellt darum auch bei der Frau den
Zusamnienhang zwischen Rechten und Pflichten her. Aus

• diesen Gründen stimmt unsere Fraktion für Eintreten.

M. Copt: Le groupe radical vous recommande d‘entrer
en mati~re et d‘adopter le projet tel qu‘il est issu des d~li
b~rations de la commission.

C‘est fou ce qüe les choses et les ~v~nements vont vite!
•Pour nous autres Valaisans, qui sortons d‘en prendre, le
suifrage f~minin, c‘est d~jä presque du nichauff~. Dieu sait
ce qu‘il en est pour nos coll~gues vaudois, genevöis et
neuchätelois! C‘est certainement d~jä du passö, c‘est
presque un combat d‘arrinre-garde, et pourtänt, ce combat
doit continuer jusqu‘~. l‘~galitd civique des femmes sur le
plan suisse. -

Certes, II est regrettable que nous ayons dü et que nous
devions encore d~penser tant de temps et tant d‘~nergie
pour faire aboutir un postulat dc simple justice d~mocra
tique, postulat qui, sur le plan de la raison, va dc soi.
C‘est finalement une question du suifräge -universel. Oui,
dis-je, on d~pense tant de temps, - d‘argent et d‘~nergie
alors que d‘autres t~ches extr~mernent urgentes nous
attendent. -

II ne s‘agit pas finalement de savoir si la majorit~ des
femmes suisses veulent cc droit, M. Schwarzenbach. La
question s‘est pos~e ~galement en Valais lorsque nous avons
d~battu du suifrage f~minin sur le plan cantonal. On n‘a
jamais consu1t~ les hommes lorsque les hommes, eux, ont
~ appel~s ~ voter, et n‘y aurait-il qu‘une ou que quelques
femmes suisses qui demandent cc - droit, je ne vois pas
comment -la majorit~ des fernmes pourraient emp&her
celles qui veulent voter dc le faire.

Quand on voit l‘~nergie qu‘il faut d~penser pour faire
aboutir ce postulat qui parait evident, on peut succomber
~ deux tentations. La premiüre est celle d‘interpniter la
constitution, ainsi que le voulait hier M. Arnold. Fort
heureusement, sa motion a ~ repouss~e, mais j‘ai tout
dc m~me ~ surpris du nombre dc nos coll~gues qui l‘ont
approuv~e car si, juridiquement, ort peut se poser la ques
tion, cette motion est irr~alisable et l‘application dc la

57



Suifrage f~minin 450 23 juin 1970

proc&lure propos~e par M. Arnold aurait ~ certainement
le meilleur moyende faire couler tout le projet. La deuxi~me
tentation est celle d‘imposer le suifrage feminin aux cantons
et aux communes par un vote sur. le plan f~d~ral. Les
deux rapporteurs, sp~cialement le rapporteur de langue
fran~aise, ont dit tout ä l‘heure combien cette pröc~dure est
contrafre ~ notre syst~me f~d~raliste. II convient de ne pas
intervenir sans motif ~mp&ieux dans l‘organisation des
canton~, que ccs derniers r~glent et doivent r~gler de ma
ni~re autonome. Les cantons, dit le Conseil f~d&al dans son
message, doivent pouvoir d~cider eux-m~mes de questions
concernant leur corps 6lectoral. C‘est encore un des do~
maines oii les cantons sont et doivent ~tre souverains.

Cette fois-ci, le combat doit 8tre~d~cisif: il faut absolu
ment quele suffragef~minin soit accept6‘sur le plan f&I&al.
Ii y va de l‘honneur de la Suisse. On me dira que,j‘ernploie
un bien. grand .WQt. C‘est, vrai,. comme ii est vrai que nous
pouvons, nous,~autres Suisses, dire qu‘il est tr~s difficile
finalernent d‘accorder ‚le clroit dc. voter aux femmes parce
qu‘il Taut passer devant le peuple, et nous pouvons essayer
d‘e~pliquer cela. aux •citoyens, aux gens des .autres pays,
mais ccs gens la schematisent et us ne s occupent pas de
savoir quelle est le procecture que nous devons utihser en
Suisse pour accorder le droit de vote aux femmes Pour
eux, si le peuple suisse refuse cette fois encore, d accorder
ce droit aux femmes il aura une fois dc plus fait preuve
d esprit reactionnaire, d esprit retrograde

Je pense qu‘en‘ d~finitive,. le. .r~sultat •e‘ la votation
d~pendra dc la fa9on dönt la can-ipagne se d~roulera. Nous
avons, nous autres Valaisans, fait une exp~rience extra
ordinaire. Je crois qu‘il ne sera pas n&essaire, durant ‘la
campagne qui va s amorcer dc repeter gravement triste
ment comme nous avons un peu 1 habitude dc le faire les
arguments pour et contre la modification constitutionnelle
proposee Tout cela est connu Ii n est donc plus necessaire
dc raMeher ccs arguments Chacun les connait et chacun
doit maintenant decider fl s agira bien plutöt pour ceux
qui sont sincerement convamcus que la fenime doit avoir
le droit dc vote sur le plan federal, d entamer une campagne
enthousiaste dc teile fa9on qu us entrament dans leur
silage ceux qui auräient encore quelque r~ticcnce et que
l‘octroi du droit dc vote soit comme une rose qüe l‘on
offre a la fenime suisse II faut qu a 1 mstar dc cc que nous
avons faut en Valais — je m exeuse dc parler encore du
Valais mais la campagne est si recente — nous rnvutions le
corps electoral a dire oui dc grand cceur a la femme suisse

fl est un dernier argument qui‘ pourra entrainer ‚l‘ad
h~sion de ceux, qui malgr~ la raison .ou le ceur, spnt
oppos~s ~ cc progr~s, C‘est un argument tr~s mat~rieL Ii
faudra dire ~ ccs opposants que,sansnul doute, le. mouve
ment cst frr~versible. 11 est 6vident . quc la fenime suisse
jouira un jpur dela pleine ~gaiit~ dans Je dornainc des.droits
civiques. . Or, .‘si le projet ne trouve. pas .gräce. devant le
peuple au printernps 1971, ii passera ~ coup sftr quelques
ann~es plus, tard. Or une votation f~d&ale co~te cher. II
s‘agit donc d‘~conomiser du temps et dc l‘argent. Je vous
invite- cn conelusion ~t voter l‘entr& en mati~re.

M. Dubois: La Ligue suisse des femmes contre le
suifrage feminin n‘a pas encore rcnouvel~ sa campagne
tr~s active dc 1959~ Nous n‘avons re~u cette fois que pcu
dc manifestes contrc le suifrage feminin ou alors, cette liguc
fourbit ses armes en secret pour ies utiliser au cours dc la
campagne qui d~butera apr~s l‘adoption du projet par les
Chanibres. Cet arr&~ sera vraisembiablement ratifi~ par le
peuple suisse.‘.

• Comme.le disait notrc coll~gue Muret ~ cette tribune en
mars 1958, les arguments et les objections qu‘on oppose ä
l‘introduction du suifrage f~minin se caract&iscnt par leur
extraordinafre inconsistance, ieur absence dc fondement
sur ie plan dc la raison. Nous avons relu les deux messagcs
du Conscil f~d&al aux Chambres concernant cet objet,
celui du 28 .f~vricr 1957,. tr~s fouill~, tr~s long, i~g~rement
teint~ dc culpabiIit~ m~me, et celui dont nous discutons
aujourd‘hui, plus concis, plus ~ plus stir aussi.

Ce qui s‘est pass~ dans notre pays‘en mati~re dc suifrage
f~minin depuis ‘1959, date du refus dc 1‘arr~t~ f~d~ral par le
peuple, les grands succ~s acquis en favcur des droits ~
accorder ~ Ja fcmme dans piusieurs cantons montrent
bien quc ie peuple a ~volu~ consid&ablement dans cc
domaine, ct ii y atout heu dc penser quela r~ussitecouron
nera les efforts dc 1‘Association pour le suifräge f~minin
comme ceux des partis politiques, de.gauche surtout, qui
ont toujours pr~conis~ l‘~galit~ p,our les femmes cn cc qui -

concerne les droits civiques. -

Nöus ne saurions consid6rer, comme le font les deux
messages cit~s, que la fcnime a m&it~ d‘obtenir ccs droits
par . son attitude ct son~ comportement. clurant les dcux
.derni~res guerres. ta fcmmc y a droit parce - qu‘elle .est un
~trc humain adulte.. - .

Les deux messages insistent ~gaIement beaucoup sur Je
fait que.ia pr~sencc des fcmmcs dans les isoloirs ne modi
fierait pasconsid&ablement les d~cisiöns du peuple suissc
ct en cons~quence nos institutions. Pour nous,- cela.n‘a ricn
ä voir avec la d~cision quc nous, hommes de cc pays, devons
prendre en -faveur~de nos compagnes. Depuis 1959, ann~e
dc la prenii~re~consultation f~d&ale sur l‘octroi des droits
civiques aux femmcs, la scien~e dc Ja g~n~tique a- fait, eile
aussi, .quelque progr~s. On pensait-.a l‘~poque qu‘il n‘y avait
quc . deux sexes et quelques variantes ~videntes mais
rarissimes. - On sait- aujourd‘hui dc mani~re tout a •fait
certaine que la .diff~renciation sexuelle chez 1‘~trc humain
ne s‘~bauphe qu‘ä partir ‘dc la huiti~mc semaine dc la vie
intra-ut6rine et -qu‘ellc n‘aboutit pas seulement ~ deux
types dc sexes, ic masculin et le feminin, mais blcn ~ dix-
sept types diff&ents dc m~1es et dc femeiles, ayant chacun
des • caract~res . anatomo-physi6iogiques pr&is et d~ter
minant d‘ailleurs des typcs dc fertilit~ et dc comportemcnt
sexuel - tr~s diff&ents les‘ uns des autres.- Ainsi, certaines
fen-unes, ~ «l‘aspect- ext&ieur classique, ont des glandes
sexuelles ~ la -fois m~Jes et femdlles ct n‘auront jamais
d‘enfant. D‘autres. sujets ~ l‘aspect ext~ricur feminin n‘ont
pas du tout deglandes sexuelles; certains hommes n‘ont
quedes mini~gonades et sont improductifs; certaines femmes
enfin ä l‘allure f~minine exacte n‘ont quc des glandes sexuel
les mäles., un peu plus -petites seulcment que ceiles dc leurs
fr~res dits sup&ieurs. Ccs- dix-sept types sexuels existent
bien sür depuis toujo.urs; mais us ne sont connus que depuis
quelgues anmies gräce aux progr~s dc la science.

On a donc accord~ des droits civiques ~ des hommcs qui
n‘avaient que l‘apparence ext~rieure des mäles, alors qu‘on
les a.rcfus6s ~ des individus ayant l‘aspect dc femnies, mais
poss&Iant tous les attributs anatomiques du sexe fort; y
compris les famcux chromosones Y, sp&uifiques dc la qua

• 1it~ de-mäle.

L‘adoption par ie peuple dc l‘arr&~ f~d&al sur l‘insti
tution du suifrage f~minin mettra liii ~ toutes ccs «injus
tices »‚ fruits dc l‘ignorance.

Les droits civiques accord~s aux femmes leur permct
tront, j‘en suis certain, d‘att~nuer tout d‘abord puis dc
faire disparaitre dc nombreuses in6galit~s sur le plan du
droit civil: c‘est le man gui cstle chef dc l‘union conjugalc;
c‘cst le man que repr~scnte celle-ci et qui peut m~me faire
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retirer ~ Ja femme, pratiquement sans contr6ie, les pouvoirs
de repräsentation distincts dont eile dispose; clans le do
maine de 1‘~ducation des enfants, ~ d~faut d‘entente entre
les parents, c‘est le man qui tranche; la femme ne peut
exercer une profession qu‘avec le consentement de son man
et, surtout, eile ne peut passer outre ~ un refusqu‘en prou
vant devant le juge que i‘exercice de sa profession est
command~ non pas par son int6r~t propre mais par celui
de Ja familie; quant au r~gime matrimonial, ii fait du man
un v~ritab1e patron, puisque les revenus de ia femme et les
fruits de ses apports deviennent ia propri~t~ du man; ~
la dlissolution du mariage ou au d~c~s de I‘un des conjoints,
le man ou sesh~rjtjers ont toujours droit au 2/3 du b~n~fice,
Ja femme ~ 1/

Le ra~port qui nous est soumis signale l‘influence
b~n~fique exerc~ par le‘ suifrage masculin sur ia situation
de la femme dans Je domaine des assurances sociales et en
mati~re du droit au travail. En ce qui concerne l‘AVS, la
femme paie dan‘s l‘ensemble moins de cotisations que
l‘homme, mais cet etat de fait est dü surtout ä des revenus
plus modestes. Si ses perspectives de vie sont meilleures
que celles de l‘homme — on insiste beaucoup 1~-dessus —‚

ceia est peut-~tre dftau fait que la femme vit ff1 peu moins
sottement que l‘homme. On ne saurait ie lui reprocher.
Pour l‘assurance-accidents obligätoire, les femmes versent
une. cotisation inf6rieure ~ celle des hommes pour ~tre
couvertes contre les accidents non-professionnels, mais cela
est dü, une fois encore, au fait qu‘eiles sont toutsimplement
moins souvent victimes d‘accidents que Jes hommes. Eiles
payent une sur-prime d‘assurance-nialadie, car ieur taux
de morbidit~ est plus ~lev6 que celui- des hommes et elies
ne sont pas encäre assur6es conyenabiement. dans les cas
de maternit~. En ce qui concerne l‘assurance-chömage, la
femme est trait6e sur ie rn~me pied que l‘homme. En ma
tinre cfe protection des travailleurs, on dit qu‘eiies seraient
favoris~es par rapport ~ l‘hornme, apr~s l‘adoption de la
loi sur ie travail du 13 mars 1967. Ceci ne sera certainement
vrai puisque les intentions y sont — que iorsque l‘on aura‘
institu& en ‘Suisse une v~ritable m~decine du travail.

r‘Passons enfin ä la condition des tr~s nombreuses
femmes qui exercent une activit6 professionnelle, et plus
particuli~rement ~ Ja condition des saiari~es. Le pnincipe
«~ travail egal salaire 6gal » est tr~s ‘bin d‘~tre pratiqu~ en

- Suisse. L‘on se souvient que c‘est pour cette raison que la
Conf&I~ration; n‘ä pas pu ratifier Ja Convention N° 100 de
l‘Organisation internationale du travail, relative ä l‘~galit~
der6rnun&ation~ On a• toujours tendance ä laisser ce mal
heureux sujet ~ ‘l‘~cart des, discussions et, iorsqu‘on est
ob1ig~ d‘en parler, c‘est pour iaisser entendre que, dans ‘Je
domaine du salaire, la fenime semble regagner Je terrain
jadis perdu. Or ii n‘en est rien. Des statistiques de i‘Office
f~d6ral de. J‘•industrie, des arts ‘et m~tiers et •du travail
concernant les salaires horaires des ouvriers et ouvrinres
dans l‘industrie, nöus extrayons Jes ~l~ments süivants: En
1950, les :femmes..‘gagnaient daus les villes de Bienne, Fri
bourg, ‘Liestal, .Le‘ Locle, Lucerne, Neuchätel, St-Gali et
Schaffhoüse, ‘des saiaires horaires d‘un tiers inf6rieur ä
celui des hommes. A. La .Chaux-de-Fouds, exceptionneile
ment, les salaires f6minins ‘vaiaient presque les 4/5 de ceux
des .hon~imes. Si vous prenez Ja statistique de 1965, 15 ans
apr~s, J“~cart s‘est creus~ entre Jes salari~s masculins et
f~niinins au cI6trin~ent des salari~es et il est rare que les
prestations‘ accord~es aux fenmies d~passent les 2/3 des
salafres des hormues. La Chaux-de-Fonds elJe-m~me est
rentr~e dans Je rang. La proportion y est ddsormais Ja m~me
que partout ailleurs. ‘De ‘1950 ä 1965, Jes salaires horaires
des hommes ont augment6 en moyenne dans les villes

cit~es de plus de 100 %‚ ceux des femmes dc 96%. L‘in
justice va donc croissant.

II est bien entendu que ce n‘est pas J‘introduction du
suifrage f~minin qui, ä eile seule, permettra de rem&lier ~
ccs d~fauts et de mettre un terme aux in6galitds juridiques,
sociales et professionnelles dont la femme est victime. Ii est
par contre incontestable qu‘eile pourra largement et effl
cacement y contribuer. Ii est aussi 6vident que Ja seuie
entr~e en vigueur du droit dc vote des femmes permettra oü
marne imposera l‘~tude d‘une s&ie dc questions; eile
acc~l6rera Ja solution dc divers probinmes; eile forcera
J‘attention sur certains domainies. Nous devons constater,
apr~s 11 ans, que nous n‘avons gu~re avanc6 en Suisse en
cc qui concerne Jes droits civils de Ja femme. Les .6lectnices,
se pr~occuperont n~cessairement dc la protection de la
m~re et des enfants, du d6veloppement des cr~ches et, des
jardins d‘enfants, des allocations familiales, des iogements,
dc cc probi~me tr~s aigu aussi que constituent les toxico
manies. En outre, ii n‘est pas interdit dc penser que l‘as
surance maternitö aurait peut-~tre d6j~t tröuvö une solution
si les femmes &aient ~iectrices.

II est bien‘ entendu que Je Parti du travail votera l‘entnie
en matinre et Je projet.

Akeret: Den Voten der Kommissionsrefer~nten und mei
ner Vorredner habe ich nicht mehr viel beirnfügen. Im Na
men der Bauern-, Gewerbe- und Bürgerfraktion beantrage
ich Ihnen Eintreten äuf die Vorlage. Auch unsere politische
Gruppe hat sich im Zeichen des Wandels aller Dinge zu
einem Ja durchgerungen. Dieser Entschluss wurde ihr
dadurch erleichtert, dass den Widerstand gegen die Ein
führung des Frauenstimmrechts unter dem Einfluss mo
dernerer Lebensformen auch in ländlichen Gebieten und
unter den Frauen selbst im Abklingen begriffen ist, und dass
mit dem Frauenstimmrecht in den Gemeinde- sowie in
Schul- und Kirchenangelegenheiten im allgemeinen gute
Erfahrungen gemacht worden sind. Mehr und mehr hat sich
auch in unserer Partei die t~berzeugtjng durchgesetzt, dass
die Mitarbeit der Frau in Stäat, Gemeinde, Partei und
Organisationen wirtschaftlicher .und kultureller Art im
erlässlich ist, und dass es nicht zu verantworten wäre, die
intellektuellen Fähigkeiten der Frau nicht auch im öfferit
lichen ‘Leben einzusetzen. Es ist beizufügen, däss führende
Männer unserer politischen Gruppe, wi~ die Bundesräte
Feldmann und Wahlen, stets überzeugte Anhänger des
Frauenstimmrechts waren und uns in dieser Beziehung den
Weg gewiesen haben.

Unsere Fraktion hätte es ursprünglich begrüsst, wenn die
Einführung des Frauenstimrnrechts noch etwas organischer
erfolgt wäre, damit sich die Frauen an das politische Leben
und die politischen Spielregeln hätten gewöhnen können.
Heute, da die Entwicklung rascher voranschreitet als vor
ausgesehen, sind wir der Auffassung, dass der Schritt nun
getan werden soll, damit das Malaise über die sogenannte
«Männerherrschaft» verschwindet und die Frauen schon
auf die nächsten eidgenössischen Wahlen in den vollen
Genuss ihrer politischen Rechte kommen..

Wir knüpfen daran die Erwartung, dass die Frauen auch
vollen Gebrauch von ihren Rechten machen werden, und
dass sie sich für die politische Arbeit in den, Behörden und
Kommissionen, in Partei und Organisationen zur Verfügung
stellen und ihre angeborene Scheu vor der Politik ablegen.
Die Erfahrungen waren in dieser Hinsicht in den letzten
Jahren noch nicht sehr ermutigend. Wir hoffen, dass sich
dies noch ändern werde und dass die Frau, wie in Beruf
und Familie, auch in der Politik zur vollen Mitarbeiterin
des Mannes werde.
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In diesem Sinne stimmt die BGB-Fraktion des National-
rates der heutigen Vorlage zu.

Bundesrat von Moos: Der- Bundesrat stellt mit Genug
tuung fest, dass in Ihrem Rate in der Debatte des heutigen
Vormittages kein Nichteintretensantrag zur Vorlage des
Bundesrates gestellt worden ist. Schon hierin zeigt sich ein
gewisser Wandel, der seit dem Jahre 1958 auch auf der
Ebene des Parlamentes eingetreten zu sein scheint. Gestat
ten Sie trotz dieser Feststellung auch dem Sprecher des
Bundesrates, hier in Kürze einige Gedanken beizufügen,
und zwar vor- allem deswegen, weil die -Bedeutung dieser
Stunde ihm das zu gebieten scheint und weil der Bundesrat
hiezu nicht nur in den trockenen Blättern einer papierenen
Botschaft zu Worte kommen möchte.

Der Bundesrat hat nicht nur formell Gewicht darauf
gelegt, der im. Jahre 1966 von beiden Räten gutgeheissenen
Motion von Herrn Nationalrat Schmitt-Genf Vollzug zu
verschaffen und zugleich auch seine am 5. März des letzten
Jahres vor Ihrem Rate abgegebene Zusicherung einzulösen.
Es liegt ihm auch daran, seinen Standpunkt zu bekräftigen,
den er seit langem, auch in den Richtlinien für die Regie
rungspolitjk und zuletzt noch im Bericht über die Konven
tion zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten -

eingenommen hat: dass im gegebenen Zeitpunkt eine neue
Vorlage für die Einführung des Frauenstjmm- und -wahl-
rechts zu unterbreiten und die Annahme einer solchen Vor
lage durch Volk und Stände zu befürworten und zu empfeh
len sei.

Im genannten Bericht betreffend die Menschenrechts..
konvention hat der Bundesrat zudem die Auffassung ver
treten, die wohl von Ihnen allen geteilt wird, das Problem
des Frauenstimmrechts, wie auch jenes der konfessionellen
Ausnahmeartjkel; müsse unabhängig von einer Ratifikation
der Konvention gelöst werden. Wenn in diesen beiden
Punkten vorgesehen werde, Vorbehalte anzubringen, so
erklärte der ~Bundesrat, bedeute das zugleich den Ausdruck
des Willens zum Handeln und zur Ausmerzung der fak
tischen - oder rechtlichen Situation, die den Vorbehalten
zugrunde liege. Dieser Haltung des Bundesrates entspricht
-seine Vorlage vom 23. Dezember 1969. Die Stunde des
Handelns hat demnach nun in einem jener wesentlichen
Punkte, die uns damals noch zur Ankündigung von Vor
behalten veranlasst haben, für die eidgenössischen Räte ge
schlagen. Dabei glauben‘ wir feststellen zu dürfen, dass das
beantragte Vorgehen, abgesehen von der nun beantworteten
Frage einer blossen Interpretation der Bundesverfassung
zur Einführung des Frauenstimm- und -wahlrechts, im
allgemeinen begrüsst und positiv aufgenommen worden ist.
Die seit 1959 in einer Reihe von Kantonen vorgenommenen
und überwiegend positiv verlaufenen Abstimmungen über
die Einführung des Frauenstimmrechts — sei es auf kanto
naler, sei es auf kommunaler Ebene — erlauben den Schluss,
dass der Zeitpunkt für einen neuen Vorstoss auf eidgenös
sischer Ebene gekommen sei und die Abstimmung ein
positives Ergebnis erwarten lasse.

Wir haben heute in Ihrem Saale feststellen können, dass
alle hier zu Worte gekommenen Fraktionen grundsätzlich
ihre Zustimmung zur Vorlage ausgesprochen haben, ja dass

•einzelne der Herren Fraktionssprecher darauf hinweisen
konnten, dass Leute aus ihren Reihen schon vor Jahren
-oder Jahrzehnten sich in diesem Sinne eingesetzt hätten.
Wenn von einem dieser Herren Votanten eine Motion von
Herrn Nationalrat Greulich aus dem Jahre 1918 zitiert
worden -ist, so könnte man auch daran erinnern, dass schon
viel früher August Bebel ein Buch über «Die Frau und der
Sozialismus» geschrieben hat. Ich glaube, es könnte viel-

leicht gerade diese Erinnerung uns auf den Gedanken
führen, dass die Emanzipation der Frau wohl zu einem
Ausbau der Demokratie beitragen kann, dass aber die
Demokratie ihrerseits doch viel tiefere und ältere Wurzeln
hat. Ich möchte damit lediglich unterstreichen, dass es
abwegig wäre, so zu tun, als ob die Schweiz nicht schon
bisher eine Demokratie gewesen wäre. Jedenfalls haben
uns verschiedene Ausländer bestätigt, dass nach ihrer
Auffassung sie sogar in hervorragendem Masse diesen
Ehrentitel verdiene. Es sind schon einige Jahrzehnte her,
dass ein englischer Staatsrechtslehrer — er heisst James
Bryce — geschrieben hat: «Unter den modernen Staaten,
die wirkliche Demokratien sind, hat die Schweiz das höchste
Anrecht darauf, studiert zu werden. Sie ist die älteste
Demokratie, denn sie umfasst Gemeinwesen, in denen die
Volksherrschaft weiter zurückreicht als irgendwo sonst in
der Welt. In der Schweiz sind die demokratischen Ideen
weiter fortgeschritten und konsequenter durchgebildet als in

- irgendeinem anderen europäischen Staat. Dazwkomnit, dass
sie als Bundesstaat innerhalb ihrer verhältnismässig engen
Grenzen eine grössere Verschiedenheit von Einrichtungen,
auf demokratischen Prinzipien beruhend, bietet als irgend
ein anderes Land, sogar in noch höherem Grade -als die
Bundesstaaten Amerika und Australien.» Dieses Zitat
können Sie in der Botschaft des Bundesrates von 1957
nachlesen. Ich möchte aber auch daran erinnern, dass das

‘Stimmrecht in früheren Jahrhunderten, vor allem in den
Landsgemeindekantonen, untrennbar mit der Wehrhaftjg
-keit zusammenhing und dass es aus diesem Grunde ver
ständlich ist, warum die Stimmberechtigung vor allem in
diesen Kantonen lange -auf das männliche Geschlecht be
schränkt geblieben ist. Damit möchte ich lediglich sagen,
dass wir in der Einführung des Frauenstimm- und -wahl-
rechts nicht die Begründung der Demokratie, aber einen
Ausbau unserer Demokratie sehen, dem wir nun doch aus•
Überzeugung zustimmen sollten. -

Die Einführung des Frauenstimrri- und -wahirechtes
wird und soll in keiner Weise die Würde und die Stellung
der Frau beeinträchtigen oder antasten. Wenn der Frau
hoch angerechnet wird, dass sie vor allem das Empfinden,
die Aufopferung, die Mütterlichkeit, die Sorge für die
Familie verkörpere, dass das alles ihr natürlicher Lebens-
inhalt sei, so kann und soll das in keiner Weise zur Folge
rung führen, es könne- nicht auch für den Staat, für die
öffentlichen Angelegenheiten und für die Politik von gutem
sein, diese kostbaren Werte nutzbar zu machen und sie zur
Geltung zu bringen. «Die Teilnahme der Frau am politi
schen Leben» — ich zitiere diesmal Bundesrat Giuseppe
Motta — «würde fürden Staat ein sichtbarer Nutzen sein
und wird von allen mit Ehrerbietung und Respekt angenom
men werden müssen.» Was uns vielleicht zu denken geben
muss, ist die Tatsache, dass bisher auf eidgenössischer Ebene
die Frauen, mündige, kluge, in der Familie und im Erwerbs
leben tätige. Mitbürgerinnen, einem Recht unterworfen
sind, an dessen Schaffung und Gestaltung sie nicht teil
zunehmen berechtigt waren. Hier liegt meines Erachtens das
entscheidende Kriterium und das ausschlaggebende Ar
gument, das uns zu unserer Stimmabgabe bewegen soll.
Die schweizerische Demokratie setzt, wie, wir nun zur
Genüge wissen, Geduld und einsicht voraus. Nicht immer
sind diese Tugenden in hervorragendem Masse vorhanden.
Es trifft zu, was heute hier gesagt worden ist, dass wohl
kaum ein anderes Land durch eine Abstimmung der
Männer zur Einführung des Frauenstimm- und -wahlrechts
geschritten ist. Es gehört zu den Vorzügen unserer Staats
ordnung, die wir nicht preisgeben wollen, diesen Schritt
durch einen offenen, klaren Willensakt zu tun und damit
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diese Staatsordnung und ihr Recht auf ein Volk abzustüt
zen, in dem die Männer und die Frauen gemeinsam die
Verantwortung übernehmen und zu tragen bereit sind.

Der Bundesrat möchte Ihnen daher seinerseits beantra
gen, auf die -Vorlage einzutreten und sie gutzuheissen.

Eintreten wird ohne Gegenantrag beschlossen
Le conseil passe sans opposition ä Ja discussion des art/des

Artikeiweise Beratung — Discussion des articies

Titel und Ingress
Antrag der Kommission

Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates.

Titre et pr&imbule

Proposition de la commission
Adh~rer au projet du Conseil f~d&al.

Angenommen - Adopt~

Abschnitt 1, Ingress
Antrag der Kommission

Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates.

- Chapitre 1, pr~ambule
Proposition dc la commission

Adh~rer au projet du Conseil f~d&al.

Angenommen — Adopt~

Art. 74
Antrag der Kommission -

Abs. 1, 3
Zustimmung zum Entwurf des- Bundesrates.

- Abs.2-
Stimm- und wahlberechtigt bei solchen Abstimmungen

und Wahlen sind alle Schweizer und Schweizerinnen, die
das 20. Altersjahr zurückgelegt haben und nicht nach dem
Recht des Wohnsitzkantons vom Aktivbürgerrecht aus
geschlossen sind. -

Abs. 4
Für Abstimmungen und Wahlen der Kantone und

Gemeinden bleibt das kantonale Recht vorbehalten.

Streichen.

- Anträge Arnold
Abs.-]

Abs. 2
Stimm- und wahlberechtigt bei Abstimmungen und

Abs.4

Art. 74
Proposition dc la commission

Al. 1, 3

Wahlen..

Streichen.

Adh~rer au projet du Conseil f~&ral.

AL2
Tous les Suisses et toutes les Suissesses äg~s dc vingt ans

rdvolus et qui ne sont pas priv~s des droits politiques par la
l~gislation de leur domicile ont le droit de prendre part ä
ccs ~lections et votations.

Al. 4
Le droit cantonal demeure r~serv~ pour les votations et

~Iections cantonales et communales.

Biffer.

Propositions Arnold
Al. 1

Al. 2
Ont le droit dc prendre part aux ölections et votations

Biffer.
Al. 4

Arnold: Ich stelle zu Ziffer 1 einen Streichungsantrag,
weil Ziffer 1 lediglich eine allgemeine Proklamation ist.
Wenn nämlich Ziffer 2 die Stimm- und Wahlberechfigung
feststellt und in Ziffer 4 noch die entsprechenden Vorbe
halte gemacht werden, dann ist Ziffer 1, ob Sie der Ziffer 4
zustimmen öder sie nach meinem Antrag streichen, eine
überflüssige Proklamation. -

Götsch, Berichterstatter: Wenn man diese Angelegenheit
von einem etwas verfassungsjuristischen Standpunkt be
trachtet, hat Herr Arnold recht; doch muss man seine
Anträge im Zusammenhang betrachten. Wir möchten Sie
ersüchen, den Artikel 74, so wie wir ihn bereinigt haben,
anzunehmen, und zwar-alle vierAbsätze. Aus diesem Grunde
ersuche ich Sie, bereits bei Ziffer 1 den Antrag Arnold äb
zulehnen.

M. Cevey, rapporteur: Les propositions dc M. Arnold
constituent un tout. Ii est difficile d‘examiner chaque alin~a
ind~pendamment des autres et je crois ~tre autoris~ ä vous
dire que la commission ne peut accepter la proposition
concernant l‘alinöa 1, car eile porte cons~quence sur les
alimias suivants dont nous aurons l‘occasion dc reparler.

M. Arnold, vous l‘avez constat~ ä la - lecture dc sa
proposition, remet en cause tout le caract~re f~d~ratif dc
notre Etat; c‘est la raison pour laquelle nous ne devons pas
le suivre; nous vous proposons d‘~carter sa Suggestion.
Nous dirons plus bin pourquoi nous vous proposons
d‘~carter dc m8me les autres propositions dc M~ -Arnold.

Bundesrat von Moos: Absatz 1 hat doch wohl nicht bloss
deklaratorische -Bedeutung und damit kein Gewicht. Uns
scheint dieser Bestimmung ein gewisses politisches Gewicht
zuzukommen, und ich glaube, wir müssen auch darauf
Bedacht nehmen; denn es wird doch gerade mit dieser -Be
stimmung deutlich zum Ausdruck gebracht, dass heute
also im Jahre 1970 oder 1971 — der Schritt zum vollen Er
wachsenenstimmrecht getan werden soll und man das
hier in Artikel 74 markieren will.

Es ist aber auch darauf hinzuweisen, dass die in Absatz 2
genannten politischen Rechte und Pflichten ein umfassen-
derer Begriff sind als das Stimm- und Wahlrecht gemäss
Absatz 1. Es kann Rechte geben, vor allem äber auch
Pflichten, die nicht nur auf der Ebene der Verfassung zum
Ausdruck kommen; sie mögen in Gesetzen- und Verord
nungen, oder auch in Reglementen zum Ausdruck kommen.
Ich denke hier beispielsweise an die Ausübung eines über
nommenen Amtes, an die Teilnahme an Sitzungen und
Sessionen des eidgenössischen Parlamentes, sogar an die
Teilnahme als Abgeordnete in der Konsultativversamm
lung des Europarates. Es kann also politische Rechte und
Pflichten geben, die über das Stimin- und Wahlrecht, wie es
Absatz 2 umschreibt, hinausreichen.
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Arnold: Zu Absatz 4 möchte ich eine Bemerkung vor~
ausschicken. Selbstverständlich, werde ich der Vo~iage am
Schluss zustimmen auch wenn Sie Ziffer 4 nicht streichen
weil ich jeden Fortschritt in dieser Frage unterstutze Es
handelt sich aber hier um das Grundsatzliche

Durch die gestrige Ablehnung der Motion haben wir
den Bock. zum GiLrtner gemacht,, und wir sollten uns nun
als gute Gärtner erweisen. Hier handelt es sich um die
kantonalen Berechtigungen, die erst differenziert sind,
seitdem einzelne Kantone. eben das Frauenstimmrecht ein
geführt hatten. ‘Ich erlaube mir, Ihnen die Theorie eines
Rechtsgutachtens vorzutragen. Ich möchte das Herrn
Bundesrat von Moos. sagen, nachdem er gestern betonte,
die Äusserungen von Bundesrichter StQcker könnten nicht
als, Gutachten. bezeichnet werden. Hier haben wir also das
Gutachten Kägi, wo es auf Seite 10 heisst:

«Umfassend ist der Anspruch des Grundsatzes der
Rechtsgleichheit einmal in dem Sinne, als sowohl die
Organe des Bundes als auch. die Organe der Kantone ge
bunden. sind.: Die föderative Ordnung will allerdings ge
gerade die Vielgestaltigkeit respektieren und sichern, die
Verfassungsautonomie. will den Gliedstaaten .die selbstän
dige, Ordnung, gewäbrleisten~ Aber auch die. föderalistische
Demokratie — sagt- Kägi —‚ die ~ .besonderer ‘Weise . aüf
einem Agreement to differ beruht, bedarf gewisser durch-

-gängiger, das heisst ‚für das gesamte ‚Gebiet der Eidgenos
senschaft yön Bundes wegen geltender, Verfassungsprinzi
pien. Nicht nur kann die föderative Vielgestaltigkeit allein
auf der. Grundlage: sölcher ~Homogenität bestehen, es gibt
Grundprinzipien. der-freiheitlich-rechtsstaatlichen Ordnung,
die auch in der föderativen Ordnung unabdingbar sind,
das heisst nicht. der Autonomie der Glieder überlassen
‚werden können. ~pazu. gehören. . . .»‚ das habe ich Ihnen
bereits gestern zitiert,.. nämlich die ‚Freiheitsrechte und
Grundfreiheiten. - ‘, ‘ ‚ ‘

- «Es war nun eine gewisse Arbeit, herauszufinden, wie-bei
der Gewährleistung‘ von ‘Kantonsverfa~s~injen ~it dem
allgemeinen Erwachsenenstinimrecht ~der Bund eigentlich
in ‘letzter Zeit vorgegangen ist. Ich bin dabei ausg~gangen

- von der letzten Botschaft, die uns dieses Jahr unterbreitet
wurde‘ für die, Gewährleistung der Verfassung de~s Kantons
Wallis. Da fand ich dann einen schönen Satz, mit welchem
man sich beruft auf eine Botschaft in bezug. auf das Stimm
und Wahlrecht im Kanton Tessin. Heute morgen ‘habe ich
auch diese Botschaft in der Bibliothek herausgesucht und
bin dann auf drei weitere Hinweise gestossen, nämlich auf
Botschaften für die Kantone Genf, Neuenburg und Waadt.
Materiell habe ich auch hier nichts gefunden. Aber ich fand
bei den erwähnten drei Kantonen dann endlich den Hinweis
auf die Botschaft des Bundesrates aus dem Jahre 1957 mit
der eigentlichen, materiellen Begründung. Da muss ich
sagen: Es wird den Parlamentariern nicht immer leicht ge
macht, auf das Grundsätzliche vorzustossen, wenn sich die
Verwaltung in ihren Botschaften jahrzehntelang auf eine

Götscb, Berichterstatter: Gestatten‘ Sie mir, dass ich
einleitend zwei Dinge richtigstelle. Herr Arnold hat gesagt,
er stimme auch dem minimalsten Frauenstiiran- und -wahl
recht zu. Ich möchte immerhin erwähnen, dass es hier um
das eidgenössische Stimm- und Wahlrecht geht,‘ also nicht
um das minimalste. Zweitens ‘hat er denjenigen, die seiner
Motion nicht zugestimmt haben, ‘den Vorwurf gemacht,
sie hätten den Bock zum Gärtner gemacht. Ich wage zu
behaupten, das Gegenteil sei wahr:, Sie haben sich geweigert,
den Gärtner zum Bock zu machen. Nach der Begründung
seines Antrages durch Herrn Arnold müssen wir Sie mit
Nachdruck bitten, diesen Antrag äbzulehnen. An sich
käme diesem Absatz 4 keine allzu grosse Bedeutung zu.
Würden wir ihn jetzt aber streichen, würde die Interpreta
tion von Herrn Arnold zu diesem Antrag gelten. Er hätte
sein Ziel erreicht, nämlich den Weg der Interpretätion mit
andern Mitteln doch noch zu realisieren, wenn auch nicht
auf eidgenössischer Ebene, so doch in kantonalen und
kommunalen Angelegenheiten. Da ich im Gegensatz zu
Herrn Arnold kein Schriftgelehrter bin und mich auf meine

Abstimmung — Vote
- Abs.1—Al.J‘

Für den Antrag ‘der Kommission
Für den Antrag Arnold -

- Prasident: Der Antrag Arnold zu Absatz 2 entfällt mit
der Abstimmung über den Absatz 1. -

Ich möchte Ihnen daher mit der Konimissiori empfeh- Kette von Hinweisen beruft, bis man dann schliesslich auf
len, Absatz 1 in der Ihnen vorgeschlagenen Fassung an- die Substanz stösst.
zunehmen. Nun finden wir in dieser Botschaft aus dem Jahre 1957

auf Seite 775 die Erkläruiig des Bundesrates — das ist eine
Meinung des Bundesrates, nicht eine rechtstheoretische

11 Darlegung, sie ist wie folgt festgehalten —: «Zweck-1 Stimmen mässigerweise müsste für beide Geschlechter ~die gleiche
14 Stimmen Regelung getroffen werden, und zwar durch den Bund.

Damit würde aber tief in die Selbständigkeit der Kantone
eingegriffen. » Heute sind wir im Begriff, das Frauenstimm
und -wahlrecht auf Bundesebene zu verwirklichen. Im
Nationalrat werden also alle Erwachsenen des ganzen

‘Volkes vertreten sein. ImStänderat w,erden alle Erwach
senen mir aus denjenigen Kantonen yertreten, sein, die das
Frauenstimm- und -wahlrecht eingeführt haben. In der
Bundesversammlung wird das Männervolk voll vertreten
sein, die Frauen jedoch, soweit es sich um die Ständeräte
handelt, nur aus einem ‘Teil der Kantone. Kommt dann
‚aber ein Beschluss der Bun, sversammlung durch das -

obligatorische oder fakultative Referendum zur Volks-
‚abstimmung, haben wir wieder das ganze Volk an der Urne.
Wir diskutieren jetzt nicht mehr die ‚Frage der Interpreta
tion,, sondern nur noch um die materielle. Frage, in der die
Rechtswissenschaft ‘eindeutig Stellung nimmt. Das Gut
achten von Herrn Professor Kägi enthält ein Vorwort von
Herrn Professor Max Huber. Dort findet sich der Satz:
«Neues kann ich zwar nicht beifügen, ich kann nur durch
eine Art staatsrechtliches -Bekenntnis meine volle Zustim
mung zum Ausdruck bringen. » Sollen, wir uns nun aus
abstimmungsopportunistischen Gründen mit der Ziffer 4
gegen die Empfindlichkeiten einzelner ~Kantone absichern,
um das eidgenössische Stinim- und Wahlrecht für die
Frauen schon auf die nächsten Nationalratswahlen zu
ermöglichen? Oder sollen wir durch-Streichung von Ziffer 4
das integrale Recht der-- Frauen aüch in den Kantons-
angelegenheiten sichern? -

Streichen wir Ziffer 4 nicht, so liegt es im Ermessen der
Kantone, ob -wir in 10, 15 oder 20 Jahren in kantona
len Angelegenheiten noch weibliche Untertanen haben
werden. Das ist der ‘Grund, warum ich Ihnen den Antrag
stelle, ‘diese Ziffer 4 zu streichen. Wird sie gestrichen, wird
für eine bundesgerichtliche Praxis der Weg geöffnet, die den
weiblichen Mitbürgern über den Weg‘ eines staatsrecht
lichen Rekurses an das Bundesgericht gelegentlich in den
Kantonen helfen kann. Ich bitte Sie, der Streichung von
Ziffer 4 zuzustimmen. -
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Max-und-Moritz-juristischen Kenntnisse verlassen müsste,
möchte ich mich nicht in einen juristischen Disput ein
lassen, sondern die für mich und die Kommission entschei
dende Frage in den Vordergrund stellen. Es geht um die
politische Frage: Wollen wir die Einführung des Frauen
stimm- und -wahlrechts auch in kantonalen und kommu
nalen Angelegenheiten durch den politischen Entscheid der
Stimmbürger, das sind leider vorläufig nur die Männer,
durchsetzen, wie wir das jetzt mit dieser Vorlage beschlies
sen, wie wir es seit Jahren mit zunehmendem Erfolg getan
haben, oder — und das wärenauch keine Rosen, die wir den
Frauen überreichen — durch ein Gerichtsurteil?

M. Cevey, rapporteur: Je l‘ai dit tout ä l‘heure: ii faut
considdrer les propositions de M. Arnold comme un tont.
Nous en venons maintenant au point essentiel de ces pro
positions, celles qui concernent l‘alin~a 4.-

En nous demandant de biffer cet alin~a, M. Arnold pose
en effet le probl~me de la gdn~ralisation-c1u suifrage feminin.

Nous sommes optimistes quant au resultat de la vota
tion populaire. Taut irion-coll~gue, le präsident de la com
mission, que moi-m~me, nous l‘avons fait sentir dans notr~
rapport. Mais ce rdsultat n‘est pas encore acquis. 11 faudra
beaucoup travailler pour qu‘en fdvrier prochain, peut-~tr~,
nous puissions i‘emporter.

D~s lors, nous sommes persuadds qu‘en «chargeant
trop le bateau »‚ en permettant aux adversaires du suifrage
feminin d‘ajouter ä leurs arguments traditionnels, des
arguments en rapport avec leurs sentiments f~ddralistes,
nous -risquons- de-compromettre tout simplement la cause.
Nous ne devons pas «marcher ».

La proposition de notre coll~gue Arnold est certes
tentante, mais eile est tr~s dangereuse. Est-elle utile? Je
suis persuadö qu‘elle ne Pest pas autant qu‘il -veut bien: le
dire. Car lorsque les femmes voteront sur le plan f~ddral
dans les cantons qui ne leur auront pas encore octroy~ le
droit de vote et d‘dligibffit~, eiles obtiendront facilement la
g~n~ralisation de leur droit, m~me dans ces cantons ä
Landsgemeinde dont on parle beaucoup; d‘ailleurs Nid
wald a montrd tout r~cemment que ces cantons ne sont pas
forcdment les plus rdfractaires au progr~s.

Sur- le plan purement juridicjue, j‘aimerais encore faire
une remarque ä l‘adresse de M. -Arnold: celui-ci: affirme
que les cönstitutions cantonales ne doivent rien contenir de
contraire ä la constitt~tion f~ddrale.- -Son raisonnement ne
tient pas, car, prdcisdment, la constitution fdd~ra1e peut
r~server le droit des cantons sur un point ou sur un autre,
dans un domaine ou dans -un. autre; et, alors, :les chartes
cantonales peuvent bei et- bien contenir des dispositions
contraires ~ la charte f&Idraie.

Bundesrat von Moos: Absatz 4 in der Fassung der Kom
mission -scheint uns sowohl aus rechtlichen‘ wie vor allem
aus politischen Gründen notwendig zu sein.- Mit Absatz 4
ist nämlich zunächst und entscheidend eine staatspolitische
Frage verbunden. Die Beantwortung der politischen Frage
ist sogar für die Zustimmung oder Ablehnung des Antrages
auf Streichung ausschlaggebend. Auf Verfassungsstufe
wäre es in der Tat möglich, und ich stimme hier sowohl mit
Herrn Arnold wie mit Herrn Professor Kägi überein, das
Frauenstimin- und -wahlrecht durch Verfügung des Bundes~
auch für die Kantone und Gemeinden einzuführen, es für
alle drei Stufen — Gemeinde, Kanton und Bund — als ver
bindlich zu erklären~ Wir halten es aber unter politischen
Ermessensgesichtspunkten für problematisch, fast möchte
ich sagen, für ausgeschlossen, diesen Weg zu beschreiten,
und zwar nicht einmal so sehr wegen der Belastung der

Vorlage in einer künftigen Abstimmung; diesen Gesichts
punkt will ich hier aus dem Spiel lassen. Es sprechen aber
staatspolitische Gründe ganz anderer und erheblicherer
Natur für die Lösung, wie sie der Bundesrat und die Kom
mission Ihnen vorschlagen, nämlich Gründe unserer bun
desstaatlichen Struktur. Der Bundesrat hat in der Tat schon
in der Botschaft von 1957 unterstrichen und es in jener von
1969 wiederholt, dass man, wenn man den Weg beschreiten
wollte, den Herr Nationalrat Arpold hier vorschlägt, damit
einem fundamentalen Prinzip unseres Bundesstaates wider-
spräche. Der - Bundesrat seinerseits ist verpflichtet, auch
wenn er noch so gern auf seine juristischen Experten hört,
Ihnen vor allem auch diesen staatspolitischen Gesichts
punktin Erinnerung zu rufen. Er hat das in der-Botschaft
von 1957 getan, als er geschrieben hat: «Die einheitliche
Regelung wäre mit einem fundamentalen Prinzip unserer
Staatsordnung unvereinbar, nämlich mit der föderativen
Struktur unseres Staates. Es wäre -kaum denkbar, dass sich
der Bund darauf beschränken könnte, das Stimmrecht in
kantonalen und kommunalen Dingen nur für die Frau zu
ordnen, während dasjenige der Männer dem ‘kantonalen
Recht überlassen -würde. Zweckmässigerweise müsste viel
mehr für beide Geschlechter die gleiche Regelung getroffen
werden, und zwar durch den Bund. Damit würde- aber tief
in die Selbständigkeit der Kantone eingegriffen. Das
könnte nicht befürwortet werden und wird -übrigens auch
von keiner Seite verlangt. »— Das war die Situation damals.

Herr Nationalrat Arnold sagt, das sei bloss eine An
sichtsäusserung des Bundesrates, die gegenüber den Gut
achten nicht aufzukommen vermöge. Ich darf Sie daran
erinnern, dass der Bundesrat seinerseits damals einen sol
chen Absatz 4 nicht vorgeschlagen hat. Er hat davon abge
sehen, einen solchen Vorschlag zu machen, aber aus den
Bberlegungen, die in der Botschaft als Ansichtsäusse
rung niedergelegt sind — als staatspolitische Überle
gungen — haben es damals die eidgenössischen Räte für
notwendig befunden, einen solchen Vorbehalt in die Bot
schaft einzufügen. Selbstverständlich ist der Bundesrat an
vielem schuld, was in der Eidgenossenschaft heute schief
geht. Ich bin sogar etwas zerknirscht über die Rüge, die
Herr Nationalrat Arnold uns gegeben hat in bezug auf die
verschiedenen Verweisungen in den Botschaften über die
Gewährleistung von Kantonsverfassungen, jener des Kan
tons Wallis, des Kantons Tessin, der Kantone Genf,
Waadt und Neuenburg, bis zurück zur Botschaft von
1957; er hat in diesem Punkte recht. Wir werden wohl
nicht mehr in die Lage kommen, diesen Sündenfall noch
mals zu begehen, weil - was wir hoffen — nach Annahme
dieser Vorlage über die Einführung des-Frauenstimm- und
-wahlrechts auf eidgenössischer Ebene sich dann bei künf
tigen Gewährleistungen die Gelegenheii bieten wird, die
Frage von einem neuen Gesichtspunkt zu beleuchten undauf
dieses Problem der Gewährleistung kantonaler Verfassungen
etwas eingehender zu sprechen kommen.

Es wäre also, wie gesagt, dem Verfassungsgesetzgeber
rechtlich unbenommen, das integrale Frauenstimmrecht
nicht nur im Bund, sondern auch im kantonalen und kom
munalen Bereich einzuführen oder einfach durch eine
andere Formel die Kantone zu dessen Einführung zu ver
pflichten. Wir haben darauf hingewiesen, dass der Bundes
rat mit den~eidgenössischen Räten bisher die Aüffassung
vertreten hat, dass ein solches Vorgehen mit der födera
tiven Struktur unseres Staates nicht vereinbar wäre.

Nun, möchte ich aber hier doch beifügen, dass, wenn
Sie den Absatz 4 hier beibehalten, dieses Vorgehen sich
durchaus auch gegenüber der Bedeutung und dem Sinn des
Artikels 4 der Bundesverfassung vertreten lässt. Geht der



Suffrage f~m-inin 456 23 juin 1970

sarn gemacht, dass noch keine Schweizer Frauen im stimm
fähigen Alter seien, und es soll daher interpretiert werden:
«die über 20 Jahre sind». Ich gestatte mir, zu diesem Antrag
einige allgemeine Bemerkungen vorauszuschicken.

Wir schicken uns jetzt an, in diesem unserm Artikel 4
unserer Bundesverfassung den Begriff «Alle Schweizer
sind vor dem Gesetze gleich» auch auf unsere Frauen aus
zuweiten und wollen sie zur stimm- und- wahlberechtigten
Vollbürgerin erklären. Durch diese Gewährung der politi
schen Rechte überantworten wir ihnen in unserem- Staats
wesen eine Mitverantwortung in einem Zeitpunkt, wo es
vielleicht gar nicht unbedingtso einladend ist, mitzuwirken
und in dem in unserem Schweizerhaus vielleicht nicht alles
gerade zum besten steht. Während unser Staatsschiff von
den stürmischen Wellen der int€rnationalen und nationalen
Politik recht ungemütlich geschaukelt wird und mancher
Politiker an einer Art -von Seeki~ankheit leidet, laden wir
unsere Schweizer Frauen nüh- mit freundlichem Drängen
ein, mit uns das Steuer zu übernehmen oder mindesten
mitzuhelfen, den Kurs zu bestimmen. Also man muss sich
fragen, ob diese Geste nun wirklich Rosen darstelle — wie
Kollege Copt gesagt hat — oder ob die Frauen dann nicht
einen Distelstrauss in - die Hände. bekommen. Keiner der
Herren Kollegen wird ja bestreiten — ich möchte darauf
nicht näher eingehen —‚ dass der 7.- Juni ein gewisses Malaise

- - ausgelöst oder aufgedeckt hat, das in andern europäischen
Staaten wahrscheinlich, andere Folgen gehabt hätte als in

122 Stimmen unserem soliden Männerstaat. Ich möchte : sagen, dass
-16 Stimmen vielleicht gerade der- Männerstaat eine grössere Vertrauens-

krise in der Eidgenossenschaft -verhindert hat. In- diesem
- - - - schicksalshaften Zeitpunkt wollen Sie nun den -Schweizer

Frauen das Stinmirecht-uiid den Einsitz in unsere Behörden
geben. Ich kann mich persönlich :darüber~nur :freuen. Ich
darf jetzt auch etwas-Persönliches sagen: Ich war vor-zwei
Jahren noch ein grundsätzlicher Gegner des Frauenstimm~
rechtes.- Ich war es - vor- allem nöch im nachfolgänden
Jahr darum, weil ich gesehen habe, dass der Gesinnungs
wandel in unserem Parlament nicht so sehr aus inner-
eidgenössischen Motiven, - also aus der Besinnung heraus
gekommen ist, sondern unter dem Druck- über unser, mög
liches Image im Ausland, über die Meinung im Ausland,
und vor allem sogar über die absolut irrtümliche Meinung,
die Exklusivität des Männerstimmrechts stehe- im Gegen
satz zu den Menschenrechten, wie da immer wieder von
interessierter Seite behauptet worden ist, aber nicht etwa
aus einer inneren Einstellung über das innere Image~ der
Schweiz, -das allein die Berechtigung gegeben hätte, für oder
gegen das Frauenstimmrecht zu sein. -. - -

- Warum nun meine Gesinnungswandlung? Sie - -ist er~
folgt, weil ich in dem harten Abstimmungskampf über die•
Bberfremdungsinitiative iminer wieder feststellen durfte,
dass unsere Stauffacherinnen von altem Schrot ünd Korn
den opportunistisähen - Sirenengesängen der Wirtschaft und
des - blossen Geldsackdenkens weit weniger leicht verfallen
als viele tapfere Männer, die man mit Argumenten des
geschmälerten Zahltags aus - begreiflichen Gründen - ein
zuschüchtern vermag. Ich kann mir nämlich denken, dass
mit dem Einzug von Schweizer Frauen in unsere Behörden
und Parlamente sich tatsächlich eine Wandlung bei uns
vollziehen wird. Vorderhand ist ja keine Frau-— so viel ich
weiss — in einem Verwaltungsrat, oder nur in Ausnahme
fällen. Wir werden also verwaltungsratslose Parlamentarier
in unseren Reihen zählen, und das ist etwas Schönes- und
Beglückendes, — während die Männer mit ihrem über
wiegend praktischen Nützlichkeitsdenken meistens doch
auch nach privaten Interessen ihre politischen Entschei
dungen treffen. Die vielgeschmähten Emotionen, die hier als

~erfassung5geber heute davon aus, der Einführung des
FrauenStimlurechts im kantonalen und kommunalen Bereich
durch den Bund ohne entsprechende Entscheidung des
kantOflalen Souveräns stehe der föderative Aufbau unseres
Staatswesens entgegen, so stellt eben - der Verfassungsgeber
das föderative Prinzip, das föderative Element, als Spezial-
norm neben den Gleichheitssatz des Artikels 4 der Bundes
verfassung, und dieser Wertentscheid wird im Gewäh
~eistungsyerfahren zu respektieren sein: Dort darf man
sich dann nicht plötzlich -auf den Standpunkt stellen, der
Gleichheitssatz- des Art. 4- gehe dieser Spezialnorm vor, die
zugunsten des Rechtes der Kantone und Gemeinden be
stelit~ Ich halte mit Herrn Nationalrat Copt, der sich dazu
in- der - Eintretensdebatte geä‘ussert hat,- dafür, - dass man
gerade damit doch den- Kantonen eine‘ ihrer allerwichtig
sten und bedeutendsten Prärogativen entzöge,nämlich: die
~ezeichnung und Umschreibung-- des Staats- - ‚und- Wahl-
körpers, der im Kanton die Verfassung ‘und die Gesetze des
Kantons beschliessen soll. Soll über diese Umschreibung
des Wahikörpers wirklich der Bundesgesetzgeber. beschlies
sen,- oder söll däs nicht den Kantonen und den Gemeinden
vbrbehaltefl bleiben:?-Das ist der Sinn dieses -Absatzes 4,
deü -beizubehalten Ihnen der- Bundesrat mit Ihrer Kömmis

- sion empfiehlL - - - -

Abstznvnirng — Vote

- - - Abs.4-—AL4 -

Für den -Antrag der Kommission - -

Für den Antrag Arnold -

- Abschizitt II -

- - Antrag der Kommission
- - -Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates.

- - Anträge Schwarzenbach - -

- -- Abs.1 - -

Dieser Beschluss - wird- er Abstimmung der Schweizer
Frauen, die im stirnmfähigen ‘Alter- sind, unterbreitet.

- Stimt ihre-lvEehrheit zu, so wird dieser Beschluss der
Abstimmung des Volkes und der Stände unterbreitet. - -

- Der Bundesrat

- - - Proposition -de la commission - -

- Adh~rer au pröjet du Conseil f&1~ra~. -

Prop6sitionsSchwarzenbach - -

-- -- Al.1 - - -

• Le präsent arrät~ sera soumis au vote des Suissesses en
äge de voter. - -

- S‘il est acceptä par la majoritä - des vötantes, l‘arr~tä
sera soumis au vote du peuple et des cantons.

Le Conseil fädäral ... - - -

Schwarzenbach: In meinem Antrag auf Abänderung
steht: «Dieser Beschluss wird der Abstimmung der Schwei
zer Frauen, die im stimmfähigen Alter sind, unterbreitet.»
Herr Kollege Htirlimann hat mich soeben darauf aufmerk

Abs. 2

Abs.- 3

Chapitre II

- -‚ Al.2

Al. 3
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schlecht und verwerflich verschrien worden sind, werden
mit dem Einzug der Frauen in unser Parlament obenauf-
schwingen, und zwar nicht instinkt- und triebbesessene
eigennützige Emotionen, sondern Emotionen, die positiv
und edel sind, wie die Vaterlandsliebe und die Liebe zur
sozialen Gerechtigkeit, Emotionen. die nicht zur. Anbetung
des Goldenen Kalbes gehören. Ich glaube also, dass wir uns
freuen können. Es stört mich aber eines am Vorgehen, und
das möchte ich den Herren sagen, die das Image der Schweiz
im Ausland vertreten: Welch ein Unsinn ist es doch, dass
wir nun bei der letzten Entscheidung diese .wieder. den
Männern in die Hand spielen! Es sollen wieder die Männer
sein, die im.Finale entscheiden, ob unsere Frauen die Stimm
berechtigung und die Wahlberechtigung erhalten dürfen
oder nicht. Wir sind es also, die nun eintreten dafür, die
nun gnädigst erklären: «Wir gestatten» oder «Wir. ge
statten nicht >~. Wenn wir heute schon mehrheitlich der
Ansicht sind, dass wir der Schweizer Frau durch den Aus
schluss aus der Politik ein Unrecht angetan haben, wenn
grosse Gemeinden und Städte, darunter die Stadt Ztirich,
inzwischen die Frau f~ir politisch mündig erklärt •habeii,
wenn unsere Gemeindebehörden heute schon Frauen an
verantwortlichen Positionen haben, dann geht es doch
wirklich nicht ar, dass unser Männerparlament — wie ich
vermute - am heutigen Tag das. eidgenössische Stimmrecht
der Frau mehrheitlich befürwortet und nachher den end
gültigen Entscheid ausschliesslich den männlichen Stimm
bürgern überantwortet. Wir müssen einen andern Weg ein
schlagen, der in dieser fÜr die Zukunft unseres Landes
wichtigen Abstimmung der einzig richtige Weg sein
kann, nämlich die nächste Abstimmung über die Ein
führung des Frauenstimmrechtes in eidgenössischen An
gelegenheiten soll sich nicht an die Männer unseres Landes
richten, sondern an die Frauen. und nur an die Frauen. Wir
wollen doch einmal wissei~, ~‘as unsere Frauen auf gesamt
schweizerischem Gebiet siöh von unserem Vorschlag für
eine Vorstellung machen, ob sie annehmen wollen oder
nicht. Und wenn sie annehmen, dann soll die eidgenössische
Volksabstimmung kommen, und~ dann werden — wie ich
hoffe — die Männer einsichtig genug sein, sich dem Willen
der Frauen zu beugen und anzuerkennen, was die Frauen
beschlossen haben.

Der Antrag mag kompliziert erscheinen: zwei Ab
stimmungen, davon eine, die rechtlich keine Konsequenzen
hat, eine Konsultativabstimniung. Aber ich bitte Sie,
heute, wo dieses Image im Ausland gerade bei Ihnen eine
derartige Rolle spielt, sich zu überlegen, ob es nicht nun
doch richtig wäre, dass die Frau über die politische Zu
kunft in der Schweiz in erster Linie entscheidet und dass
nachher der verfassungsmässige Weg erst eingeschritten
wird. Ich bitte Sie, meinen Antrag anzunehmen.

Bieri: Ich lehne den Antrag Schwarzenbach ab. Aber
nicht deshalb habe ich das Wort verlangt, sondern um
Herrn Schwarzenbach zu antworten. Das Bild, das Herr
Schwarzenbach von der Stauffacherin untworfen hat, ist ja
rührend. Ich beglückwünsche ihn dazu, dass «seine
Frauen» direkt aus dem «Wilhelm Tell» in unseren Saal
schreiten, eines «Wilhelm Tell »‚ dessen Autor die Urschweiz
persönlich nie gesehen hat.

Sie haben dem Parlament vorgeworfen, dass es sich
während längerer Zeit allzu stark von dem habe inspirieren
lassen, was man als das Ansehen 4er Schweiz im Ausland
bezeichnet. Es sei eigentlich nicht in Ordnung, solche
Überlegungen anzustellen. Ich gestehe Ihnen, dass ich nach
wie vor die Frage der Menschenrechtskonvention als eines
der Argumente zugunsten des Frauenstimmrechtes be
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trachte, aber nicht als das einzige und nicht als das aus
schlaggebende; denn wir ordnen unsere Angelegenheiten
selbst. Ist es aber wirklich so unschweizerisch, wenn wir
über die Grenzpfähle hinausblicken? Die Firma, mit der
Sie, Herr Schwarzenbach, verbunden sind oder waren, kann
ihre Maschinen auch nicht nur in der Schweiz absetzen.

Sie haben die Abstimmung vom 7. März erwähnt und
gesagt, dass Sie an den vielen Versammlungen unter den
Frauen eine grosse, ja grössere Geneigtheit für Ihre Argu
menteentdeckt hätten als unter den Männern. Ich schliesse
daraus, dass Sie offenbar rückblickend glauben, dass die
Abstimmung über die tYberfremdungsinitiative mit Frauen
stimmrecht ein anderes Resultat ergeben hätte als ohne
Frauenstimmrecht. Wer ist hier, Kollege Schwarzenbach,
der Opportunist?

Götsch, Berichterstatter: Nachdem Herr Schwarzenbach
Noten ausgeteilt hat, darf ich das ja auch. So will ich die
Frage von Herrn Bieri direkt beantworten: der Opportunist
heisst Schwarzenbach. Ich habe selten gesehen, dass jemand
so offen hier erklärt hat: Vor zwei Jahren war ich dagegen,
jetzt bin ich dafür, weil die Frauen für mich und meine
komischen Auffassungen stimmen werden. Das ist alles,
was zu den Ausführungen von Herrn Schwarzenbach zu
sagen wäre. Ich möchte mit Herrn Bieri noch unterstreicheii:
Die Unterstellung, dass wir. Anhänger des Frauenstimm
rechts unter ausländischem Druck und nicht aus ehrlicher
Überzeugung handelten, kennzeichnet wieder‘ Herrn
Schwarzenbach. Man beurteilt die Mitmenschen ja meistens
nach den Erfahrungen, die man mit sich selbst gemacht hat.

Nun zum Antrag des Herrn Schwarzenbach: Er kann
für sich in Anspruch nehmen, dass er klassisch ist. Er will
ihn uns als Neuentdeckung verkaufen; es ist aber in Wirk
lichkeit ein uralter Hut. Es ist die klassische Rückzugslinie
der Gegner des Frauenstimmrechtes, die als geschickte
Opportunisten nicht mehr den Mut haben, nein zu sagen.
Sie sagen: Ich bin eigentlich dafür, aber zuerst will ich ganz
sicher wissen, ob die Frauen auch dafür seien; wenn man
aber nicht zuerst die Frauen frägt, dann finde ich das nicht
in Ordnung, und bin dann halt dagegen. — So gewinnt man
vielleicht zwei, drei Jahre Zeit und kann je~ nach Ausgang
einer solchen Befragung die Trölerei von vorne beginnen.
Das ist also nichts Neues; seit zwanzig Jahren wird das in
Gemeinden und Kantonen durchgespielt. Aber die Situation
hatsich geändert, Herr Schwarzenbach, Sie kommen auch
in dieser Frage zehn Jahre zu spät. Unterdessen haben etwa
60 y0 der Schweizerinnen entweder das kommunale oder
kommunale und kantonale Stimmrecht in unserem Land.
Sie nachträglich fragen zu wollen: Wollt Ihr es wieder auf
geben? wäre doch ein vollkommener Unsinn. Wir haben die
Befragungen ~us Zürich und aus andern Orten, die ein
deutig ergeben haben, dass die Mehrheit der Frauen dieses
Recht will.

Nun ist das allein noch nicht entscheidend. Das Stimm
und Wahlrecht ist ja nicht nur ein Recht und eine Pflicht.
Im~ vielzitierten Gutachten Kägi wird zu diesem Punkt
folgendes ausgeführt, und das scheint mir auch in der
Frage der alifälligen Befragung massgebend zu sein:
«Der weitverbreitete und immer wiederholte Einwand,
dass die Schweizer Frauen oder doch die überwiegende
Mehrheit der Schweizer Frauen das Stimmrecht gar nicht
wollen, ist hier nicht näher zu prüfen. Auch wenn die Be
hauptung als tatsächliche Feststellung richtig wäre» — was
heute wie vor zehn Jahren immerhin mit guten Gründen
angezweifelt werden darf, heute noch mehr —‚ «könnte man
die Frage doch auch gegenüber weiten Kreisen des Männer-
volkes einmal aufwerfen. Dazu wäre einiges zu sagen über
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die Geschichte der Entstehung des Männeistimmrechtes in
der Schweiz. Das wurde uns von der französischen Re
gierung ohne Befragung gratis und franko geliefert, ohne
grosse Heldentaten der Schweizer Männer.» Professor
Kägi fährt weiter: «Die Statistiken über die Stimmbeteii
gung und andere Beweise politischer Interesselosigkeit rufen
der starken Vermutung, dass auch viele Männer das
Stimmrecht nicht wollen oder doch nicht ernstlich wollen.
Aber wie dem auch sei, an dieser Stelle haben wir jenen Ein
wand nur unter dem GesichtspiuEikt seiner rechtlichen
Relevanz zu würdigen. Und hier liegen die Dinge klar: Das
Stimmrecht ist immer auch eine Stimrnpflicht. So schwach
die Sanktionen dieser Pflicht im schweizerischen Recht, in
der richtigen Erkenntnis der:Problematik der erzwungenen
Stimmpflicht, auch sind, an der grundlegenden Auffassung,
dass es sich um eine Pflicht des freien Bürgers, um eine
Organpflicht als Glied des Volkes handelt, die als öffentlich-
rechtliche Pflicht unabhängig ist von seinem Wollen oder
Nichtwollen, von seiner Zustimmung oder Nichtzustim
mung, wird dadürch nichts geändert. »

Herr Schwarzenbach versucht seine Disteln in Rosen zu
verwandeln, indem er sagt: Zuerst fragen wir die Frauen und
nicht die Männer; und er tut dergleichen, er gebe damit den
Frauen das .Vorrecht. Das ttifft aber• gar nicht zu, denn
schlussendlich will er auch wieder die Männer allein ent
scheiden lassen. Also würde er ein Verfahren wählen, bei
dem die Frauen zweifellos sagen: «Ja, wir wollen das
Stimm- und Wahlrecht» und nachher sind es doch wieder
die Männer, die dann darüber entscheiden, ob der Wunsch
der Frau gnädig angenommen wird oder nicht. Es würde
also am Ablauf überhaupt nichts geändert, ausser dem, dass
es einem noch halb mutigen Gegner des Frauenstimmrechtes
gelänge, vielleicht ein.oder zwei Jahre Zeit zu gewinnen. Das
ist alles, was in diesem Antrag liegt.

Ich möchte Sie wirklich bitten: Bleiben Sie bei den Ro
sen von Herrn Copt und verschmähen Sie die Disteln des
Herrn Schwarzenbach.

M. Cevey, rapporteur: La proposition de M. Schwar
zenbach ne nous ~tonne pas. II fallait quelqu‘un aux freins
du char que nous voulons faire avancer sur la voie parfois
difficile du progr~s. 11 s‘est offert. ~ jouer ce röle, c‘~tait son
droit.

Pour employer une autre image, j‘aimerais dire que
M. Schwarzenbach me parait repr~senter ici les ~l~ments
d‘une armee en recul, une troupe qui livre un combat de
retardement.

Jusqu‘ä maintenant, ce sont des hommes qui ont
refus6 aux femmes le droit devote, le droit d‘&re ~lues. Les
hommes doivent aujourd‘hui octroyer aux femmes ce qu‘ils
leur ont toujours contest~, et cela sans pr~alable aucun.

Suivre le raisonnement de M. Schwarzenbaöh, c‘est par
avance ouvrir la porte ~ une proposition que nous com
battrons toujours, parce qu‘elle est parfaitement anti
d~mocratique —‚ disons lemot—,proposition qui tendrait tout
simplement ä priver du droit de vote les hommes qui, se
r~fugiant dans l‘abstention, manifestent ainsi un manque
total d‘int~r~t pour les affaires du pays.

M. Schwarzenbach affirme que la votation des femmes
qu‘il propose n‘aurait qu‘un caract~re consultatif. C‘est
peut-~tre vrai dans la forme. Mais, sur le fond, n‘oublions
pas que cette consultation aurait une tout autre importance,
puisqu‘il fait de son issue favorable la condition meine du
vote constitutionnel des citoyens. Nous ne pouvons donc
accepter ce nouvel obstacle sur la route du progr~s; et nous
devons tout simplement ~carter la proposition de M. Schwar
zenbach.

Bundesrat von Moos: Der etwas hintergründige Antrag
von Herrn Nationalrat Schwarzenbach bedarf hier wohl
nur sehr weniger klärender Darlegungen. Diese Darle
gungen können sich im wesentlichen in einer Bestätigung
dessen erschöpfen, was die beiden Herren Kommissions
berichterstattter soeben in rechtlicher und auch in politischer
Hinsicht‘ dargetan haben. Wer mit unserer Bundesverfas
sung und dem von ihr in Artikel 118ff. vorgesehenen Rechts
setzungsweg auch nur entfernt vertraut ist, wird sofort ein
sehen, dass der Antrag des Herrn Nationalrat Schwarzen-
bach verfassungsrechtlich unhaltbar wäre. Wir können eine
derartige Abstimmüng gar nicht vorsehen, ohne zuvor
selber in der Bundesverfassung die Grundlage für eine
— konsultative oder dezisive — Entscheidung der Frauen zu
schaffen. Wenn das nicht möglich ist gemäss heutigem Ver
fassungsrecht, so können wir eine derartige Abstimmung
auch nicht ausserhalb der Verfassung vornehmen; die
SituatiOn ist unseres Erachtens völlig klar~ Die Bundes-
versammlung ihrerseits wäre keineswegs befugt, aus eige
nem Entschluss für diesen einen Fall den Frauen das
Stimmrecht zu gewähren; dieses Stimmrecht können ledig
lich die zur Verfassungsgebung berufenen Organe, näm
lich Vpllc und Stände, gewähren. Ich kann Ihnen daher
nichts anderes sägen, als noch einmal wiederholen, dass
der Antrag verfassungsrechtlich völlig unhaltbar ist, und
dass wir Ihnen mit Ihrer Kommission beantragen, ihn ab
zulehnen.

Präsident: Herr Schwarzenbach ist damit einverstanden,
dass seine beiden Absätze 1 und 2 in einer Abstimmung
dem Absatz 1 der Kommission gegenübergestellt werden.

Abstimmung — Vote
Für den Antrag der Kommission
Für den Antrag Schwarzenbäch

Gesamtabstimmung — Vote sur l‘ensemble
Für Annahme des Beschlüssentwurfes 134 Stimmen

(Einstimmigkeit)

Präsident: Der Bundesrat beantragt, es seien sowohl die
Motion Schmitt-Genf als auch die Motion Tanner ab
zuschreiben. Wird dagegen Einspruch erhoben? Es ist nicht~
der Fall. Die beiden Motionen sind abgeschrieben. Ebenso
beantragt der Bundesrat, es sei die Standesinitiative des
Kantons Neuenburg vom 22. Februar 1966 abzuschreibeh.
Wird hier ein anderer Antrag gestellt? Es ist nicht der Fall.
Sie haben auch diese Standesinitiative abgescfirieben.

An deiz Ständerat — Au Conseil des Etats

130 Stimmen
1 Stimme
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Vorsitz — Pr~sidence: M. Torche

Suifrage f~minin~ Institution

Antrag der Kommission

Berichterstattung — Rapport g~n~ral

Vormittagssitzung vom 23. September 1970
S~ance du 23 septembre 1970, matin

10476. Frauenstimmrecht. Einführung

Botschaft und Beschlussentwurf vom 23. Dezember1969
~BB1 1970, 1, 61)

Message et projet d‘arr6t~ du 23 d~cembre 1969
(FF 1970, 1, 61)

Beschluss des Nationairates vom 23. Juni 1970
D~cision du Conseil national dü 23 juin 1970

Eintreten.

Proposition de la commission
Passer ~ la discussion des articies.

keit haben, ihr Einkommen zu verbessern. Den gröss
ten Schaden erleidet aber unser Land und damit das
ganze Volk, weil die Konkurrenzfähigkeit gegenüber
dem Ausland durch die Erhöhungen verschlechtert wird.
Bundesrat und Kommission sind sich im Bestreben ei
nig, aus diesem «Teufelskreis» — wenn man so sagen
darf — herauszukommen, der für uns auch schwer
wiegende inflationäre Folgen haben muss.

Wenn wir auch von der Verwirklichung des Postu
lates keine Wunder erwarten, so glauben wir doch,
dass die Situation ernst genug ist, um auf dem Wege
einer Landeskonferenz zwischen - dem Bundesrat, den
Kantonen und der Wirtschaft mi versuchen, zu einer
Koordinierung der Behandlüng der Lohnprobleme zu
kommen. Mit einer solchen Konferenz : auf grosser
Ebene soll auch versucht werden, dem Volk die Bedeu
tung des Problems vor Augen zu führen und die Ver
antwortung aller Kreise zu wecken. Der Bundesrat be
grüsst das Postulat, und ich bitte Sie namens der Fi

• nanzkommission, ihm zuzustimmen.

Bundesrat Celio: Unsere Situation ist charakterisiert
dur~h ~ine auss~rordent1iche Knappheit a~ Arbeits
k}äften., Darunter leiden sowohl die Privatwirtschaft
wie die Dienstleistungen. des Bundes, wie vorhiir gesagt
wurde. Die Folgen~ davpn sind die Abwerbung, die
Stellenw~chsel‘, die Lohnbegehren usw. Der Rundesrat
ist der Auffassüng, da~ss auch die öffentliche Haüd sich
an diese Situation anpassen niuss~ E~ geht sicher nicht,
dass die offentliche Hand weil sie vielleicht grossere fi
nanzielle Möglichkeiten hat als gewisse andere Be
triebe — nicht alle Betriebe ich mochte uns nicht ver

• - gleichen mit den Betrieben von Basel, Herr Ständerat
4 Wenk — diesen Vorteil auf irgendeine Weise ausnutzt

um eben eine Besserstellung auf dem Arbeitsmarkt zu
erzielen. Ich glaube, wir gehen sehr schwierigen Zeiten
entgegen Ich glaube nicht dass wir uns den Spass lei
sten können, jedes Jahr einen Zuwachs von 1000, 2000,
3000 . Angestellten für die öffentliche Hand zu haben,
ohne die besondern Betriebe. So. können wir nicht Wei
tergehen. •. . . . . . .

Der Bundesrat begrüsst dieses Postulat. Ich muss
Ihnen sagen, wir haben schon begonnen, in dieser
Richtung zu arbeiten, ind~m wir Fühlung genommen
haben mit der Konferenz der Finanzdirektoren. Maü
muss dort beginnen, bei der Konferenz der kantonalen
Finanzdirektören und bei den grösseren Städten und
mit dem Städteverband. Ich habe auch persönlich Füh
lung genommen mit dem Arbeitgeberverband; ich habe
bereits die Antwort:. Der . Arbeitgeberverband ist ein
verstanden, mit uns zusammen diese Frage zu studieren.

Die Sache ist ziemlich dri~glich, aber ich habe den
Eindruck, diese Könferen~ muss sörgfältig vorbereitet
werden. Man muss diese Konferenz mit Unterlagen
vorbereiten. Ich habe schon an verschiedenen solcher
-Konferenzen teilgenommen. Da macht man sich gegen
seitig Vorwürfe, die öffentliche Haüd habe das und die
Privatwirtschaft habe jenes gemacht, uiid dann gehen die
Züge um 5 Uhr weg und mit ihnen die Herren Teil
nehmer der Konferenz, und man wehs ungefähr so viel
wie zu Beginn. So darf die Konferenz nicht verlaufen.
Deshalb begrüsst der Bundesrat . das Postulat der
Finanzkommission des Ständerates und wird so bald
wie möglich eine solche Konferenz einber~ifen.

Angenommen — Adopt~

An den Nationalrat — Au Conseil national

M. Bofla, rapporteur: 1. En droit constitutionnel f~d~
mal suisse, en mati~re de. droits politiques, la premi~re
des femmes est un ~tre -inf~rieur au dernier des hommes.
La formule peut - paraitre choquante; eile n‘en exprime
pas moins la r~alit~. La tentation est grande d‘analyser
les motifs de cette r~sistance, de ce retard de la Suisse
~ admettre l‘iiitervention de la femme dans les institu
tions politiques f&I&aies.- Une r~sistance — le souci
d‘objectivit~ veut qu‘on le dise — qui s‘est exprim~e
aussi dans notre conseil: en 1957, i‘entr~e en mati~re
sur le projet tendant ~ l‘introduction du suffrage feminin
ne fut admise que par 21 voix contre 14; ~ peu pr~s le
m~me nombre d‘opposants, 13 contre20, refuni d‘accep
ter la motion Schmitt (Gep.~ve~ neu~ ans plus tard.

Je sai~ bien que, parmi les o~posants - d‘hier, per-
sonne ne d~niait. ~ la femme, ~ la moyenne des femmes,
une aptitude plus ou moins ~gale •~ la moyenne des
hommes ~ s‘occiiper depoiitique.. C~tte affirmation &ant
faite, et justement faite, notre r~sistance parait encore
plus malais~e ~ expliquer. La tradition a naturelle-
ment ~ invoqu~e, surtout par les repr~sentants des can
tons ~ Landsgemeinde.- (Je reviendrai sur ce point.)
L‘historien qu‘est nötre. co1l~gue~M. Stucki, nöus avait
fait part des r~alisations sages ou audacieuses, .au mo
ment ~im elles avaient, ~ adoptöes, de sa communaut~
d‘hommes votants (sans d‘ailleurs se poser la question,
d~cisive en l‘Qccurrence, de savoir si~ avec la participa
tion des femmes, 1 es d~lib~rations auraient pu ~tre diff&
rentes); sa prt~occupation est que l‘institution de la
Landsgemeinde, si enracin~e dans les mceurs de son
cantön, ne soit vou~e, par l‘introduction du suffrage
feminin en mati~re f~d~rale, ~ une lente mais inexorable
asphyxie; C‘est un argument; mais comme il - vaudrait
seulement pour une partie minime de 1‘~lectorat car
les cantons ~i. Landsgemeinde repr~sentent une faible mi
norit~ par rapport aux cantons oü le vote s‘exprime dans
le secret des urnes — l‘analyste de notre phönom~ne de
refus, de r~sistance h r~aliser . l‘~galit6 de l‘homme et
de la femme en mati~re de droits politiques se trouve
rait encore perplexe quant ~ la signification, sans doute
complexe, de cette attitude. D‘ailleurs, quand notre
coll~gue historien se faisait le d~fenseur si ~loquent de
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la tradition, une interrogation s‘insinuait dans mon
esprit, une interrogation que je ne saurais mieux ex
primer qu‘en reprenant les termes utiiis6s par Daniel
Rops dans le Monde sans Arne: «L‘Europe, pays de
vieilles traditions et malade d‘histoire, ne souffre-t-elle
pas de cet amour des choses anciennes qui paralyse
l‘activit6 des vivants?» On rejoindrajt, mc semble-t-il,
la conclusion d‘une analyse faite par M. Hans Huber,
professeur de droit public ~ 1‘Universit6 de Berne, ~
1‘Institut Otto-Suhr de Berlin sur la d6mocrafje suisse:
«Die schweizerische Demokratie darf in vielem auch
heute noch als Muster altbewährten demokratischen
Zusammenlebens als Hort guter Ordnung gelten. Sie
kann aber in der Gegenwart nicht mehr allein aus ihren
inneren Wurzeln leben. Sie leidet auch an einer gewis
sen geistigen Enge, Unbeweglichkeit und Abschliessung.
Deshalb erweckt sie bei den Ausländern auch wieder
den Eindruck eines Museums vergangener Demokratie,
eines originellen politischen Naturparks in einem Win
kel der Erde, wo er ganz gut mit der dortigen Fremden-
industrie zusammengeht» (Die Demokratie im Wandel
der Gesellschaft, Berlin 1963, p. 112).

Je doute que seul l‘~tranger ressente cette impression
d‘inertie. Ii y a aussi, chez nous, la jeunesse studieuse
qui est pr~te ~ partager le sentiment que le Suisse, ~
l‘abri des Alpes et de la neutralit6, soit peu r~ceptif aux
grands courants d‘id6es qui soufflent dans le monde.
Une jeunesse, surtout, qui ne se sent nullement ~ l‘aise
dans le cliinat de notre «suffisance», dc cet extra
ordinaire «contentement de soi», qui pourrait aussi ex
~liquer le retardde la Suisse ~ rdsoudre le pro•blhme qui
nous occupe~ tJne expression d& cette «suffisance» peut
&re d&e1~e aussi dans l‘objection, assez souvent enten
due ici m~me (relisez les proc~s-verbaux de la sdance du
4 octobre 1966 concernant la motion Schmitt!), que si
la femme suisse ri‘a pas l‘6galit6 politique avec l‘honime,
eile a une position sociale et une situation l~gislative
incomparablejnent meifleure que celle de la plupart des
fermnes d‘Etats o~t l‘~galit~ susdite a dt~ r~alis6e depuis
longtemps. Ce qui est probablement vrai, bien qu‘ici
encere notre «suffisance» nous emp&he dc voir com
bien notre l6gislation (surtout quant au r6gime des
biens) est surann~e. Mais, de cette pr&endue sup6rio-
rit~ sociale de la femme suisse k l‘~gard de la plupart
des femmes ~trang~res, une seüle d&luction me parait
logique: la sup~riori•t~ en question ne fait que souligner
plus am~rement l‘inf~riorit~ politique de la femme
suisse, l‘injustice dc cette d6gradation dont trop de
femmes suisses ont souffert et souffrent, l‘urgence de
mettre fin ~ une situation qui nous fait du tort non
pas ou non pas seulement dans l‘appr&~iation (souvent
h~tive) de 1‘6tranger ~t notre ~gard, mais dans cet exa
men de~ conscience qui n‘a pas besoin de la critique
venant de 1‘ext~rieur pour qu‘il soit n6cessaire et sa
lutaire.

2. Une ~volution s‘est produite au Conseil des Etats.
Les d~bats devant votre commission et le r6sultat dc
ccs d~bats en sont une confirmation 6loquente: onze
membres (ciont trois reprdsentants de cantons ~ Lands-
gemeinde) ont partici.p6 ~ la s~ance dc la commission
que j‘ai l‘honneur de pr6sider; dix ont 6t6 favorables aüx
conelusions du message, un seul s‘est abstenu,
M. Nänny, repr~scntant le demi-canton d‘Appenzell
Rhodes-Ext6ricures.

Qudiles sollt les raisons dc cette evolution?
Tout d‘abord, la r~gle dc prudence politique (qui est

souvent une r~g1e dc sagesse politique dans un Etat f6-

ddratif) veut que l‘aventure constitutionnelle fdd6rale
soit pr6c6d6e par l‘exp6rience cantonaie. R6gle dc pru
dence et dc sagesse d6jk du fait que, pour reviscr la
constitution f6d6rale, la majorit6 des citoyens suisses
prenant part ~ la votation n‘est pas suffisante; ii faut
encore la majorit6 des Etats (art. 123 dc la constitution
f6d6rale). Le respect dc cette r6gle non 6crite dc pru
dence est-il r6alis6 en l‘esp6ce?

Nous croyo•ns pouvoir r6pondre affirmativement. II
est vrai que six cantons et dcrni seulement (Vaud,
Neuch~te1, Gea6ve, B~le-Ville, Tessin, Fribourg, par
une d6cision dc principe dc cette ann6e, Valais) con~
naissent le droit de vote et d‘6ligibilit6 des femmes dans
toutes les affaires soit cantonales, soit communales.
Bäle-Campagne connait ccs m6mes droits pour les
affaires cantonales.

Le droit dc vote et d‘6ligibilit6, limit6 aux affaires
religieuscs, scolaires et sociales, a 6t6 introduit par un
vote dc la Landsgemeinde, en 1967 ~ Giaris, et limit6
aux «Schulgemeinden», en Thurgovie; Nidwald, aussi
par d6lib6ration dc sa Landsgemcinde, a fait un pas
plus audacieux: la capacit6 oivique active et passive dc
la femme existe depuis cette ann6c, dans toutes les
communes, aussi pour toutes les affaires pälitiques.

D‘autres cantons ont suivi la sofution dite bernoise,
qu‘on devrait appeler, par respect dc la priorit6 chrono
logique, la solution grisonne. Le canton des Grisons a en
effet 6t6 le premier ~ autoriser les communcs ‘~ intro
duire le droit dc vote dt l‘dlectorat (7 octobre 1962).
Berne a adopt6 cette m~me solution six ans plus tard,
le 18 f6vrier 1968. 11 est vrai que les communes du can
ton dc Berne mit fait usage dc cette facult6 avec une
gdn6rosit6 qui n‘a pas dc comparaison avec la mcsure
ct la mod6ration des communcs des Grisons. Aux Gri
sons, 11 communes seulcmcnt sur 221 (quelle inflation
d‘autonomies communales!) mit accord6 la dignit6 po
litique aux femmes; ~ Bernc, sur 492 communcs, 276
avaient, en juin 1970, associ6 les femmcs ~ l‘exercicc
dc la puissance publiquc et politique, si bien que Ic
crit6re dc la priorit6 chronologiquc pcut c&ler le pas au
crit6re dc la r6alisation effcctive du droit. A cc point dc
vue, ii se justifie dc parler dc solution bernoisc, d‘autant
plus que les 276 communcs du canton dc Bcrnc oi~ la
femme a le suffragc ct 1‘6ligibilit6 repr6sentent le 81
pour cent dc la population totale (cc pourcentage atteint
95 dans le Jura).

A la solution bernoise (institution facultative du
droit dc vote et d‘6lcctorat dans les communes) s‘est
ralli6 le canton dc Zurich par votation du 14 septembre
1969: 123 communes d6j~ sur 171 (rcpr6scntant 93,5
pour cent dc la population cantona1e~ ont fait usage
dc cctte facult6. N‘oublions pas Obwald, qui a le m~me
syst6me en vcrtu dc la constitution adopt6c le 19 mai
1968.

Je crois avoir fait le tour dc la situation existante;
eile refl6tc unc vari6t6 dont il pcut paraitre malais6 dc
d6gager une directive commune. Et pourtant, quelques
faits pcrmettent dc conelure que l‘ampleur des solu
tions cantonales adopt6es justifie la nouvelle tentative
dc r6soudre finalcment le probl6mc dans le cadrc cons
titutionnel f6d6ral.

Le premier dc ccs faits est le suivant: depuis 1959
jusqu‘~ maintenant, le pourcentage des voix affirma
tivcs dans les cantons qui ont introduit le suffrage et
l‘6ligibiit6 des femmcs cn mati~rc cantonale et com
munale n‘a fait qu‘augmentcr; en 1959, le canton dc
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Vaud r~alisa ces postulats par 52,6 pour cent de oui.
Neuch6iel suivit la m~me ann6e avec 53,6 pour cent
de oui. Gen~ve, l‘ann~e suivante, obtenait d~j~ une
majorit6 de 55,4 pour cent; Bäle-Ville, en 1960, 60
pour cent; le Tessin, en 1969, 63 pour cent; enfin Fri
bourg et Valais, en 1970, exprimaient la confortable ma
jorit~ de 71, respectivement 72,6 pour cent des voix.

Quand on pense que le Valais, lors de la votation
de 1959 (droft de vote et ~iectorat en mati~re f~d~ra1e~,
avait donn6 69,5 pour cent de non et le canton de Pn
bourg un pourcentage — 70,2 pour cent — encore plus
massif de voix negatives, II faüt bien se rendre ~ 1‘6vi-
dence: l‘id6e de consid6rer la fenime suisse comme une
~ternelle mineure- en mati~re poiitique a v~cu.

Un second fait est ä souligner: le 25 avril 1970, la
Landsgemeinde de Nidwald s‘est r&inie au heu dit «Im
Ring zu Wil ~n der Aa»; eile devait se prononcer sur la
proposition du Conseil d‘Etat de rendre le suffrage f&
mmm obligatoire en mati~re scolaire, religieuse et so
ciale, et facultatif en m‘ati~re politique. Onze jeunes ci
toyens ont pr~sent~ une contreproposition pr~voyant
l‘octroi du droit de vote et d‘~1igibilit6 g~n~ralis6 aux
femmes sur le plan communal. La - Landsgemeinde a
suivi ha proposition de la jeunesse. Cette jeunesse, pour
qui ha participation de ha femme ~ la vie publique.. ne-
pr~sente quelque chose de naturel, qu‘il est souhaitable
de r6ah-iser rn~me contre la routine ou la prudence des
«vieux», n‘est certainement pas un ph~nom~ne liiiait6 ~
Nidwa.id;. c‘est une r6ahit~ que nous tous, parents de fils
et de filles modernes, constatons. Entre.gar~ons et jeunes
filles, ‚un etat d‘~gahit6 de rapports sans arri~re-pens~es
s‘6tablit, une com•munaut6 partageant le m~me souci
d‘~tre. II est probable que les jeunes s‘attendent aussi —

par le d6sir de confier finalement ~ leurs cömpagnes
d‘~tude et de travail le maniement de ce petit grain de

• puissance pubiique dont ils jouissent — que l‘interven
tion de la femme dans ha vie pohitique soit en mesure
de d&~oncerter la routine, d‘introduire dans les d~bats
et finalement dans les bis une sensjbjhjt6 nouvelle.
Illusion, peut-~tre, en tout cas comme cons&prence

• imrn&liate de l‘innovation; mais m~me cette illusion
expnimerait un etat d‘espnit. qui n‘est pas vulgaire.

Un troisi~me fait est ~ mentionner: au-de1~ des r~a
lisations acquises sur le terrain cantonal en mati~re de
süffrage feminin, ii y a toute une s~nie d‘initiatives sur
le piancantonal qui vont dans la m~me direction, comme
s‘il 6tait urgent de ne pas ~tre les derniers ~ participer
~ une ~voiution dont on a ‘finahement mesur~ l‘ampleur
et je fondement. -

Ainsi, le 27 septembre 1970, les ~1ecteurs et les
6iectrices de B61e-Campagne (lesquelles, nous le rap
pelons, jouissent d6j~ du droit de vote en rnati~re can
tonale) se prononceront sur ha nouvelbe loi communahe

- (Neues Gemeindegesetz~, qui connait le suffrage. f6mi‘-
nin et 1‘~higibihit~ de la femme. Le m8me jour, 1‘~1ecto-
rat de St-Gahl d~terminera s‘il veut suivre la solution

• bernoise. Celle-ei a ~ &6 adopt6e par le Grand Con
seil de Soieure Je 2 juillet 1970, par -112 voix contre 5.
La votatiön aura heu avant la fin de cette ann~e. Le
canton de Lucerne s‘appr~te, le 25 octobre 1970, ä
s‘inscrire sur la liste des cantons qui ont n~sohu le pro
bl~me soit sur le plan cantonal, soit sur le plan commu

• nal. - II est enfin ~ pr~voir que le m~me jour o~i l‘on
votöra sur l‘institution du suffrage feminin en mati~re

• f6d6raie, d‘autres cantons (Argovie, Zoug, peut-~tre
Schaffhouse) proposeront ~. leurs ~iecteurs l‘institution‘des m~mes droits en mati~re cantonale et conununale.

- Dans ces conditions, et en tenant compte aussi que,
dans votre comniission, personne n‘a avanc6 les argu
ments traditionnels ni des arguments nouveaux pour~
justifier l‘exclusion de la femme des droits politiques,
je consid~re superfiu de faire une cr.itique des- arguments
traditionnebs. Vous Ja trouverez notamment dans l‘avis
de droit du professeur Werner Kägi, Le droit de la
femme suisse ~ l‘~galit~ politique. Personne n‘a autant
que iui eüvr~ pour acc4l~rer le changement du statut de -

la femme en Suisse, pour donner la demonstration la
plus solide de Ja justif-ication de ce changement. A qui
lui objecte que des in6gahit~,s subsisteront toujours dans
1~s situations juridiques respectives de l‘homme et de la
femme, ii a cette r6plique irr6futable: «Les in~gaiit~s
qui doivent en bonne justice subsister dans bes situa
tions juridiques respectives de l‘homme et de ba femme
ne devraient plus ~tre discut~es et d~cid6es seulement
par des hommes seuls maitres, mai~ en commun par
des hommes et des femmes ~gaux pohitiquement. C‘est
abors seulement que le droit sera vraiment d6mocra-
tique et juste» (Avis de droit, p. 32). Car enfin, c‘est
bien un acte de justice, et aussi un acte de sagesse p0-
litique, qu‘il s‘agit de r6ahiser. Presque toutes les nie
sures politiques concernent bes femmes- aussi bien que
les hommes, surtout apr~s que ba femme — d~passant
be stade traditionnel de sa collaboration dans ba famille
ou dans l‘exphoitation agricole — r~alise dans le travail
(soit par n~cessit~ ~conÖmique ou par d~sir d‘ind6pen-
dance, par gott du metier oft m~me pan simple ennui
~ la maison) une participation plus active ~ la vie so
ciale. Int~gr~e souvent dans la produetion et h‘&onomie
extra-fanijliaje, est-il ~quitable que la femme ne puisse
participer ~ l‘~chebon pohitique ä la cr6ation des insti
tutions et des bis qui ha concernent aüssi? Et quand
on vait un peu partout s‘imposer la personnahit6 poll-,
tique f6minine ~. 1‘~tranger, est-il dans 1‘int~r~t de notre
soci~t6 que, pour l‘examen et ba sohutiön des -probl~mes
qui se posent ~ tous le~ niveaux de nos communaut6s
politiques — je pense notamment au niveau de ba com
mune — nous fassions be gaspillage de renoncer ~.

l‘apport constructif de la moiti6 dc notre population?
M~me si, sur cette moiti~, le pourcentage de cebles qui
sont pr~par~es et dispos~es ~ ha vie pubhique devait ~tre
modeste, sommes-nous si niches en hommes politicjues
pour renoncer it une r6partition ‘jud-icieuse de notre tra
vaih?- •

Nous a»ons r6pondu comme vous le savez ~ ces
questions.

3. fl y a eu — -j‘y reviens — une seule abstention.
Eile est dict6e par ba crainte d‘une disparition bente mais
presque certaine de l‘une ou de l‘autre Landsgemeinde,
faute de place pour tout le monde... La valeur, non
seulernent historique, de - cette institution, n‘est pas en
di‘scussion. Mais si h‘ön est persuad6 que 1‘6gahit6 pol- -

tique de la femme est un acte de justice, ha mesure de
ha place oii s‘exerce ba plus vieiile d6mocratie encore
agissante au monde ne saurait ~tre un argument valable
contre ba r6ahisation de cette ~galit~, notez-he bien, sur
be terrain f~d~ra1, un domaine donc oü les votations
n‘ont pas heu sebon le syst~me de la Landsgemeinde. A
Trogen (un vilhage admirabhement b~ti ii. ba mesure de
Ja familie), il a fahlu quatre votes ~ main lev~e, le jour
m€me o~i ha jeunesse de Nidwahd emportait sa victoire,
pour constater qu‘une tr~s faible majorit6 n‘~tait pas
encore dispos~e ~ conf6rer aux communes le droit d‘in
troduire le suffrage feminin. Je pense qu‘une votation
aurait suffi pour donner une solution favorable ~ ce
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suffrage, si les citoyens qui se pr~sentent avec l‘~p~e,
traditionnellement, avaient eu l‘id~e d‘ajouter ~ 1‘~p~e,
selon l‘image de la justice, une balance. Mon cher ami
Nänny, vous ~tes encore assez t& pour essayer l‘adop
tion de ce symbole: s‘ily a un probl~me ~ r~soudre par
la balance (mais que l‘~p~e ne soit pas trop grande et la
balance trop petite), c‘est bien celui qui est soumis ~
notre d~lib~ration.

4. Nous avons d~cid~ de ne pas engager, au sein de
la commission, un d~bat entre les membres des orga-.
nisations f6minines favorables au suffrage, d‘une part,
et les mernbres du «Bund der Schweizerinnen gegen
das Frauenstimmrecht», d‘autre part. Nous pensons, en
effet, que le th~tre de ce. d~bat doit ~tre ouvert au
public; le forum nous a parti inad~quat, ce qui ne nous
a pas emp~ch~ de ih~e attentivement •l‘expös~ de 20
pages que l‘Association f~minine contre le suffrage f&
mmm qu‘on voudrait reconnaitre aux fenmies a adress6,
avant le nEiessage du 23 d~cembre 1969, ä M. le con
seiler f~d~ral von Moos.

Ii appartient certainement ~ la libert~ de la dcci
sion politique d‘avoir la p ssibilit6 de ne pas s‘engager
politiquement et d‘exprimer les motifs pour lesquels
des femmes cänsid~rent cet engagement comme une
erreur. Mais cette libert~ de dkision politique pr&
suppose qu‘on ait le choix de s‘engager ou de ne pas
s‘engager politiquement. Or, en s‘opposant au suffrage
feminin en mati~re f&l6rale, on s‘oppose ~ la possibi
litt m~me de ce choix, on fait du tort aux femmes qui
d~sirent avoir cette possibifit~. La Ligue des femmes
suisses contre le suffrage feminin peut, eile, ~tre satis
faite de ne pas avoir les droits et les devoirs politiques.
Mais il $r a un certain ~goisme ~ croire que cet &at
de satisfaction doit ~tre rnaintenu contre l‘insatisfaction
d‘aütres femmes qui, elles, ressentent une vocation p0-
litique.

Que la femme aura des d~ceptions quand eile sera
civiquement majeure, qu‘eile aura des difficult~s ~ de
venir politiquement «konkurrenzfähig» de l‘homme,
que 1‘6galit~ juridique pourrait se r~v6ler ~tre une id&4o-
gie trompeuse — ainsi qu‘on le soutient dans le m6-
moire envoy~ ~ M. von Moos —‚ ce sont des pr~visions
probablernent exactes; eiles correspondent ~ des exp&
riences faites ~ l‘~tranger. Ii y a toute une litt~rature sur
le r6tr~cissement de la pr6sence politique des femmes au
fur‘ et ~ mesure qu‘on s‘~l~ve vers les postes de direc
tjon dans la structure de l‘Etat et de ses organes poli
tiques; on retrouve cette m~me faiblesse de i‘influence
f~minine dans les partis. politiques aussi, et dans les
syndicats. Mais personne ne se berce de l‘illusion que la
promotion politique de. la femme pourra so r~a1iser du
seul fait de l‘introduction dti suffrage feminin. Ce fait
reste toutefois la condition fondamentale et priinor
diale de toute possibilit6 de promotion ult~rieure. II faut
bien constater — c‘est la conclusion d‘un ouvrage de
Maurice Duverger (La participation des femmes ä la
vie polirique, UNESCO 1955, p. 129) que la faible in
fluence des femmes dans la direction des Etats repose
dans une large mesure sur l‘inertie f~minine. Mais cette
inertie n‘est-eile pas le reflet du r6le secondaire que nos
mceurs continuent ~ r~server aux femmes dans la so
ci~t~?

5. Un autre th~me de discussion concerne la limi
tation qui n‘est constitutionneilement impos~e par au
cune norme et qui r~sulte du message: le suffrage f~
minin, par la revision constitutionnele propos~e, est ii-

mit6 dans ce sens qu‘il pourra ~tre exerc~ seulement
en mati~re d‘~lections et de votations f~d~rales.

Votre commission consid~re que cette limitation se
justifie politiquement et tactiquement; politiquemelit,
par respect de la structure f~d~rative de notre Etat;
tactiquement, parce qu‘un empi~tement f~d~ral dans un
domaine tel que la composition du corps ~1ectoral can
tonal, oü traditionneilement s‘exprime une des autono
mies cantonales dont on est jaloux, aurait pu susciter
une r~action susceptible de compromettre le resultat de
la consultation. ici la prudence nous apparait comme
une vertu, devant laquelle d‘aileurs se sont inclin~s
presque tous les cantons, tous les partis politiques et
(consid6rez ~ mes chers confr~res, la sagesse poli
tique des oitoyennes de demain...) 1‘Association suisse
pour le suffrage feminin.

6. Enfin, un probl~me qui nous a occup~s et pr&
occup€s est celui des cons~quences du suffrage feminin
sur l‘exercice du droit d‘initiative pöpulaire et du r~f&
rendum; 50 000 citoyens ayant le droit de väte peuvent
pr~senter une demande d‘initiative populaire en rnati~re
cönstitutionnelle (art. 121 cst). II suffit de 30 000 ei
toyens actifs pour demander que los bis f~d~ra1es soient
soumises ~ l‘adoption ou au rejet du peuple (art. 89 cst).
En doublant le nombre des votants, n‘est-il pas justifi6
de revoir le nombre des votants, n‘est-il pas justifi~ de
revoir los conditions num&iques pour l‘exercice de ces
droits? Tel nous parait ~tre le cas, sans qu‘on pui~se
attendre, poür poursüivre l‘examen du prob1~me et en
proposer une solution m~dit~e, la revision totale de la
constitution f~d6rale. L‘ach~vement de cette derni~re
entreprise nous parait teilement probl~matique qu‘une
deJib~ration de renvoyer ~ la susdite revision los pro
b1~mes constitutionnels actuels pourrait ~tre envisag~e
cornrne l‘~quiva1ent politique moderne du renvoi aux
cale4des greeques.

7. Au sein de la~ comniission, personne n‘a propos~
de~ reprendre la niotiön de M. Arnold, qui audacieü
sement, aurait voulu introduire le suffrage feminin par
une interpretation authentique de l‘article 74 de la cons
titi~tion. La motion a 6t~ repouss~e au Conseil na
tional par 96 voix contre 42. Sebon l‘article 12, 4e alin~a,
de la loi sur los rapports entre les. conseils, une motion
d~pos~e par des membres d‘un conseil et rejet~e par ce
dermer n‘est pas transmis ~ l‘autre conseil. Ii en r~su1te
une ~conomie de discussion, ~conomie dont notre conseil
a toujours ~ respectueux.

8. Le depliant atteste une divergence ~ 1‘aiin~a 2 de
l‘article 74, divergence qui nous a occup~s vivement au
sein de la commission. J‘ea rendrai compte, lors de la
discussion de detail, d‘autänt plus que la divergence n‘a
pas une grände port~e mat6rieile.

9~ Plusieurs de nos cöil~gues ont exprim6 des doutes
sur l‘opportunit~ de soumettre l‘arr~t~ f~d~ral d~j~ au
mois de f~vrier 1971 au vote du peuple et des cantons.
Le choix de cette date permettrait aux ebectrices de
prendre part au renouveliement int~gral du Conseil na
tional, au mois d‘octobre 1971. Au point de vue de l‘or
gamsation technique de l‘ebection, notamment de l‘~ta
blissement irr~prochable des registres ~lectoraux, la date
de f6vrier 1971 ne pr~sente pas d‘inconv~nients. Mais
n‘aurait-ii pas ~ plus prudent — observent certains de
mes coil~gues — d‘attendre une plus vaste exp&imenta
tion cantonale du suffr&ge feminin avant de soumettre
au vote l‘arr~t~ qui nous oceupe? Cette hüte, cette im
patience ne risque-t-elle pas de compromettre le r~sul
tat esp~r~?
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Apr~s les votations de Fribourg, du Valais, de Nid
wald — auxquelles j‘ai d~j~ fait allusion — le vent de
l‘optimisme a souffl6 dans les milieux favorables au
suffrage feminin. Le Conseil f~d6ral n‘a pas 6t6 insen..
sible — et avec lui les partis et les associations int&
ress~s — ~ ce souffle de bon augure. Je partage l‘opti
nii~me qui dictera le choix d‘une date rapprooh6e pour
la votation. Garder encore sur ce probi~me une atti
tude expectante risquerait d‘exposer un fruit m~r ~ la
d6gradation qui l‘attend quand on tarde trop ~ le
cueiilir...

10. Anticipons maintenant les ~v~nements: la con
quote du suffrage f~minin est r~a1is~e; la responsabiit~
dans la cit6 s‘6panouit. A quel moment la fenime, aban
donnant ce r6le passif auquel notre «g~n6rositö» l‘a
confin6e, pourra s‘engager dans la vie publique? Faut-il
qu‘elle attende 1“Mecfion du Conseil national? Pas du
tout. L‘article 123, 1er a1in~a, de la constitution dispose
que «la partie revis~e de la constitution entre en vi
gueur lorsqu‘elIe a ~ accept~e par la majorit~ des ci
toyens suisses prenant part ~ la votation et par la ma
joritö des Etats)>. Mais cette acceptation doit encore
&re v6rifi~e, d‘apr~s les proc~s-verbaux de la votation,
par le Conseil f~d6ral, qui soumettra aux ~hambres f6-
d6rales par un message la proposition d‘homoioguer le
rösultat de la votation. La modification. de l‘article 74
entrera en vigueur seulement lorsque 1‘Assembl6e f6d6-
rale aura adopt6 1‘arr~t6 concernant le r6sultat de la
votation. A partir de la m~me date, les 6lectrices pour
ront, par exemple, faire usage du droit d‘initiative p0-
pulaire, lancer ou appuyer. une demande de r6fören-
dum.

Je ne vouclrais pas terminer sans dire avec quelle
comp6tence eL avec quelle conviction M. le conseiller
f6d6ral von Moos — assist6 ä notre s6ance par M. Fritz
Keller, döcteur en droit, premier adjoint de la Division
de la justice — a particip6 ~ nos travaux et a facilit6
notre tftche.

Messieurs et chers coll6gues, notre commiss.ion vous
propose sans opposition, avec l‘abstention dont j‘ai
parl6, d‘entrer en mati8re sur le projet d‘arr~t6 instituant
le suffrage f6minin en mati6re f6d6raie. Platon a donnö
ses lettres de noblesse ä la. politique en la d6finissant
comme, l‘art de rendre les hommes meilleurs. Y a-t-il
quelqu‘un qui doute que, dans l‘exercice de cet art,
les femmes pourront admirablement nous aider?

Allgemeine Beratung — Discussion gin&ale

Dächtold: Es wäre übertrieben, behaupten zu wol
ilen, dass trotz der Anwesenheit des Fernsehens und
trotz schöner Besetzung der Tribünen eine grosse Span
nung über unserm Saal und über unsern Beratungen
liege, obwohl wir ein Thema von historischer Bedeutung
beraten. Der Hauptgrund liegt wohl darin, dass über den
Ausgang kein Zweifel mehr besteht und dass die Ein
führung des Frauenstimmrechts kein Experiment und
kein Wagnis mehr ist. Wir sind ja in dieser Sache wahr
haftig nicht vorangestürmt, und das Fehlen des Frauen
stimmrechts ist inzwischen geradezu zum weltweiten
Kuriosum geworden. Aber unsere direkte Demokratie
untersteht eben dem Gesetz des langsamen Wachstums
und des Wachstums vom engeren Kreise her. Schlimme
Befürchtungen, die noch vor 10 Jahren hinsichtlich der
politischen Gleichberechtigung der Frau geäussert wer
den konnten, haben sich nicht bewahrheitet. Das wissen
wir heute. Dies will indessen nicht besagen, dass das

Frauenstimm- und -wahlrecht zum problemlosen Besitz
werden soll.

Das Hauptprohlem liegt meines Erachtens im Stimm
recht schweizerischer Ausprägung überhaupt. Sie alle
kennen die Ursachen. Der Grund liegt vor allem in der
Komplizierung der Abstimmungsvorlagen. Die Ab
stimmungsvorlagen des 19. Jahrhunderts waren noch ver
hältnismässig einfach, und der Entscheid über ein Ge
setz war zumeist eine prinzipielle Frage, die aus der
Weltanschauung oder aus der täglichen Erfahrung her
aus beurteilt werden konnte. Die Abstimmungsvorlagen
des Wohlfabrts- •und Wirtschaftsstaates haben sich zu
sehends kompliziert. Eine vollständige kritische Urteils-
bildung setzt in manchen Fällen ein Wissen — ich
möchte fast sagen ein Fachwissen — voraus, das schlech
terdings nicht mehr erwartet werden darf.

Es wurde in der Kommission von Herrn Kollege Lu
der (wenn ich mich recht erinnere) mit Recht gesagt,
das Schönste und Zutreffendste über das Frauenstinim
recht sei von Herrn Prof. Dr. Werner Kägi geschrieben
worden in seinem Gutachten «Der Anspruch der
Schweizer Frau auf politische Gleichberechtigung», eine
Broschüre, die uns der Bundesrat freundlicherweise mit
andern Unterlagen zur Verfügung gestellt hat. Es stimmt:
Was Prof. Kägi schön im Jahre 1955 geschrieben hat, ist
überzeugend, und ich schliesse mich diesen Schlussfol
gerungen an. Aber der gleiche hochgeschätzte Mahner
und Vorkämpfer für den Ausbau des Rechtsstaates
wird nicht müde, auf die Voraussetzungen und die Gren
zen der direkten Demokratie hinzuweisen. In einem spä
teren Aufsatz meinte er wörtlich: «Für die direkte De
mokratie gilt in ganz besonderer Weise, dass sie nur dort
wirkliche Demokratie sein kann, wo sie auf dem festen
Fundament des persönlichen Urteils und der persönli
chen Verantwortung aufbaut. Ohne diese Voraussetzung
wird sie zum Spielball offener und anonymer Macht-
träger; sie wird zum grossen Schemen, zur grossen Lüge.
Es ist der entscheidende Prüfstein und recht eigentlich
die Schicksalsfrage der Demokratie, ob wenigstens die
grössere Mehrheit des Volkes etwas von diesem elemen
taren Willen zum selbständigen Urteil und zur freien
Entscheidung bewahrt.

«Ich möchte nicht missverstanden werden: Das ist
kein Einwand gegen das Frauenstinimrecht, aber eine
ernst zu nehmende Aufforderung, die Grenzen der di
rekten Demokratie rasch und gründlich zu überprüfen,
denn manche Abstimmung und manche Wahl ist doch
mehr oder weniger zur Farce geworden. Sachabstim
mungen werden namentlich in grösseren Städten proble
matisch, weil die Voraussetzungen zur persönlichen Mei
nungsbildung in höherem Masse fehlen als in den über-
sichtlichen Verhältnissen der kleineren Gemeinden. Wir
können die Komplizierung der Lebensverhältnisse nicht
rückgängig machen, und die direkte Demokratie braucht
keineswegs zu kapitulieren, aber wir haben das Stimm
recht als solches neu zu überprüfen und den veränder
ten Verhältnissen anzupassen. Dazu finden wir reiches
Material und konkrete Vorschläge in den Antworten
auf den Fragenkatalog der Kommission Wahlen im Zu
sammenhang mit der Totalrevision der Bundesverfas
sung.

Mit dem Schritt zur Gleichberechtigung der Frau
übernehmen wir meines Erachtens die noch dringlicher
gewordene Aufgabe zu untersuchen, in welchem Um
fang die direkte Demokratie unter den heutigen Ver
hältnissen mit dem allgemeinen Erwachsenenstimm
recht —~- das sogar, wenn es nach den Wünschen unseres
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Kollegen Ulrich geht, auf 18 Jahre herabgesetzt werden
sollte — noch möglich ist. Unser Schweizervolk — das
muss ich auch feststellen — reagierte allerdings bisher
auf die Versuche, die Demokratie durch Begrenzung auf
das Wesentliche lebendig zu erhalten, sehr widersprüch
lich. Es schimpft über die allzu grosse Abstimmungs
liste; es schimpft über überladene Abstimmungsfuder
und spricht von einem allzu grossen staatsbürgerlichen
Pensum, von Ueberforderung; wenn es aber dann um
die weise Begrenzung und Beseitigung von Stücken
Scheindemokratie geht,. dann wird es misstrauisch und
lehnt ab.

Hinter allem steht meines Erachtens das ewige Pro
~blem der staatsbürgerlichen Erziehung, das nun in ver
mehrtem Masse auch auf die Mädchen ausgedehnt~wer
den muss. Ich weiss, es ist ein altes Lied über ein altes
Leid, wenn ich sage, dass die staatsbürgerliche Erzie
hung nicht Schritt gehalten hat und ‘dass manche Lehr
mittel, die an unsern Schulen verwendet werden, aus ei
ner Welt stammen, die ja heute grösstenteils nicht mehr
existiert. Auch auf diesem Gebiet erhalten Forderungen,
die schon seit eh und je erhoben worden sind, mit der
Einführung des Frauenstimm- und -wahlrechtes erhöhte
und dringlichere Aktualität. Mit dem etwas abgenützten
Begriff der staatsbürgerlichen Erziehung meine ich übri
gens nicht nur oder nicht so sehr ein Lehrfach und sei
nen Ausbau auf verschiedenen Schuistufen, sondern die
Gesamtheit der Bestrebungen, die darauf gerichtet sind,
die politische Reife des Volkes überhaupt zu heben. Dass
sich auch der Bund an diesen Anstrengungen noch mehr
als bisher beteilige, ist mein Wunsch und meine For
derung, die ich mit der Zustimmung zur Botschaft des
Bundesrates verbinde.

Wenk: Die Verfassung, unter der man leben darf,
und Gesetze, nach denen man Steuern bezahlen muss,
mitbestimmen zu dürfen, ist für Erwachsene ein Men
schenrecht; solche darf man niemandem nehmen. Wir
Schweirer männlichen Geschlechts sind nun in der eigen
artigen Lage, dass wir es den Schweiz~rinnen geben dür
fen (ich meine: müssen). Aus praktischen oder opportu
nistischen Gründen sehen wir uns gezwungen, den
Frauen das Stimm- und Wahlrecht nur in eidgenössi
schen Angelegenheiten zu geben. Ich stimme diesem Weg
zu, kann Ihnen aber nicht verhehlen, dass mir bei dieser
«Parzeilierung» eines Menschenrechtes nicht ganz wohl
ist. Wenn wir mi Rahmen der Bundesverfassung bald
zum Erwachsenenstimmrecht kommen wollen, bleibt
uns kein anderer Weg als der vorgeschlagene.

Wie ‘sehr wir uns in einem Uebergangsstadium mit,
Unzulänglichkeiten befinden, zeigt uns die seltsame Art,
wie unter den heutigen Umständen die Standesstimme
ermittelt wird. Am kommenden Sonntag dürfen die Bas
ler Frauen, welche das Stimmrecht haben, nicht mithel~
fen, die halbe Standesstimme ihres Halbkantons mitzu
bestimmen. Das ist nach Paragraph 123 der Bundes
verfassung klar geregelt. Aber es ist dennoch unbefrie
digend, dass der Stand nicht nach der eigenen Verfas
sung die Standesstimme abgeben darf. Sicher war es
nicht die ‘Absicht der Verfassungsschöpfer des Jahres
1874, so tiefgreifend in die Rechte der Kantone einzu
greifen, wie es sich nun aus der Entwicklung ergeben hat.
Nun ist zu hoffen, dass die Kantone mit Frauenstimm
recht bald aus dieser Zwiespältigkeit heraus sein werden.
Nachher werden die Kantone ohne Frauenstimmrecht
es mit Würde tragen müssen, dass ihre Standesstimme
von den Frauen mitbestimmt wird. Dies kann mich

nicht hindern, mit voller Ueberzeugung für die vorge
schlagene Verfassungsänderung einzutreten.

M. Lampert: A mon tour, je tiens ~ rendre hommage
au Conseil f~d&al d‘avoir, en ce qui concerne l‘institu
tion du suffrage feminin en mati~re f~d~rale, remis
l‘ouvrage sur le metier. Depuis le scrutin populaire du
1er f~vrier 1959 ~ l‘occasion duquel fut refus~ aux fern
mes l‘exercice de ses droits politiques, des ~l~ments nou
veaux sont intervenus qui militent en faveur de l‘intro
duction du suffrage universel dans notre pays.

Le moment est venu d‘honorer la femme suisse en
renon~ant ~ lui contester sa promotion civique et de lui
reconnaitre des droits dont elle est bientöt seule dans le
monde i~ ~tre priv~e. En effet, 1‘~ga1it~ de la femme sur
le plan, juridique est aujourd‘hui reconnu dans le droit
public dela grande majorit~ des Etats formantla commu
naut~ des peuples. Seuls quelques-uns exclueirt encore
la femme de l‘exercice des droits politiques. La non-re
connaissance de ce principe apparait de plus en plus
comme mi signe de retard du d~veloppement dimocra
tique de ces derniers .Etats. Si en drmocratie, nul ne
conteste que la souverainet~ est exerc~e par le peuple,
la femme doit alors b~n~ficier de toutes les pr~rogatives
attach~es ä sa personne, car le peuple se compose aussi
bien de 1‘~i~ment feminin que de l‘~1~ment masculin. Or,
notre d~mocratie suisse, qui- drfend ~ outrance ges lettres
de noblesse, d‘anciennet~ et de sagesse, p~che sur ce point
par un anachronisme dont le moins qu‘on puisse dire est
qu‘ii manque de courtoisie et d‘ernpressemeflt envers la
femme.

La plus ~l~mentaire logique impose l‘institution du
suffrage f~minin car l‘€mancipation f~minine ~ laquelle
nous assistons actuellement aboutit pour eile ä une plus
grande ind~pendance et, partant, ä un renforcement de
ses responsabilit~s sur le plan social.

En effet depuis de nombreuses ann~es, l‘activit~ de
la femme d~borde le cadre de-la familie; celle-ci exerce
~ c6t~ de ses occupations m~nag~res une profession oü
eile rend des services tr~s appr&~iabies et ofi eile assume
des charges et des obligations. II est donc logique et
&iuitable qu‘elle ait d~sormais son mot ä dire dans les
affaires ‚publiques et, en tout premier heu, il est indis
pensable de rejeter l‘opinion encore largement r~pandue
selon laquelle l‘intehligence et la maturit~ politique de
l‘homrne s‘opposeraient ~. l‘inaptitude pohitique de la
femme.

Dans son ouvrage La Fenime et sa vocation, l‘~cri
vain fran~ais Marcel Cl~ment dit avec raison qu‘une
civilisation se juge ä la place que la femme occupe dans
la soci~t~ et au röle qu‘eile est appel~e ~ jouer.

Reconnaissons avec lui que, par la poursuite de sa
vocation fondamentale, eile contribue aussi bien que
l‘homn‘~e au maintien et au d~veloppement de l‘ordre
poiitique. En effet, en r~aiisant de son mieux son devoir
d‘~pouse et de m~re, en perfectionnaflt sans cesse la cel
lule famiiale, ha femme participe efficacement ~ la re
cherche du bien commun.

Certes, son action est moins spectaculaire que celle
de l‘homme parce qu‘elle se confine presque toujours
dans 1‘humilit~, mais eile n‘en est pas moins efficiente
sur le plan de ha d~fense des int~r~ts de la communaut~
sociaie, puisqu‘en ~levant et en Muquant ses enfants,
eile forme et fa~onne les futurs citoyens qui pr~side
ront im jour aux destin~es de la cit~.

Quelle que soit sa vocation, eile participe ~galement
et de fa~on active ä cette communaut~ de pens~e et
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d‘action qui tend ~ rendre l‘ordre politique conforme
aux exigences de l‘ordre moral.

Tout autant ciue l‘homme, sinon davantage, eile est
sensible aux courants qui menacent son foyer et eile
est fermement r&soiue ~combattre les id&es et les döctri
nes susceptibles d‘~branler ses fondements. Or, en jouis
sant de ses droits politiques, eile pourra, sur‘ 1e plan
~lectorai, comp1~ter le rayonnement de sa fci et de ses
convictions pour s‘opposer avec plus d‘efficacinl aux ma
r~es subversives et rnieux d~fendre notre civilisation.

D‘autre part, l‘~galit~ des droits entre l‘homme et la
femme renforcera les possibilit~s d‘action de cette der.
nibre dans la yie publique car, en tant que citoyenne,
ehe pourra rnieux apporter sa contribution ~ la socict~
parce qu‘elle contribuera activement et efficacement ~
l‘~largissement de l‘esprit de justice sociale et ~ l‘~l~va
tion du niveau moral de la poiitique

En outre, sa participation ä la vie politique et so
ciale lui permettra de mieux ceuvrer en faveur de ha
protection de I‘enfance et ~ celle de l‘~panouissement de
la familie. Contrairement ~ ce que d‘aucuns prötendent,
cette “participation, grüce aiix qualit~s de ceur et au bon
sens qui la caract~risent, ne la fera pas dövier de sa vo
cation fondamentale.

Je suis convaincu que, m~me dans le cadre des acti
vit~s politiques, modestes ou importantes, qu‘elle sera
appel~e ~ assumer, eile ne se d~partira pas de sa mission
maternelle et n‘abdiquera pas ses pr~rogatives et ses
devoirs de gardienne du foyer.

D‘aiileurs, ce qui importe aujourd‘hui, ce n‘est pas
de pr~juger des sentiments qui l‘animeront en tant que
citoyenne, mais bien de mettre en .‘valeur sa dignit~ et
sa personnalit~ en lui conf~rant les‘ droits qu‘eile m~ri‘te et
qui lui permettront d‘ceuvrer, ~. l‘~gal de l‘homme, sur le
plan politique et social. Ii s‘agit 1~ d‘un postulat de ju
stice et de dignit~ huniaine.

En cons~quence, collaborons k la promotion civique
de ha femme suisse en acceptant avec enthousiasme le
projet d‘arr~t~ soumis ~ notre approbation.

N~nny: Vom Herrn Kornmissionspräsidenten haben
Sie gehört, dass ich der einzige war in der Kommis
sion, der sich der Stimme enthalten hat. Ich werde mich
auch hier der Stimme enthalten, obschon ich sonst ge
wohnt bin, zu einer mir zur Entscheidung vorgelegten
Sache idar Stellung zu beziehen. Sie werden es mir aber
bestimmt nicht übelnehmen (sicher auch nicht die vie
len sympathischen Zuhörerinnen auf den Tribünen),
wenn ich für dieseft neuen Anlauf, das Frauenstimm-.
und -wahlrecht in eidgenössischen Angelegenheiten ein
zuführen, keine grosse Begeisterung .aufbringe. Begei
sterung mitbringen, zu müssen aus meinem Heimatkan
ton Appenzell-Ausserrhoden, den ich die Ehre habe, hier
zu vertreten, dürfte schon fast als Zumutung gelten, be
fand sich mein Kanton doch bei der ersten Abstimmung
über den gleichen Gegenstand im Jahre 1959 mit 84,5
Prozent Nein-Stimmen — bei hoher Stimmbeteiligung —

in der Spitzengruppe der ablehnenden Stände. Er hat
auch an der Landsgemeinde vom letzten Aprilsonntag
dieses Jahres den Versuch, die Gemeinden zu ermächti
gen, die Frauen in Gemeindeangelegenheiten als stimm
und wahlberechtigt zu erk1är~n, für einmal (allerdings
mit knappem Mehr und aus einem verständlichen
Grunde) abgelehnt.

Im übrigen ist aber mein Kanton in dieser Beziehung
nur scheinbar stark rückständig, besitzen doch die
Frauen in Appenzeil-Ausserrhoden schön seit mehreren

Jahren das volle Stimm- und Wahlrecht in der evange
lischen Landeskirche, und seit 1908 sind sie mit Erfolg
wählbar in Schul- und Armenbehörden sowie in das
kantonale Jugendgericht. Ich gebe zu, dass sich seit 1959
die Auffassungen über die politische Gleichstellung von
Mann und Frau ganz allgemein, besonders aber auch in
Kreisen der damaligen Gegner, merklich gewandelt ha
ben. Ich räume auch ohne weiteres ein — und erkläre
dies hier ausdrücklich —‚ dass auch für mich persönlich
die befürwortencien Gründe beachtlich sind und gröss
tenteils als nicht widerlegbar und als‘ überzeugend gel
ten.

Was mich allerdings vorweg weder zü überzeugen
noch zu beeindrucken noch, zu einem flammenden Be
ftirworter des Frauenstimmrechts zu bekehren vermag,.
ist die in der Botschaft angeführte Gegenüberstellung
der sieben heute noch verbliebenen Staaten 6hne Frau
enstimmrecht, darunter neben der Schweiz Saudi-Ara
bien, Nigeria und. Jordanien, mit über hundert Staaten,
welche dieses Recht kennen. Gewiss gilt es — ganz be
senders am heutigen Tage — nicht zum vorneherein als
Ehre, mit Jordanien auf gleicher Stufe genannt zu wer
den. Doch würde es mir Vergnügen machen, die Stel
lung der Schweizer Frau im ganzen mit der Stellung der‘
Frau in der überwiegenden Mehrzahl der genannten
hundert anderen sogenannt fortschrittlichen Staaten‘ zu
vergleichen. Uni nur zuvorderst im Alphabet zu begin
nen: Kürzlich hat mir ein hervorragender Kenner von
Afghanistan — dieser Staat ist an erster Stelle genannt
im Vergleich — sehr glaubwürdig ‚die dortige Stellung
der Frau als die einer rechtlosen, leibeigenen Arbeits-.
sklavin geschildert. Aber das Stimmrecht besitzt sie! Da
neben bleibt bei allen Vergleichen auch zu berücksich
tigen, dass der Umfang der politischen Rechte und der
dämit verbundenen Pflichten wohl in keinem einzigen
andern Lande ein derartiges Mass erreicht wie in unserer
direkten schweizerischen Demokratie.

Neben diesen zwei eher nebensächlichen Gesichts
punkten liessen sich natürlich noch eine Reihe in mei
nen Augen immer noch gewichtige Gründe gegen das
Frauenstimmrecht anführen. Doch will ich es Ihnen und
mir ersparen, dies zu tun. Ich beschränke mich darauf,
Ihnen den Hauptgrund meiner Stimmenthaltung be
kanntzugeben. Der Grund, der mich davon abhält, für
eine neue Ordnung ‘einzutreten, ist historischer und tra
ditioneller, aber auch praktischer Natur. Es‘ ist die in
das Innerste meiner demokratischen ‘Gefühle gehende
Sorge ‘um das Weiterbestehen einer staatsbürgerlichen‘
Einrichtung: Die Land‘sgemeinde, hervorgegangen aus
der Versammlung der wehrfähigen Bürger, was heute
noch durch das Tragen der Waffe als einzigem Stimm
r~chtsausweis zum Aüsdruck kommt; die Landsgemeinde
als Urform und als direkteste Form der ‘schweizerischen
Demokratie, die mit der Einführung des Frauenstimm
rechtes in‘ ihrer Existenz bedroht ist, wenn es sich vor
derhand auch nur um das eidgenössische Stirnmrecht
dreht.

Ich weiss, dass wir Ausserrhoder und mit uns auch
die Innerrhoder, die Glarner, vielleicht auch die Nid
waldner und Obwaldner bisweilen mitleidig belächelt
und bei der Verteidigung der Landsgemeinde eines Aus-
bruchs von Sentimentalität und des übertriebenen Tra
ditionalisnius bezichtigt werden. Belächeln oder bemit
leiden kann uns aber nur derjenige, ‘der noch nie als
aktiver Stimmbürger im Ring gestanden hat oder‘ auch
sonst noch nie einer Landsgemeinde beigewohnt und
diese innerlich miterlebt hat. Wir wehren uns auch ent
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schieden dagegen, eine Landsgemeinde als folkloristi
sches Ereignis betrachten zu lassen. Sie ist eine Einrich
tung, die tief in unserem staatsbürgerlichen Empfinden
verwurzelt ist. Dieser Landsgemeinde den Todesstoss zu
versetzen — und es ist nicht eine Frage des Platzes, Herr
Kommissionspräsident, es ist die praktische Unmöglich
keit, einer repräsentativen Zahl von Stimmberechtig.ten
die Teilnahme an der Landsgemeinde überhaupt zu er
möglichen — bedeutet nicht nur die Aufgabe einer Tra
dition, es bedeutet auch die Aufgabe einer Einrichtung,
die sich nachgewiesenermassen über mehr als ein halbes
Jahrtausend hinweg bewährt hat bis auf den heutigen
Tag. Es bedeutet aber auch — ich sage es im Ernst —

die innnerliche Verletzung einer allerdings kleinen Schar,
aber sicher nicht der schlechtesten Eidgenossen. Hier
glaube ich• stellvertretend für alle Landsgemeinde-Kan
tone zu sprechen, ohne damit natürlich meine Kollegen
aus diesen Ständen irgendwie zu verpflichten.

Ich habe mir überlegt, ob es sinnvoll sei, aus den an
geführten Gründen den Kampf gegen das Frauenstimm
recht aufzunehmen. Ich verzichte darauf im Hinblick auf
die äffensichtljche Aüssichtslosjgkejt eines Kampfes, aber
auch aus der vollen Anerkennung der meisten Gründe
für das Frauenstjmmrecht. Ich werde mich auch deshalb
jeder aktiven Gegnerschaft enthalten. Diese Resignation
wird bei mir noch verstärkt durch das Fehlen jeglicher
Lust, als reaktionärer Exponent in einem diskriminie
renden Abstimnmngskampfe zu gelten, wo Gegnerschaft
heute schon beinahe als ehrenrührig gilt. Für einen sol
chen Kampf ist mir und vielen meiner Mitbürger un
sere Landsgemeinde zu teuer. Schliesslich bin ich ein
sichtig genug zu erkennen, dass überall dort, wo es uni
die Verwirklichung eines Rechtes geht, das im Rahmen
der Gerechtigkeit geboten ist, Tradition und Formen
zurückzutreten haben, auch auf die Gefahr hin, dass un
sere Demokratie damit um ein kostbares Gut ärmer
wird. Ich danke Ihnen, wenn Sie mir wenigstens Ihr Ver
ständnis entgegenbringen.

M. Clioisy: Les membres de la commission ~tant
d‘accord stir la n~cessit~ .d‘introduire le suffrage f~mi
nin sur le plan f~d~rai, il n‘y aura donc personne parmi
eux pour susciter une controverse en proposant le refus
de l‘arr&~ qui nous est soumis. Si je prends la parole
au risque de revenir ~ certains arguments pr~c~demment
~nonc~s, c‘est avant tout comme repräsentant d‘un can
ton qui, apr~s plusieurs tentatives, a introduit le suffrage
et l‘~lectorat f~minin sur le plan cantonal et communal
en mars 1960 d~jä.

Depuis 10 ans donc, les femmes genevoises exercent
leur nouveau droit et chacun s‘accorde ~ dire qu‘elles en
font un bon usage, faisant preuve de bon sens et de
pond&ation. Certes, la proportion des femmes qui utii
sent le droit qui leur a ~ conf~r~ n‘est pas trin ~lev~e
mais il s‘agit lä d‘une tendance g~n~rale, regrettable cer
tes, qui caract~rise ~gaiement1es ~lecteurs masculins. Ce
pendant, et surtout, il faut tenir con-ipte du fait que le.s
femmes, conime les hommes apr~s l‘adoption de la
constitution de 1848, ont besoin d‘un certain temps pour
s‘adapter aux circonstances nouvelles et prenclre l‘habi
tude de se former une opinion politique.

En tout cas, cet argument que les opposants bran
dissent volonti‘ers ne peut ~tre mis en balance avec une
reforme que la simple justice commande. Ceux qui vou
draient conserver aux hommes le monopole du drodt de
vote disent aussi que les critüres d‘appr~ciation des fern
mes seront diff~rents de ceux des ~lecteurs masculins et

qu‘elles se laisseront davantage entrainer par leurs sen
ti.ments. Ce n‘est pas certain, et, m~me si c‘~tait le cas,
serait-ce un mal alors qu‘on sait bien que les mobiles
secrets de 1‘~1ectorat masculin ne sont pas toujours ceux
qu‘invoquent les partis. Ii n‘est pas mauvaiis que les sen
timents puissent s‘exprimer dans un monde marqu~ par
une civilisation industrielle plac~e sous le signe parfois
pesant de l‘efficacit~.

Depuis 10 ans, ii a ~ fait de grands progrin dans
le d~veloppement du suffrage feminin dans les cantons
et les communes; M. Bolla, pr~sident de la commission,
le rappelait ii y a un instant. Le moment parait donc
venu de ~asser ä l‘introduction sur le plan fed~ral.
Certains cantons h~sitent ~ donner leur approbation ä
cause de l‘institution fort sympathique des landsge
meinde que notre co‘ll~gue M. Nänny vient de defendre
briillamnient. Mais ce furent ces cantons qui, bien avant
la R~vo1ution fran~aise, connurent le suffrage universel.
Leur attitude si progressiste devrait les inciter ~ continuer
dans la voie qu‘ils ont eux-m~me trac~e et ceci d‘autant
plus qu‘iis restent libres de conserver leur coutume sur
le plan local, puisque le texte qui vous est soumis pr&.
cise qu‘en mati~re cantonale ou cömmunale le droi‘t can
tonal est applicable.

Quelques opposants, constatant que la femme ne
fera jamais tout ce que fait l‘homme et invers~ment, •en
d&luisent que l‘exercice du suffrage pourrait appartenir

ces diff&ences in~luctables. Cela nie parait d‘autant
moins pertinent que, dans des domaines toujours plus
nombreux, les deux sexes ont maintenant les m~mes de
voirs, ce qui doit conduire k leur donner les m~rnes
droits, chaque fois que la chose est possible, notamment
sur le plan politique.

Parmi les raisons qui militent en faveur du suffrage
f~miniü, je voudrais relever le fait que l‘~galit~ poiitique
facilitera l‘int~gratiön de la femme dans la vie ~conomi
que en lui conf&ant davantage d‘importance morale que
ce n‘est le cas actuellement. Ce fait jouera tout parti
culi~rement dans les promotions qui, ~ valeur ~gale, sont
trop souvent r~serv~es aux honimes, tant dans les entre
prises que dans l‘administration. La lev~e de cette hypo
th~que incitera certainement un plus grand nombre ~le
femmes ä s‘int~resser ~ des ernplois. Or il existe en
Suisse un million de femmes mari~es sans enfant, c~1i-
bataires, veuves et divorc~es tandis que nous soüffrons
d‘une s~rieuse p~nurie de main-d‘ceuvre et que le pro
fesseur Kneschaurek et son equipe annoncent une aggra
vation de cette situation.

Attendre encore consisterait k livrer un ultime com
bat:de retardernent, bataille sans gloire, au moment oü
existent suffisamment d‘arguments objectifs pour que le
peuple et les cantons fassent de la Suisse, Etat d~ve
lopp~ sur le plan ~conomique et social, une nation mo
derne sur leplan politique.

Luder: Wer als Befürworter die Entwicklung des
Frauenstimmrechtgedankens in einem Kanton miter
lebt, dem der entscheidende positive Schritt noch nicht
gelungen ist, sieht mit nüchterner Gespanntheit dem
nächsten Urnengang entgegen. Zum Grundsätzlichen
sind ja längst der Worte genug gewechselt worden, und
die emotionellen Auseinandersetzungen, die gelegentlich
beinahe das unei~gründliche Lächeln Mona Lisas erstar
ren liessen, sind allmählich sachlicheren und realistische
ren Ueberlegungen gewichen. Im ausgezeichneten Re
ferat des Kommisstonspräsidenten sind sie umschrieben
worden. Rationale Gründe für die Aussehliessung der
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Frau vom Stimm- und Wahlrecht gibt es keine. Das ist
nicht eine Erkenntnis unserer Generation, sondern bef
spielsweise bereits im Jahre 1858 von meinem Solo
thurner Landsmann Nationalrat Simon Kaiser in sei
nem Staatsrechtslehrbuch umrissen worden. Nicht ein
mal das mahnende Wort, die Frau gehöre ins Haus, hält
den heutigen Tatsachen stand. Herr Kollege Choisy hat
Ihnen soeben einige Zahlen genannt. Es gibt 737 000
ledige -erwachsene Frauen, geschiedene und verwitwete
Frauen, für die also kein Mann handeln könnte und
die nur zum kleinsten Teil ihre Aufgabe im Haus er
füllen, Oft wird auch übersehen, dass bereits in zahl
reichen Gemeinden unseres Landes in vermehrtem
Masse- Aemter nicht mehr besetzt werden können, bei
spielsweise das Amt eines Gemeindeschreibers; gelegent
lich wird sogar das Amt von Gemeindepräsidenten ver
geblich zur Wiederbesetzung ausgeschrieben. Es ist be
zeichnend, dass, sobald einmal die Kompetenz, das
Frauenstimmrecht kommunal einzuführen, durchgesetzt
ist, gerade in kleinen Gemeinden, wo eben diese Aem

- terbesetzung am schwierigsten ist, der Schritt, zum Er
wachsenenstimmrecht dann am raschestens getan wird:
Erstaunlich bleibt nur, dass die Einsatzbereitschaft und
Ei‘nsatzmöglichkei-t der Frauen, für die die Wirtschaft
längst Verwendung gefunden hat, vom Dienstleistungs
apparat der Demokratie überhaupt derart lange ver
nachlässigt worden ist. Das hängt — die regionale Ent
wicklung des Frauenstirnmrechtes bestätigt das — doch
wohl auch mit alemannisch geprägter Gemeindetradition
und Gesellschaftsauffassung zusammen. Die Hinder
nisse, die in einzelnen deutschschweizei-jschen Kantonen
zugunsten des Frauenstimmrechtes noch zu überwinden
sind, liegen immerhin tiefer verwurzelt als nur etwa im
brunimigen - Selbstbewusstsein des Männerstaatsbtirgers.

Vielfach lässt sich gerade in politisch sehr aktiven Kan
tonen die echte Besorgnis, die Frauen würden in den
Strudel unzähliger Verpflichtungen und Verstrickungen
des politischen Alltags hineingezogen, den Mann vor
dem Ja zurückschrecken. Man muss sich bewusst blei

• ben, dass h,eute von den 25 Ganz- und• Halbkantonen
deren 10 noch kein eigentliches Frauenstinurirecht ken
nen und 7 erst das kommunale Stimmrecht eingeführt
haben. Für diese 17 kommt die eidgenössische Vorlage,
die wir heute behandeln, gewissermassen von oben, ohne
dass der Mittelbau des kantonalen oder gar der Unterbau
des kommunalen Frauenstimmrechtes schon vorhanden.
ist. Darum ist wahrscheinlich auch in der Oeffentlich
keit die Frage aufgetaucht, ob es richtig sei, bereits die
Nationalratswahlen 1971 zeitlich mit der Vorlage zu ver

.~-knüpfen. An sich wäre es möglich gewesen, die Vorlage
so vor das Volk zu bringen, dass ihr Ergebnis erst nach
-dem Herbst 1971 erwahrt worden wäre,- um den Kanto
nen, die noch hintendrein hinken, Zeit und Gelegenheit
zu verschaffen, ohne wahipolitischen Startdruck ihren
rechtlichen Unterbau und die -entsprechenden psycholo
gischen Voraussetzungen zu schaffen. Zweifellos wä
ren aber hinter einer solchen Aufschiebung rein wahl-
taktische Ueberlegungen vermutet worden. Und abgese
hen davon hätten sich jene Kantone, die das Frauen
stinimrecht schon seit Jahren kennen, brüskiert gefühlt.
Schliesslich zeigt ja ein Blick auf di-e kantonalen Ab
stimmungskalendei-, dass sich die Frauenstinimrechts
frage in voller Entfaltung befindet und -die vorhin
slcizzierte Statistik bereits bis Ende Jahr wesentliche Kor
rekturen erfahren kann. Darum sei dieses Thema abge
schlossen, um so mehr, als unser Rat ja am 4. Oktober
1966. mit der Annahme der Motion Henri Schmitt dem

Bundesrat den Auftrag zur Ausarbeitung dieser Vorlage
erteilt hat.

Lassen Sie mich, um meine Zustimmung zu unter
streichen, einen einzigen Satz aus dem bereits erwähnten
Gutachten von Prof. Werner Kaegi zitieren: «Es geht
(beim Frauenstirrimrecht) nicht um nivellierende Gleich
macherei, sondern um ein Gerechtigkeitsdenken, das
sehr wohl um die tatsächlichen Ungleichheiten weiss,
die auch im Recht. nach ungleicher Behandlung rufen.

-Aber über diese gerechten Ungleichheiten soll inskünf
tig nicht nur der Mann allein, sondern auch die Frau
als vollberechtigte Aktivbürgerin mitbestimmen dürfen.»

Lusser: Der Sprechende ist seit Jahren ein Befürwor
ter der Einführung des Frauenstimmrechtes aus den
Gründen, die der Herr Referent, Herr Ständerat Bolla,
in seinem hervorragenden Referate dargelegt hat, vorab
aus Gründen der Gerechtigkeit. -

Ich habe denn auch an der letzten Abstimmung
vom 13. Juni 1958 in diesem Rate der Vorlage zuge~
stimmt, welche in der S.chlussabstimmung im Ständerat
am‘.l3. Juni 1958 mit 26: 12 Stimmen akzeptiert worden
ist. - -

Seither hat - die Entwicklung in der Richtung des
Frauenstimmrechtes in unserem Lande starke Fort
schritte gemacht. Der Herr Referent, Herr Ständerat
Bolla, hat das eingehend dargelegt. Eine ganze Reihe
von Kantonen haben auf kantonaler und gemeindlicher
Ebene das Frauenstimmrecht eingeführt, und verschi-e~
dene Vorlagen der Kantone — u. a. auch in dem Kan
ton, den ich vertrete, in Zug — liegen vor der Volks
abstimmung, so dass für die Abstimmung über diese
Vorlage, die sich von jener des Jahres 1958 kaum unter
scheidet, eine bessere Ausgangslage gesichert ist, als dies
1958 der Fall war, und es zu hoffen ist, dass durch die
Volksabstimmung der Frau die.Gleichberechtigung auf
politischer Ebene zuerkannt werde. -

Während :rneiner Zugehörigkeit zum Europarat
mussten wir Schweizer sehr oft den Vorwurf entgegen
nehmen, es sei unverständlich, dass in der Schweiz, das
quasi ein Modelland der Demokratie darstelle, - den
Frauen das Stin~mrecht noch vörenthalten werde. Diese
Meinungsäusserung kam dann auch in einem Berichte
der Sozialen Kommission an den Europarat zum Aus
druck, wo d~e Referentin dargelegt- hatte, wie weit die
politischen Rechte der Frau in den Staaten gehen, die
dem Europarat angehören. Dieser Bericht kam in der
Sozialen Kommission zur Behandlung, der ich auch an
gehört habe, und ich habe dann gesehen, wie unzutref
fend die Referentin diese Darstellung gemacht hat, weil
bei uns -nicht nur das Wahlrecht besteht, das Stimmrecht
für die Wahlen, sondern auch für Sachvorlagen, was in
andern Ländern- des Europarates kaum der Fall ist. Die
Referentin, übrigens eine charmante holländische Par
lamentarierin, hat sich hernach - mit mir unterhalten und
mir gesagt, ich hätte recht; sie sei falsch unterrichtet
worden. Der Bericht wurde dann neu gefasst: In die
sem neuen Bericht war, auf Grund der neuen Kenntnis
der Sachlage in der Schweiz die Darstellung so-, dass die
Berichterstatterin geschrieben hat: wären die Verhält
nisse -in andern Ländern ähnlich wie in der Schweiz,
so wäre in den andern Ländern die Einführung des
Frauenstimmrechtes auch viel langsamer vor sich ge
gangen und hätte mehr Schwierigkeiten zu überwinden
gehabt, als das der Fall war, so dass die, Stellung der

- Schweiz verständlich sei, dass es mehr Zeit brauche,
unter diesen Verhältnissen das Frauenstimmt-echt ein-
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zuführen. Ich sage Ihnen das, um zu zeigen, wie oft im
Auslande eine ganz falsche Auffassung herrscht für die
StimmrechtsverhältnisSe in der Schweiz.

Ich habe mich auch gefragt, ob nicht bei diesem An-
lasse auch das Wahlalter im Sinne des Postulates Ulrich,
das in unserem Rate akzeptiert worden ist, herabgesetzt
‘werden sollte, weil auch in dieser Vorlage das 20. Alters-
jahr festgesetzt ist in der Bundesverfassung. Ich habe
mir aber überlegt, dass es vielleicht eine Belastung für
die Vorlage darstellen könnte, dass vielleicht die Ab
stimmung an Klarheit einbüssen würde, und ich habe
deswegen auch auf einen bezüglichen Antrag verzichtet.

Die konservativ-chri.stlichsoziale Fraktion unseres
Rates stimmt für Eintreten auf die Vorlage, und der
Sprechende hofft, dass der Vorlage nicht nur in unse
rem Rat, sondern dann auch in der Volksabstimmung
eine erfolgreiche Aufnahme zuteil werde.

M. Roulin: En frontispice de mon plaidoyer en fa
veur de la fenime suisse, permettez-moi de citer la r&
flexion d‘une femme qui n‘est pas Suisse, ni- revendica
trice; Eile ost ambassadeur de Su~de, un pays qui pr&
sente quelques analogies avec le n&re. Je l‘ai entendu
prononcer cette phrase: «Ii n‘est pas heureux que cer
taines soci~t~s renoncent d~lib~r~ment ~ la collaboration
de la moiti~ de leurs membres.»

L‘hornme et la femme sont ~gaux en droits. Cela ost
unanimement adrnis dans les pays civiis~s. Cette ~ga
litt postule l‘~gaJit~ du traitement, donc, en principe,
l‘~galit~ poiitique. ~ moins que des motifs ne justifient
une discrimination...

On ne voit gu~re queiles raisons objectives peiivent
~tre invoqu~es en Suisse ~ l‘encontre de l‘~galit~ poli
tique de la femme, qui ost devenue un principe de droit
constitutionnel commun aux Etats modernes.

- Ii n‘est contest~ par personne que les femmes suisses
poss~dent une instruction et atteignent un niveau cul
turel qui les mettent en mesure de participer ~ la vie
publique par le droit de vote et par l‘exercice de fonc
tions politiques au sein des autorit~s. La presse ~crite,
la radio et la- t~l~vision les informent, comme les
hommes, des problimes politiques qui se posent dans
notre pays, ~ l‘~tranger et sur la sc~ne internationale.

•Les femmes occupent dans notre soci~t~ une place
qui•, pour ~tre diff~rente sous certains aspects, ne le cMe
en rien ~ celle des hommes. Les m~res de familie ac
complissent une täche primordiale; eiles jouent un r6le
essentiel dans le bonheur et l‘&juilibre d‘un couple, qui
sont ~ la base de la stabilit~ et de l‘harinonie de la
familie; leur mission d‘~ducatrice aupr~s des enfants
ost capitale; la conduite du m~nage et l‘admi-nistration
des int~r~ts familiaux leur conf~rent des responsabilit~s
et los placent devant des choix qui los ouvrent aux pro
blömes de la gestion de la coilectivit~. Pour se tenir au
courant des questions politiques, pour aller voter et pour
prendre part it des assembl~es de commune, la femme
ne sera pas arnenäe ~ n~gliger sos devoirs familiaux:
eIle peut s‘informer par la presse ~crite et parl~e en
restant au foyer; se rendre au bureau de vote pour dö
poser son bulletin ne l‘~loignera de chez eile que pour
de courts instants; au surplus, des facilit~s pourraient
~tre am~nag~es dans l‘exercice du droit de vote; quant
aux assemb‘l~e,s de commune ou de paroisse, si elles
prennent davantage de temps, elles ne sont pas d‘une
fr~quence teile qu‘on puisse en tirer argument pour pn
ver la m~re de familIe des droi-ts politiques. L‘exp~rience
et la maturit~ que la femme mari~e acquiert au sein de

la familIe, dans Ja conduite de laquelle eIle joue un
rble compl~mentaire k celui du man, la destinent ~
prendre part ~ l‘am~na~ement du bien commun par
l‘exercice du droit de vote. Conime le disait Jakob Dubs
(conseiller f~d~ral, puis juge f~d~ra,l) en 1878 ~ <dl
est presque ridicule, par exemple, que l‘on remette au
jourd‘hui aux -mains de jeunes c~libataires la d~cision de
questions d‘&lucation difficiles, et que l‘o-n en exclue los
m~res de familie» (Le droit public de la Conf~d~ration
suisse, lre partie, Introduction g~n&ale). De tr~s nom
breus.es femmes c~libataires, mais aussi mari~es, exercent
une activit~ lucrative et jeuent un r6le irrempla~able
dans -1‘~conom,ie, l‘&ole, los ceuv‘res sociales et humani
taires, la science, los arts, la culture, etc. Los relations
qu‘elles nouent dans leur milieu de travail et l‘exp&
rience qu‘elles y acqui~rent les mettent en mesure, au
m~me titre qu~ les hommes, dc prendre part, au moyen
du droit de vote, aux d~cisions politiques qui vont d&
terminer l‘am~nagement dc la cit~. N‘est-i•l pas paradoxal
qu‘une femme m~deci-n, pharmacienne, juriste, prefes
seur, institutrice, infirnii~re, assistante sociale, chef de
service ou d‘atelier, employ~e ou ouvri~re ne jouisse pas
aujourd‘hui du droit dc vote et de l‘~1igibffit~, alors que
l‘homme remplissant los m~mes fonctions dans la so
c1~t~ pessMe pleinement los droits civiques? La femme
qui exerce une activit~ dans l‘agniculture, par exemple
comme collaboratrice de son man ou comme chef de
l‘exploitation, acquiert une exp~nience vari~e, notam
ment en mati~re d‘~cono-mie agricole et dc gestion
d‘entrepnise; pan 1~, eile ost i~ m~me dc prendre utile
ment une part active ~ la vie publique par l‘exercice
des droits politiques. -

Le principe de 1‘~galit~ de traitesuent, qui constitue
une des normes fondamentales de notre ordne juridique,
postule, d‘apr~s les conceptions actuelles, qu‘il ne seit
pas fait de di-scrimination entre l‘homme et la femme
dans le domaine des droits politiques. Comme on l‘a vu,
los conditions dc vie des hommes et des femmes dans
notre soci~t~ moderne, leur instruction et leijr niveau
culturel, los täches et activit~s qui leur -sont d~voiues,
bin dc justifier un traitement difförentiel, commandent

- au contraire que l‘~galit~ politique de la femme soit
instaur~e dans notre pays.

L‘attribution des droits civiques aux femmes est, en
outre, aujourd‘hui, imp1iqu~e par le caract~re d~mo
cratique de nos institutions. La femme, comme l‘henmie,
fait partie du peuple qui est gouvcrnö par los autorit~s
politiquos et rägi par la constitution et los bis. D~s bna,
il ost normal qu‘elle participe, dans los m~mes condi
tions que 1‘homme~ aux- ~lections des organes dc la col
bectivit~ publiqüe et aux votations en mati~re constitu
tionnelle, l~gislative ou financi~re, qu‘elle puisse appuyer
pan sa signature une i-n~tiative populaire et qu‘eile soit
~ligible aux fonctions polltiques. -

Les dnoits civiques constituent des moyens d‘une ef
ficaci-t~ partiöuli~re pour garantir la libert~ de la per-
sonne humaine. Appel~ k collaborer ~ 1‘~tablissement
des i-~gles auxquelles sont soumises sos relations avec le
pouvoir, le citoyen actif ost en niesure de veiller ~ ce
que l‘ordre juridique assune - la sauvegarde des droits
de la personnalit~, dont la libert~ constitue le fonde
ment. La qualit~ de citoyen actif doit pan cons~quent
~tre reconnue k la femme, peur qu‘elbe puisse, commne
l‘homme, assurer la d~fense de sa personnalit~. II y a
d‘autant plus dc raison de lui attnibu~r bes droits civi
ques que, dans la sociöt~ moderne, la sphäre personnelle
est dc plus en plus conditionn~e par les actes du pouvoir
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politique. Que l‘on songe ~ tous les domaines ~cono
miques, sociaux. sci‘entifiques, cultureis, artistiques et
humanitaires dans lesquels la collectivit~ publique inter
vient en vue de promouvoir le mieux-vivre, qui fait
partie du bien commun

On sait qu‘un groupe de travail pr~sid~ par l‘ancien
conseiler f~d~ra1 M. Wahlen ~tudie actueliement la re
vision totale de Ja constitution f~d~rale. Les cantons,
les partis politiques et les universit~s notamnient ont ~
invit~s ~. lui communiquer leurs opinions et proposi
tions en vue de l‘~1aboratjon d‘une nouvelle constitu
tion f~d~raie. 11 est significatif que, dans ces miiieux,
l‘id~e pr~vaut que la constitution f~d~ra1e actueile
devrait au pr~aIab1e ~tre revis~e partiellement pour con
f~rer aux Suissesses les droits politiques, afin qu‘eiies
puissent s‘exprimer, comme les hommes, sur la nouvelie
Coflstitution.

L‘article 43, 1er alin~a, de la constitution f~d~ra1e
semble, cependant, ne pouvoir ~tre interpr~t~ de diff&
rentes mani~res. II stipule simplement que: «Tout ci
toyen d‘un canton est citoyen suisse.» N‘a-t-il pas tou
jours ~ admis qu‘ici le mot «citoyen» s‘appliquait i. la
femme contre l‘homme?

Ainsi la r~forme ~ d~cider aujourd‘hui, c‘est celle de
la vraie 1ibert~, de la vraie solidarit~ ~ g~n~raliser ~. la
femme.

Cette r~forrne est n~cessaire. Si nous devions ne pas
la d&ider librement, d‘autres pourraient nous l‘imposer.
Eile doit s‘op~rer cians le calme et Ja s~r~nit~. Eile est
tenue de promouvoir la responsabiit~ personnelle de
chacun et Ja solidarit~ effective de tous.

La vraie soci~t~ sera d‘autant plus digne de l‘homme
qu‘eJle donnera ~ Ja 1ibert~ toutes ses chances. Rien
n‘est neutre en ce domaine et &re libre pleinement, c‘est
avoir le pouvoir et le courage de se d&erminer soi
m~me, de faire des choix et d‘assumer ses responsabi

• .1it~s.
Si Ja femme. est l‘~ga1e de l‘homme, cela ne signifie

nullement que ses t~ches, sa mission, sa vocation soient
identiques. Eile poss~de des valeurs compl6mentaires,
indispensables et irrempia~ab1es. Lui refuser de les
mettre en valeur, c‘est faire dans ce domaine du drojt
une injuste et inadmissible distinction fond~e sur le
sexe.

La fenime poss~de un don, celui de l‘intuition, et
notre soci~t~ en a un urgent besoin.

A mes chers co1l~gues qui pourraient h~siter, je dc
mande de prendre conscience de J‘6volution de Ja vie
ffioderne, du bouleversement des habitudes sociales. La
femme sort de plus en plus de la vie domestique pour
partager les droits qui, auparavant ~taient du ressort
exclusif des hommes. C‘est pourquoi ii ~st normal
qu‘eiles aient des droits ~gaux~ Cela n‘ait~rera d‘aiileurs
pas Je caract~re propre de la femme; eile apportera
-dans les affaires publiques son tact, sa douceur, son
instinct maternel face it Ja rigidit~ de l‘administration,
Eile participera fort heureusement ~ Ja r~solution des
probl~mes sociaux qui se posent en si grand nombre au
gouvernement. Cela n‘emp~chera pas Ja femme de rester
Je cceur de la familIe, Ja gardienne du foyer, celle qui
pr~serve la cellule indispensable au maintien de Ja so
ci~t& II est heureux que Jes Chambres f~d6raJes aient Ja
possibilit~ d‘entamer cette r~forme et dc Ja proposer au
•peuple. L‘heure est venue de r~aliser dans notre pays ce
postulat de Ja justice civique. • C‘est sous l‘angle de ces
Consid~rations que je voterai i‘arr~t~ f~d~raJ propos~ par
le Conseil f~d~ral.

M. Grosjean: Apr~s 1‘expos~ briilant, empreint d‘hu
manisme, plein de sagesse politique de M. Ferrucio
Bolla, conseiller aux Etats, il mc vient a l‘esprit de
paraphraser La Bruy~re: «Tout est dit, et I‘on vient
trop tard.»

II appartient cependant ~. M. Blaise aerc et ~ moi
m&ne, qui repr~sentons dans cette ~hambre des Etats
la R~publique et Canton de Neuch~tel, .d‘exprimer notre
reconnaissance au Conseil f~d~ral d‘abord, ~ Ja commis
sion des Etats ensuite. Nous vous savons gr6 d‘avoir
donn6 une suite si positive ~ l‘initiative d~pos6e par le
Grand Conseil neuch~teJois, Je 22 f~vrier 1966 d6ja, dc
mandant J‘~galit~ de traitement pour Ja femme. Et puis,
cette reconnaissance se double du fai.t que Je canton de
Neuch~tel a ~ avec les cantons de Vaud et de Gen~ve,
Je fer de Jance qui ä introduit en Suisse cette notion de
justice envers la femme, le suffrage f~minin.

Nous aimerions souligner J‘importance historique des
votations f6d&ales qui auront heu vraisemblablement ic
21 f~vrier 1971. Cc n‘est pas que je veuille tomber dans
Ja logorrh~e, piaie de ce temps, c‘est-~-dire J‘abus du
verbe, l‘abus des mots. En particulier, J‘on parle trop de
«tournant historique». Mais ii n‘en demeure pas moins
que dans J‘histoire universelle, ii y a peu de peuples qui,
par le suffrage par le suffrage mascuJin — auront
donn~ ~ Ja femme cette ~galit~ dc traitement. On m‘ob
jectera peut-~tre que dc ndrnbreux pays avant Je nötre
ont donn~ ~ Ja femme le droit d‘~1igibilit~ et‘Je .droit dc
vote. En r~alit~, je rappellerai que c‘est par l‘interm&
diaire des parlements, c‘est-~-dfre par une oligarchie, que
Jes femmes ont acquis ces droits dans les pays qui nous
entourent. Aurait-on vu Jes Fran~ais dans Jeur majorit~
masculine, Jes Italiens, Jes Slaves et les citoyens des pays
germaniques, abandonner leurs pr~rogatives dc m~ies si
l‘on s‘~tait adresse aux masses alectorales?

Quant a nous, notre d~mocratie directe — et ici je
romps une lance dc sympathie en faveur dc M. Nänny
— o‘bJige ~ cette dure victoire, d‘autant plus beJle que
diffici1e~

Je disais, il y a un instant et en pr~misses, que c‘est
une page qui pourra s‘inscrire au fronton dc J‘histoire.
Car — et c‘est peut-~tre le seul aspect qui n‘a pas ~t6
relev& dans cet h~micycle — ii y a trois mille ans envi
ron que Ja femme a subi une grande d~faite, qu‘eile a
~ l‘objet d‘une discrin-jination, qu‘elle a ~ humili~e en
~tant re1~gu~e, cornme i‘a exprim6 savamment et avec
tant dc pedanterie J‘Ailemagne wilhelminienne, dans cc
triptyquc «Kirche -— Kinder — Küche». Or il n‘en a
pas ~t6 toujours ainsi. Dans Jes civiisations du ~roissant
fertile, dans Jes civilisations du Tigre et dc 1‘Euphra~e,
dans Jes civilisations ~gyptiennes, la femme ~tait haute
ment v~n~r~e. Les Eg~ens — ccs anc~tres des Crecs das

• siques que nous admirons tant — vivaient, selon le bril
lant hell~niste Andre Bonnard, en matriarcat. Le chef dc
famille ~tait la in~re, Ja mater familias; et la parcnt6 se
comptait en droit successoral seJon la lign6c f~mininc.
Les plus grandes divinit~s ~taient femmes. Les Grecs
classiques adopt~rent deux d‘entre dIes au moins: «C~y
b~1e, ou Ja m~re», et «D~m~ter, Ja m~re du bJ~».

Je vous rappelle que Je code d‘Hammourabi, en J750
environ avant J~sus-~hrist, faisait dc Ja femme Ja par

• faite partenafre dc l‘homme.
Mais Ja grandc d~faite historique dc la femme, c‘est

Ja venue des Doriens, ccs pr&HclJ~ncs, dont Sparte va
~tre la capitale. Et Sparte, c‘est Ja guerre. Si je mc per
mets dc rappeler ccs faits historiques, c‘est parce que —

cela rtie parait fondamental — c‘est ~ partir du mo
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ment oi~i la guerre va ~tre d~sormaks l‘alpha et l‘om~ga
que la femme sera vaincue, comme sera vaincue Troie.
L‘homme, seigneur de la guerre, ne voit plus en la
femme qu‘un instrument de procr~atiOfl et d‘agr~ment.
Et les Romains qui vont enfanter la civilisation occiden
tale et celle de Byzance acquerront cette hierarchie des
valeurs o~t prime le rnuscle. Sur un seul point, ~ mon
sens, us avaient raison. Selon une ~tudepubli~e par l‘Or
ganisation mondiale de la sant~, la force de la muscula
ture de la femme atteiint, en moyenne, le 55 pour cent
de celle de l‘homme.

Le M6yeh Age, tout inspir~ d‘une morale issue de
samt Paul, ne va pas corriger cette injustice car samt
Paul, ii faut le dire, est misogyne et ses ~thiques rigou
reusetuent d~di~es ä l‘homme. Le th~ologien se posera
gravement la question de savoir s~ la femme a .une
äme; je dois dire que, personnellement, je n‘ai pas en
core r6solu ce probl~me! Ii faudrait donc un quarteron
de Plutarques ou un dizain de Brant6mes pour tirer
la femme de son ~tat d‘inf&iorit~. En vain; on ne les
trouverä pas et, au si~cl~ d‘or fran~ais, on entendra un
Moliine grincer: «La femme est comme on dit mon
maitre, un certain animal difficile ~ connaitre et de qui
la nature est fort encline au mal.»

On en arrive aux :temps modernes. Madame Bovary
bovarise. Les -hourgeois du XIXe si~cle ont enferm~
leürs öpouses dans la Bastille conjugale. Quant k eux,
tristes, honn~tes et ennuyeuX, us vont se consacrer
i‘importante tache de faire fumer les chemin~s d‘usines.
En conscience; et en gilet. Mais tout cela ne corrige pas
les injustices envers la femme. Ni la F~te imp~riale, ni
les cocottes de «Chez Maxim‘s» ne peuvent faire illusion.
Dans ces joutes, assur~ment pu~riles mais qui faisaient
joliment passer le temps, la femme n‘est pas enti~rement
perdante. La revanche se pr~pare.

II y aura encore un moment difficile: 1‘~pop~e vic
torienne; la femme va ~tre presque divinis~e ~ l‘~tat de
potiche ~de salon. On la place, ~ertes, sur un piedestal,
mais potiche quand m~me. Le moyen de leur en vouloir
si aujourd‘hui elies prociament les droits de la femmeet
sapent nos Bastilles. Par son intelligence, sa fines‘se, son
intuition, sa sagacit~, la femme a acquis droit de cit~.
BIle sera, aprin une bataille de 3000 ans, ä nouveaü
i‘~gale de l‘homine. Eile saura garder, avec ses droits
politiques, sa f~minit~, son charme, son je ne sais quoi.

• Et je suis pe.rsuadö que nos petits-fils ne diront ja-
mais: «Mais oii sont les dames d‘antan?»

Leu:‘ Auch ich bin für die Einführung des Frauen
stimmrechtes, und zwar nicht nur aus den nüchternen
staatspölitischen ünd staatsrechtlichen Gründen, die der
Herr Kon~imissionspräSideflt und meine Herren Vor
redner in überzeugender Weise dargelegt haben, son
dern ganz speziell auch aus der Achtung vor jenen Hun
derttausenden von Frauen, Müttern und Töchtefn, die
mit ihrer Verantwortüng, ihrer Zuverlässigkeit und
Hingabe — hohe Eigenschaften, die den Frauen beson
ders eigen sind — in Haus und Hof, Büro und Schule,
in Heimen ‘und Spitälern überall täglich ihre. Arbeit auf
nehmen und still ihre Pflicht erfüllen. Gerade auch diese
Frauen sollen im Volke durch ihr Stimmrecht zur Gel
tung kommen.

Dass die Stimmbürger der romanischen Schweiz vor-
ausgingen und den Frauen das Stimmrecht einräumten,
gereicht ihnen zur besonderen Anerkennung. In gleicher
Weise möchte ich auch ihren Frauen ein Kompliment
entgegenbringen, wenn sie den Frauen der deutschen

Schweiz ein Beispiel geben werden, indem sie das
Stimmrecht auch ausüben. Es ist kein gutes Zeichen in
unserer Demokratie, wenn bei wichtigen Wahlen und
Abstimmungen nur ein Bruchteil der ~timrnberechtig
ten zur Urne geht. Hier vor allem hat sich unsere De
mokratie zu erneuern; bei Wahlen und Abstimmungen
muss jeder Mann und jede Frau die Verantwortung
übernehmen, die Fragen studieren und sich ein Urteil
bilden. Die Parteien und die Presse, Radio .und Fern
sehen haben in noch vermehrtem Masse dafür zu sor
gen, dass wir weiterhin eine gesunde Demokratie bleiben,
damit nicht durch die Einführung des allgemeinen
Stimmrechtes eine Abänderung der inneren Struktur
des Staates nötig wird. Wir haben daher nicht nur vom
Stimmrecht, sondern vor allem auch yoa der Stinini
pflicht zu sprechen: Mögen die Frauen, denen wir die
ses Recht und diese Verpflichtung zugestehen, auch uns
Männern ein Beispiel sein.

M. P~quignot: Comme vient‘de le relever M. Bolla,
la commission nous recommande ~ l‘unanimit~ moins
une absfention d‘accepter le projet qui nous est soumis.
Les diverses interventions qui ont suivi vont pratique
ment toutes dans le m~me sens. II est d~s lors fade
d‘en d€duire que wut ~ l‘heure, notre conseil votera en.
faveur du suffrage föminin, sinion ~ l‘unanimit~, du
moins ä tine majonit~ impressionnante, suivant en cela
le Conseil national.

On pourrait donc conclure ~ l‘inutilit~ de poursuivre
une discussiofl dont l‘issue est connue. Et pourtant, notre
accord sur ce probi~me, pour important et müme in
dispensable qu‘il soit, ne suffit pas ~ le r~soudre car,
aprin la d€cision des Chambres, il reste celles du peuple
et des cant6ns, et ii n‘est pas besoin de remonter trin
bin dans le tenlps- pour trouver des exemples frappants
qui montrent que le souverain fait parfois peu de cas
des propositions mgme unanimes qui viennent de ce
Palais. II n‘est donc pas suffisant de montrer ici notre
unaninhit~. II faut encore que la conviction du bien
fond~ de notre d~cision d~passe le cadre restreint de
cette enceinte et pim~tre dans l‘opinion publique pour la
raiier ä notre, point de ~‚rue.

De r~cents exemples prouvent que, quand la mau
vaise information, la subjectivit~. et la passion s‘empa
rent d‘un‘ probl~me, les arguments p~remptoires d‘€quit€,
de droit ou de logique d~velopp~s ici et admis dans la
s~r~nitö et le caltne ne pösent plus trin lourd dans la
balance ~motionnelie qui d~termine les votes. C‘est pour
quoi nous ne pouvons sans autre nous d~sint€resser des
divers mouvemerits oppos~s au suffrage feminin et dont
les arguments, souvent ‚trin difförents, s‘additionneflt
n~anmoins pour former un front uni d‘opposition.

Pour ne pas allonger, je limiterai mon intervention
~ la r~futation des mobiles de ceux qui prütendent que
i‘int~gration civique de la femme doit se faire de bas
en haut et par paliers. Ces gens-l~ disent donc que la
femme devrait (l‘abord obtenir l~artout le drolt de vote
et d‘~ligibiit~ sur le plan comrnunal et cantonal avant
de l‘acqu~rir sur le plan f~d~ra1. Es disent aussi que
i‘initiation de la femme ~ la vie civiqUe devrait se. faire
sebon le principe de formation logique et m~me p&Iago
gique, allant du simple au compliqu~, ‘du proche au
lointain, en ~largissant progressiVement les ceroles d‘ac
tivit~ et de responsabilit~. Cette discrimination est une
injure faite ~ la maturit~ de, ‘nos compagnes. Eile les ra
yale au concept r€trograde de la femme-enfant ou au
stade archaique de la femme enti~rement vou~e aux
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besognes m~nag~res. Alc>rs qu‘il suffit de regarder au-
tour de soi pour ~tre convaincus, m~me ~ la campagne,
que cette notion-J~ est largement p~rim~e, du fa.it de
l‘~vo1ution de la vie moderne dans laquelle la femme a
su s‘int~grer et prendre des activit~s et des responsabi
lit~s dans tous les domaines.

Qui contesterait que la femme suisse n‘aurait pas su
prendre position en face de l‘initiative Schwarzenbach,
qu‘eile n‘aurait pas aussi son opinion sur la question du
logement, par exemple? Je pr~tends qu‘il est plus facile
~ une femme dc prendre part ~ la vie civique sur le
plan f~d&a1 que sur le plan communaL Ce n‘est pas
parce que la conduite des affaires communales est faite
de sujets locaux, de mati~res proches et de d~taiig qu‘elle
en est plus simple. La multiplicit~ des prob1~mes la
rend tout au contraire souvent plus comp1iqu~e, plus
touffue et m~me parfois plus mesquine. Je ne veux pas
dire par 1~. que Ja femme ost incapable dc dominer la
vie communale et ses probl~mes. Non pas. Dans les
conimunes du canton dc Berne qui ont institu~ cette
po•ssibiJit~ que la loi leur offre depuis d‘eux ans, on a
au contrajre tout heu de s‘en f~hiciter. Mais j‘affirme
que la pratique du suffrage feminin sur le plan f~d~ral
est plus accessible et souvent plus compr~hensjble ~ ha
femme que les d&ours de la pohitiqu~ .locale. II n‘est
pas si simple pour une femme dc participe~ ~ une as
semb1~e conimunale ni d‘exercer une fonction dans
l‘ex~cutif local ou dans une conimissiön. Le d&ange
ment est plus grand, l‘engagement plus absorbant. Par
contre, au niveau f~d~raJ, ii s‘agit d‘abord d‘~lire des
conseillers nationaux et iil so trouvera bien quelqu‘un
pour &~rire un livre sur l‘art de devenir con
seill~re nationale! Puis ii y a surtout los votations
populaires, qui ne mobilisent los gens qu‘une ou deux
fois par ann&e pour des sujets d‘ordre g~n~ral qui tou
chent aussi los int&~ts dc la feninie et sur lesqueis eile
est parfaitement apte ~ prendre position. De plus, c‘est ~
l‘occasion des scrutins f~d&aux que l‘informatjon est la
plus large et ha propagande aussi, d‘ailleurs. Les jour
naux fourmillent d‘articles, d‘opinions de leurs r~dac
teurs et de leurs lecteurs, la radio et ha t~l~vision ren
seignent les auditeurs et los spectateurs, r~ahisent des
interviews, organisent des forums, des tables ouvertes;
les cam~ras ici pr~sentes en sont une autre preuve. Bref,
je ne vois pas en quoi une femme serait moins bien pr&
par~e qu‘un homme ~ d~poser dans l‘urne f~d~raie un
vote aussi r~f1~chi et valable que le n6tre.

L‘institution du suffrage feminin sur le plan f~d~ral
n‘enl~ve rien ~ la. souverajnet~ cantonale ni ~ l‘autono
nie communaje et ii est sage de ne rien forcer. Ce n‘est
ni un acte de g~n~rosit~ ou d‘opportunisme dont ii s‘agit,
mais c‘est une mesure logique et facile ~. r~ahiser, qui
mettra enfin Ja fenime suisse sur le m~me pied que ha
quasi-totaliit~ des femmes des autres pays, une mesure
qu‘il ost temps dc prendre et j‘esp~re que ha majorit~ du
peuple et des cantons y souscriront comme nous.

Heimann: Ich möchte ebenfalls meiner grossen Ge
nugtuung Ausdruck geben, dass wir heute mit aller
Wahrscheinlichkeit endlich vor der Verwirklichung des
Frauenstirumrechtes stehen. Trotz der heute unverständ
lichen Haltung des schweizerischen Männerstaates in
der Vergangenheit, dürfen wir glücklicherweise fest
stellen, dass es unseren Frauen auch ohne Stimmrecht
mindestens ebenso gut ergangen ist wie den Frauen in
jenen Ländern, die das Frauenstinimrecht seit Jahrzehn
ten kennen. Das ist aber nicht allein das Verdienst von

uns Männern; die Emanzipation der Frau ist die eigene
Leistung der Frauen, mit allen für sie damit verbunde
nen Vor-und Nachteilen. Ich möchte unterstreichen, dass
wir mit unserem heutigen Beschluss den Frauen kein
Geschenk machen, sondern ihnen einfach das geben,
was wir ihnen bis heute vorenthalten haben.

Kollege Nänny hat das Frauenstimmrecht als Be
drohung, ja als Untergang der Urdemokratje bezeichnet.
Ich möchte unseren geschätzten Herrn Kollegen darauf
aufmerksam machen, dass die Frauen auch in seinem
Kanton mithelfen, die kantonajen Aufwendungen zu
finanzieren. Damit helfen die Frauen entscheidend mit,
die Existenz der Kantone überhaupt zu sichern. In Ab
wandlung eines bekannten Spruches möchte ich unserem
Kollegen auf den Weg geben: Wo der Franken nicht
ist, hat selbst die Landsgemeinde nicht mehr viel zu be
stellen.

Ich finde es sehr gewagt, zu erklären, die Lebens
fähigkeit der Urdemokratic hänge davon ab, dass man
den Frauen die politische Gleichberechtigkeit vorent
halte. Die Demokratie wird nicht ärmer, sondern sie
wird im Gegenteil reicher, wenn wir allen Schweizcrn
und allen Schweizerinnen die gleichen Rechte gewähren.

Es ist erfreulich, dass wir selbst in unserem Rate eine
grosse Einheit der Auffassungen feststellen können. Wir
müssen aber erwarten dürfen, dass diese Einheit von
links bis rechts durch einen entsprechenden Einsatz der
Parteien in der Volksabstimmung ihren Ausdruck finden
wird.

M. Pradervancl: En citant tout ~ l‘heur~ La Bruy~re
— «j‘arrive trop tard, tout a d~j~ ~ dir» — mon col
l~gue Grosjean pensait beaucoup plus ~ ceux qui ailaient
prendre la parole apr~s lui qu‘~ lui-mgme. Pour nous
apporter quelquo chose dc neuf, il ost r~rnont~ tr~s haut
dans l‘histoire et son sens po~tique plus que son sons
juridique l‘a amen~ ~ citer Hammourabi.. Quel nom
charg~ dc poesie!

Les dames qui assistent ~ notre s~ance pourraient,
apr~s nous avoir ~cout~s si attentivement depuis 9 heures
cc matin, se faire une tr~s fausse idee do l‘~loquence
qui reste bas~e sur trois ~l~ments fondamentaux: avoir
quelque chose i~ dire, le dire et se taire quand on l‘a dit.

Je voudrais, pour ma part, essayer par cons~quent
d‘~tre tr~s bref et m‘arr&er ~ trois constatatjons. La
premi~re ost qu‘iI n‘est plus dc mode dc dire que nous
devons accorder le droit devote comme une faveur aux
femmes. Co sont elles qui nous feront une faveur en
participant ~ nos travaux; au Grand Conseil vaudois, oü
des si~gent ~ dies apportent un enrichissement in
discutable et nous nous r~jouissons d‘avance d‘en ac
cueillir d~s 1971 quelques-unes dans cette salle.

Ma deuxi~me constatation ost que leur contribution
dans un domaine qui mc tient ~. cceur, l‘~ducation, ost
consid~rabie, n~cessaire, indispensable. Enfin, relevons
que Wells a dit: «L‘histoire dc l‘humanit~ ost une
course entre l‘~ducation et les catastrophes.» Si nous
voulons gagner cette course, nous devons rechercher la
cohlaboration pleine et enti•~re des femmes qui ont beau
coup ~ nous apporter.

Bundesrat von Moos: Ein Nichteintretensantrag be
züglich des Entwurfes des Bundesrates vom 23. Dezem
ber 1969 ist nicht gestellt worden. Es scheint mir aber
doch, dass die Bedeutung des Beratungsgegonstandes,
auch wenn die Diskussion nicht gerade von einer kni
sternden~ Spannung umgeben ist, es nicht nur rechtfer



tigt, sondern erfordert, dass auch von seiten des Bun
desrates ‘ein Wort beigefügt wird. Dabei möchte ich
mich auf einige kurze Bemerkungen ZU besonderen Ge
sichtspunkten beschränken, und ich brauche zur Be
gründung des Antrages des Bundesrates nichts beizufü
gen. In diesem Punkte berufe ich mich ebenfalls gerne
auf das ganz ausgezeichnete Eintretensreferat des Herrn
KommiSSioflSPräsi~Lte~ und auf alle die Argumente,
die heute in der Diskussion vorgetragen worden sind.

Herr Ständerat Luder hat ein Wort aus dem Gutach
ten von Herrn Professor Werner Kägi zitiert. Ich glaube,
dass in diesem Zitat fast der Kern des Problems einge
schiö‘ssen ist. Professor Werner Kägi sagte: «Die For
derung nach Anerkennung der politischen Gleichbe
rechtigung der Frau ist nicht das Postulat einer nivel
lierenden Gleichmacherei, sondern eines Gerechtigkeits
denkens.» Bestehende Ungleichheiten, die sich aus der
Natur und der Veranlagung der Menschen ergeben, füh
ren daher wohl nicht zum Schluss, die politische Gleich
berechtigung der Frau sei abzulehnen, sondern im Ge
genteil zur Konklusion, es seien ‘diese teilweise, verschie
denartige veranlagung~u11d die darauf beruhenden Ga
ben ebenfalls und auf gleicher Stufe wie jene der Männer
in unserer Demokratie. zur Wirkung zu bringen. Mit
Nachdruck haben verschiedene Herren Votanten gerade
auf diesen Gesichtspunkt. hingewiesen, und vor allem
die Vertreter der welschen Kantone, in deren Bereich das
Frauenstinim- und -wahlrecht bereits gilt, haben, damit,
wie wir soeben von Herrn Ständerat Pradervand gehört
haben, nur eine Bereicherung ihres politischen Lebens
erfahren oder die Mitwirkung der Frau jedenfalls so
einpfunden.

~urchStimmabgabe, durch Wahlen, Referendum und
Initiative macht der Schweizer Bürger seine politische
Meinung, seinen Willen geltend, gestaltet er unser Haus.
Die Frau ist damit — und das muss hier noch einmal
festgehalten werden — einer Rechtsordnung unterwor
•fen, die mitzugestalten sie bisher keine Gelegenheit
hatte. Diese rechtlich belangvolle Ungleichheit gilt es
heute zu beheben. Dabei weichen ‘wir aber — das
möchte ich hier mit aller Klarheit festhalten — nicht
vän dem grundlegenden Prinzip ab, dass unsere politi
schen ~jnrichtUflgen und unsere Gesetze auch inskünf
tig nur von den Bürgern unseres Staatswesens ZU be
stimmen sein werden, die für das Schicksal, für die Zu
kunft unseres~ Landes verantwortlich sind. Dazu soll in
der Zukunft, das ist die Zielsetung unseres Revisi9ns-
vorschlages, auch die Schweizer Frau gehören. An ihr, an
unseren Mitbürgerinnen, wird es sein, ihre Verantwor
tung und ihr Recht geltend zu machen, auch dann, -

wenn sie dabei in bezug auf politische Teilnahme und
im zahlreiöhefl Gang zu den Urnen selbst uns Männern
ein gutes Beispiel geben müssten.

Herr Ständerat Leu hat vorhin mit Recht auf die
sen Gesichtspunkt hingewiesen. Es scheint uns, dass das
erwartet werden muss, gerade um die Befürchtung ZU,

entkräften, die in dem vom Herrn KommissiOflSPräsi
denten mehrfach zitierten Expos~ des Bundes
der Schweizerinnen gegen das Frauenstimnirecht —‘

denen ich persönlich ebenfalls durchaus das Recht, sich
zu äussern, und die Befugnis, Stellung zu nehmen, zu
erkennen möchte — ausgedrückt ist: dass, wie sich
ergeben‘ habe (es wird hier ein Zitat angeführt), die
Einführung des Frauenstimmrechts in kommunalen
und kantonalen Angelegenheiten ZU einer Verschärfung
der politischen Indifferenz geführt habe. Wenn hier den
ganzen Vormittag -— und mit Recht — das hohe Lied

der wertvollen Mitwirkung der Schweizer Frau an den
politischen Dingen gesungen worden ist, so glaube ich,
werden wir auch erwarten müssen, dass diese Hoff
nung und der Wechsel, der hier ausgestellt worden ist,
dann später wirklich honoriert werden. Das gehört
zum Vertrauen, das wir in unsere Schweizer Frauen
setzen. - -

Es ist uns‘ bewusst, dass wohl ‘in keinem anderen
Land das FrauenStiflimrecht durch einen verfassungs
mässigen Entscheid der männlichen Bü.rgerschaftherbei
geführt worden ist,. Herr Ständerat Grcvsjeail bat sich
sogar zu der Feststellung veranlasst gesehen, dass,
wenn in einem andern Staat, in Frankreich oder in.
Italien, die männliche 5tjrnrnbürgerschaft hätte über das
Frauenstimmrecht abstimmen müssen, diese beiden
Länder — auch andere Länder — vielleicht nicht weiter
wären als wir es heute sind. Ich glaube, diese Fest
stellung ist richtig. Auch hierin ist aber kein Argument
gegen die Einführung ‚des Frauenstimm- und ~wahlrechts
ZU erblicken. Im Gegenteil scheint mir gerade, dass die
~~~rnaligkeit einer solchen freien Entscheidung der
schweizerischen ~~~jvbürgersChaft den Wert dieser
Entscheidung unterstreichen wird. Es geschieht ‚nicht
etwa deswegen, weil unser Staatswesen bisher ‘nicht
eine Demokratie gewesen wäre oder weil unsere De
mokratie ein‘ Museum, vergangener Demokratie wäre,
dass sie einen musealen Charakter trüge, wenn wir uns
zu diesem .Schritt entschliessen. Darin wird sich viel
mehr gerade die lebendige Demokratie eigenständig zu
beweisen haben, indem dieser Entscheid nicht unter
irgendeinem Druck oder einer ~eeinflusSuflg von aus
sen zu treffen sein wird. Der Bundesrat hat seinerzeit
im Zusammenhang mit dem Bericht über die Konven
tion betreffend die Menschenrechte die Auffassung
vertreten ‘— eine Auffassung, die vermutlich von Ihnen
allen geteilt wird —‚ das Problem des FraueflStifllfll
rechts sei, unabhängig von dieser Konvention ZU lösen,
es sei, wie übrigens auch jenes der konfessionellen
Ausnahmeartikel der bundesverfassUng,‘ unabhängig von
einer ‚Ratifikation der MenscheflreChtskon~~1tibn zu be
reinigen, und zwar‘ durch eine TeilrevisiOfl unserer
~undesverfassUflg. ‘In diesem Punkte werden wir uns alle
treffen, und das wird uns noch in stärkerem Masse da
zu führen, der Vorlage, wie sie Ihnen unte~,reitet wird,
zuzustimmen und uns dann ‘auch dafür einzusetzen,
Dazu veranlasst uns also ‘ nicht ein Anstoss von aussen,
sondern unser freier Entschluss; er sollte auf eidgenös
sischem Böden nicht schwerer zu fassen sein, . als es
bisher in einer Reihe von Kantonen und in zahlreichen
Gemeinden der Fall gewesen ist. -

Der Bundesrat hat in den vergangenen Jahren wie
derholt seine Auffassung bekanntgegeben, dass ein
neuer Vorstoss zur verwirklichung des Frauenstimm
und -wahlrechts zu unternehmen sei, ‚ und zwar dann,
wenn Aussicht auf einen positiven Ausgang der be
treffenden Abstimmung VOfl Volk tind Ständen bestehe.
Diese Haltung ist von den eidgenössischen Räten wie
derholt gebilligt worden. Die Initiative des Grossen
‘Rates des Kantons Neuenburg vom 22. Februar 1966
hat zweifellos dazu beigetragen, die Dinge vermehrt
ins Rollen zu bringen. Niemand wird Neuenburg diesen
Lorbeer streitig machen. Aber vielleicht hat doch ge
rade das Votum von Herrn Ständerat Luder zum Aus
drtick gebracht, dass ein wenig vom Schicksal der Vor
lage davon abhängt, auf welchen Zeitpupkt sie gestartet
wird und wann sie der Abstimmung des Volkes und der
Stände unterbreitet‘ werden kann. Inbezug auf den
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Zeitpunkt haben uns allerdings weitgehend die eidge
nössischen Räte die Wegmarlcen gesteckt. Dann hat der
Bundesrat es für richtig empfunden, noch einige Kon
takte aufzunehmen, um gewissermassen durch eine
Meinungsforschung abzuklären, öb heute dieser Mo
ment gekommen sei. Von allen Seiten, die wir befragt
haben, erhielten wir eine positive Antwort, so dass der
Bundesrat in dieser Hinsicht nicht gezögert hat, jetzt
mit dieser Vorlage vor die eidgenössischen Räte zu
treten.

In den Richtlinien vom Mai 1968 für die Regie
rungspo1it~ in der laufenden Legislaturperiode hat es
der Bundesrat als zweckmässig bezeichnet, vor dem
Entscheid über den zu wählenden Zeitpunkt das Er
gebnis der Umfrage der Arbeitsgruppe für eine Total-
revision der Bundesverfassung abzuwarten. Für den
Entscheid selbe.r sei aber nicht eine noch ungewisse
Frist für die. Totairevision abzuwarten, sondern eine
Teilrevisi‘on in Aussicht zu nehmen. Das Ergebnis die
ser Umfrage der genannten Arbeitsgruppe Wahlen
liegt, wie Sie wissen, .heute in bisher vier Bänden vor
und erlaubt den Schluss, dass die Furchen heute doch
weitgehend aufgelockert sind. Die Einführung des
Frauenstimmrechts wird durchwegs im Prinzip begrüsst.
Die M~inungen — ich habe noch nicht alle diese vier
Bände durchgelesen, aber wenn Sie sie durchblättern,
werden Sie wahrscheinlkh meinen Eindruck teilen —

sind geteilt, ob die Einführung von Bundes wegen auch
den Kantonen vorgeschrieben werden solle; dies wird
überwiegend abgelehnt, und zwar auch von Ihrer Kom
mission. Ferner stösst man in Band 1 der Sammlung
der Umfrageergebni.sse .der die Antworten der Kan
tone zusammenfasst. auf die Ansicht, man solle zur
Einführung des Frauenstjmmrechts weiterhin den Weg
von . unten nach oben beschreiten. Auch. dieser Ge
danke ist heute in Ihrer Diskussion wiederholt zur
Sprache gebracht worden. Der Bundesrat hält dafür,
dem sicherlich bewährten und gut gemeinten Ratschlag
sei heut~ weitgehend Genüge geleistet. Eine Reihe von
Kantonen hat doch heute schon das Frauenstimm. und
-wahlrecht auf kantonaler Ebene eingeführt. Viele
Hunderte von Gemeinden .haben es in - ihrem Bereich
eingeführt. Ich glaube nicht, dass der Bund nun abwar
ten sollte, bis alle 25 Kantone und alle 3000 Gemeinden
diesen Weg vorangeschritten wären.

Möglich, aber nicht unausweichlich ist es, dass in
einzelnen Kantonen die Beibehaltung der ehrwürdigen
und lebendigen Institution der Landsgemeinde mit der
Einführung des Frauenstjimn- und -wahlrechts zur Dis
kussion gestellt werden könnte. Auch jene, die Beden
ken in dieser Richtung hegen, werden zwar zugeben
müssen, dass wir mit unserer Vorlage bewusst die kan
tonalen Verfassungen und die kantonalen Einrichtun
gen ausgeklanunert haben. Im Grunde genommen würde
sich also ihr Bedenken eher gegen die allfällige Einfüh
rung des Frauenstimmrechts auf kantonaler Ebene rich
ten und dort, nicht hier, geltend gemacht werden müs
sen. Das Bedenken setzt aber voraus, dass die Ver
wirklichung des Frauenstimn,jechts auf Bundesebene
zwangsläu~g auch die bisher zurückhaltenden Kantone
veranlassen werde, in ihrem Rechtsbereich diesen Schritt
ebenfalls zu tun. Ich muss mir nicht nachsagen lassen,
für die Lebenskraft, die Bedeutung und den ehrwürdi
gen Charakter der Landsgemeinde nicht überzeugtes
Verständnis zu haben. Ich bin der Auffassung, dass die
Landsgemejnde keineswegs eine folkloristische Veran
staltung ist, sondern dass in ihr eine Urform der De

mokratie weiterlebt. Auch die uralte historische Ver
~urze1ung des Stimmrechts: dessen Verbindung mit der
Wehrhaftigkeit, wie sie besonders an den Landsgemein
den beider Appenzell zum Ausdruck kommt, ist uns
bewusst. Nun müssen wir allerdings sagen, dass in die
ser Beziehung heute keine rechtliche, keine zwingende
Bindung mehr besteht, und den vielen Frauen, die
schon oft, beispielsweise während des vergangenen Welt
krieges, aber auch in anderen Fällen, ihren Mann
gestellt haben, soll nicht heute mit dem Hinweis auf die
Wehrhaftigkeit das politische. Recht vorenthalten wer
den. Beifügen möchte ich vor allem, dass keiner dieser
Kantone, vor deren Einrichtung ich den grössten Res
pekt habe, von Rechts wegen sich gehalten sehen wird,
nach Einführung des. Frauenstimmrechts die Lands-
gemeinde preiszugeben. Darüber müssen sie selber ent
scheiden. Die hierüber angestellten Ueberlegungen. sind
zu achten, sie sind aber heute unseres Erachtens kein
stichhaltiges Argument gegen die Verwirklichung der
politischen Rechte der Schweizer Frau auf eidgenössi
scher Ebene.

Verwirklichung der politischen Rechte der Schwei
zer Frau auf eidgenössischer Ebene: Wir sind uns dreier
Unterschiede bewusst, die in der Schweiz gegenüber
der gleichen Entwicklung in ausländischen Staaten ins
Gewicht fallen und auch auswärts Beachtung finden
dürften. Herr Ständerat Lusser hat mit Recht auf einen
dieser Punkte hingewiesen, nämlich, dass die politischen
Rechte der Frau in jenen vielen Staaten, die die poli
tischen Rechte der Frau realisiert haben, angefangen
von Afghanistan bis zu andern Staaten, im wesentli
chen in der Beteiligung an Wahlen bestehen, und dass
in dieser Richtung in der Schweiz ganz andere Ver
hältnisse. gegeben sind; das ist ein wesentlicher Unter
schied. Ein zweiter wesentlicher Unterschied besteht in
dem ebenfalls bereits unterstrichenen Prinzip, dass eben
die heutige Aktivbürgerschaft der Schweiz in freiem
Entschluss diesen Entscheid zu fällen haben wird. Ein
dritter Unterschied besteht darin — darauf ist mit
eben soviel Recht hingewiesen worden —‚ dass die
schweizerische Demokratie in der Tat ihre Wurzeln
zum Teil .in der Wehrhaftigkeit hat. Diese beiden Kom
ponenten mussten gegeben sein, um dem Bürger die volle
Stimmberechtigung in seiner Gemeinschaft zu geben: Er
musste wehrhaft sein und musste Anteil am öffentlichen
Gut haben. In dieser Beurteilung wird mich der Histo
riker unterstützen.

Das sind die Unterscheidungen, die wir in
der Schweiz zu treffen haben und mit denen wir viel
leicht unseren ausländischen Freunden einen Begriff da
von geben können, weshalb die Einführung des Frauen-
stimmrechtes in der Schweiz auf etwas mehr Schwie
rigkeiten stösst als in den betreffenden Ländern.

Auch ich halte dafür, es sei tunlich, dass nach der
Richtung der staatsbürgerlichen Bildung mehr gesche
hen muss. Dabei bin ich nicht unbedingt der Auffassung,
staatsbürgerliche Bildung auf den verschiedenen Stufen
könne allein vom Staate betrieben werden. Man kann
darüber diskutieren, wieweit der Bund sich in der Zu
kunft in dieser Richtung vermehrt engagieren solle. We
sentlich scheint mir hier aber zu sein, dass die staats
bürgerliche Bildung nicht vom Staate gelenkt werden
soll, sondern dass sie in der Familie — und zwar früh,
schon im Elternhaus — beginnen muss und dann eben
durch. das gute Beispiel fortgesetzt werden soll, das die
Eltern ihren noch minderjährigen Kindern geben.



Ich glaube nicht, dass man die Frage des Frauen-
stimmrechtes mit derjenig~n des Wahla1ter~ in Verbin
dung bringen sollte. Es ist in dieser Richtung auch kein
konkreter Vorschlag gemacht worden. Am letzten Ju
ristentag in Interlaken hat die Bemerkung in einer An
sprache des Präsidenten des Schweizerischen Juristen-
vereins am meisten Beifall gefunden, als er in diesem
Zusammenhang sagte, er hoffe, dass in der Schweiz das
ErwachsenenstilrimreCht zuerst realisiert werde, bevor
es auch noch für die Minderjährigen eingeführt werde.

~Dabei darf ich es wohl bewenden lassen. Ich möchte
Ihnen mit Ihrer Kommission empfehlen, auf die Bera
tung des Entwurfes einzutreten, und darf zugleich bei
fügen, dass der Bundesrat sich dem einzigen Aende
rungsantrag Ihrer Kommission — jenem in bezug auf
Absatz 2 des Artikels 74 der ~undesverfassuflg — an
schliessen kann.

Eintreten wird ohne Gegenantrag beschlossen

Le Conseil passe sans oppösition ~ la discussion
des articles

Artikelweise Beratung — Discussiondes articies

Titel un4. Ingress
Antrag der Konunission

Zustimmung zum Beschluss des Nationairates.

Titre et pr~ambule
Proposition de Ia commiSSion

Adh&er ä la d~cision du Cönseil natiönal.

Angenommen —- Adopt~

Abschnitt 1, Ingress

Antrag der Kommission
Zustimmung zum Beschluss des Nati~nalrateS.

Chäpitre 1, pr~ambule
Propösition dc la cömmission

Adh6rer ä la d6cision du .Conseiil national.

Angenommen — Adopt&

Art. 74

Antrag der Kommission

Abs. 1, 3, 4

Zustimmung zum Beschluss des Nationairates,

Abs. 2

Stimm- und wahlberechtigt bei solchen Abstimmun
gen und Wahlen sind alle Schweizer und Schweize
rinnen, die das 20. Altersjahr zurückgelegt haben und
nicht nach dem Recht des Bundes oder vom Aktiv-
bürgerrecht ausgeschlossen sind.

Art. 74

Proposition dc la commission

Al. 1, 3, 4

Adh~rer ~ la d6cision du Conseil national.

Al. 2

Tous les Suisses et. toutes les Suissesses ag~s de
vingt ans r6volus et qui ne sont pas priv~s des d~oits
politiques par la l~gislation de la Conf~d&ratiofl ou du

canton de dornicile ont le droit de prendre part ä ces
~lections et votations.

M. Bolla, rapporteur: L‘article 74, 2e alin~a, d~finit
le corps ~lectoral f~d~ral. Cette döfinition se trouve
actuellement ä l~article 74, 1er alin6a: «A droit dc
prendre part aux ~lections et votations tout Suisse ~g6
de 20 ans r6volus~ et qui n‘est, du reste, pas exclu du
droit dc citoyen actif par la l~gislation du canton dans
lequel ii a son ~domidile» (<(nicht vom Aktivbürgerr,echt
ausgeschlossen ist»). Les cas de privation des droits
civiques f~d~raux peuvent, naturelleilLent, ~tre fix~s cii

termes directs par le droit fM~ra1 (art. 74, 2e alin6a dc
la constitution en vigueur; cf. Aubert, Trait~ dc droit
constitutionnel, n° 1083). Cependant, ils peuvent l‘6trc
aussi par le droit cantonal, sous r6serve des limites que
le 1~gisiateur f~d~ral est autoris6 ä opposer ~ cc droit
cantonal (art. 66).. Le l6gislatcur f~d&ral a &ihou6 dans
ses tentati~ves — qui remontent toutes ä la seconde moi
tic du siccle dernier — d‘~dicter la loi g6n~rale r~serv~e
~ l‘article 74, 2e alin~a. Une linnite au sens dc l‘article 66
dc la constitutiofl f~d~rale se trouve dame la loi f6d6rale
du 29 avril 1920 sur les cons~quenCes dc droit public
dc la saisie infructueuse et dc la failhite: «La saisie in
fructueuse et la faillite n‘entrauneflt pas par e1les-m~mes
la privatiofl du droit dc vote» (art. 1er). La privation
des dröits civiqu~s est positivement pr~vuc comme
peine accessoire pär l‘article 39 du code p~nal militaire
(lol f~d6ra1e du 13 juun 1927) et par l‘article 52 du code
p~na1 suisse du 21 d~cembre 1937. A l‘occasion de
l‘examen du projet dc loi fM&ale modifiant •lc code
p~na1 suisse, le Conseil national a d‘ailleurs biff6 l‘ar
tide 52 comme ~tant contraire au but poursuivi par
un droit p~na1 moderne qui postule la «Resozialisie
rung». Notre conseil a suivi la solution du Conscil
national. On ne sait pas encore quand le code p~na1
modifi6 entrera en vigucur, car des divergences assez
nornbrcuses entre lcs deux conseils restent ~ 6liminer.
Du reste, un postulat dc notre coll~gue Munz (posta
lat n° 256.du 19 mars 1970), relatif ~ la suppression dc
l‘exercice du droit dc participer aux votations et 6lec-
tions publiques durant l‘ex~cution dc .peines ou dc me
sures dc sftret6 dans une maison d‘untcnnement est cm
core pendant. Teile est la situation actuelle;,

Le Conseil fM6ral avait propos6 au 2e alin~a d‘ad
mettrc aux 6lections et votatlons tous les Suisses et
toutcs les Suissesse~ (...) «qui n‘ont pas 6t6 priv~s dc
leurs droits civiques en vertu du droit f~d~ral ou de
la 1~gFslation dü canton dc domicile», en allemand:
«... die. weder nach cidgenössischem Recht~ noch
nach dem Recht des Wohnisitzkamtons in der bürger
lichen Ehrenfähigkeit eingestellt sind».

Le Conseil national est revenu, d‘un c6t~, ~ la r6-
daction dc l‘article 74 actuel: dans le texte allemand,
~ la «Einstellung in der bürgerlichen Ehrenfähigkeit»,
ii a pr6f~r6 la formulation traditionnelle «nicht vom
Aktivbürgerrccht ausgeschlossen», c‘cst-~-dirc qui n‘est
pas pri‘vö des droits politiques. Nous approuvons cette
formulation. . -

D‘autre part, le Conseil national a biff~, en cc qui
concerne la privation de l‘exercice des droits politiques,
la r~f6rcnce au droit f&1~ral. Votre commission, ä -

1‘unanimit~, vous propose dc revenir sur cc point au
texte du Conseil f~d~ral. En voici bricvement les motifs.

Tout d‘abord, s‘agissant dc la privation dc l‘exer
cice des droits politiques cm mati~re f~d~rale, ii sein
blerait presque illogique que le droit f~d~ral soit ignor~.

280 23 septembre 1970Suffrage fminin -~ -



23.September 1970 281 Frauenstimmrecht

La doctrine constitutionnelle (Fleiner/Giacometti,
Schweizerisches Bundesstaatsrecht, p. 430) l‘admet d~jä:
«Die objektiven Voraussetzungen des Stimmrechtes
werden vom Bundesrecht festgesetzt, während die Auf
stellung der subjektiven Erfordernisse, nämlich die Be
stimmung der Gründe er Einstellung im Aktivbür
gerrecht, teils durch das Bundesrecht, teils durch das
kantonale Recht erfolgt.»

Si l‘article 52 du code p~nal suisse sur la pri‘vation
des droits civiques comme peine accessoire semble des
tin~ k une courte vie, l‘article correspondant du code
p~nal militaire subsiste. La p&ition de notre coll~gue,
M. Munz, invite m~me le Conseil f&l~ral ä examiner si
des mesures l~gislatives paraissent opportunes, voire
n~cessaires, afin de supprimer. l‘exercice du droit de par
ticiper aux ‘votations et ~lections publiques «während
des Vollzuges von Strafen oder Massnahmen in einer
Anstalt». L‘horizon pourrait donc s‘elargir - des normes
f~d~rales sur la privation des droits civiques. Non sans
mentionner l‘hypoth~se, ~ la v~rit~ plutbt th~orique,
que le l~gislateur f&l~ral de demain se persuade que la
peine accessoire actuelle de l‘article 52 du code p~nal
suisse, qui est en train de disparaitre, pourrait avantageu
semet renaitre. D‘autre part, la r~daction donn~e par
le Conseil national k l‘article 72, 2e alin~a, qui men
tionne uniquement la privation des droits politiques .par
la- l~gislation cantonale, pourrait faire croire que la
comp~tence r~serv~e au 3e alin~a («La Conf&l~ration

• peut ~dicter des dispositions 1~gislatives uniformes sur le
droit de prendre part aux ~lections et votations en ma
ti~re .f~d~raie~~) ne s‘etend pas ~. la privation des droits
civiques, car le 2e alinin indique (selon le texte du Con
seil national) que c~tte piivation est l‘affaire de la l&
-gi:slation cantonale. Une r~daction qui permet une in-•
terpr~tation teile que celle que je viens d‘indiquer ne
nous parait pas acceptable. Je vous propos.e donc d‘ad
h~rer ~ notre proposition en soulignant pour ternii-ner
que la divergence qui serait cr~e avec la solution
adopt~e par le Conseil national peut tr~s bien ~tre ~li
mih~e au cours de cette session, si bieü que l‘entr~e en
vigueur du projet ne subirait aucun retard du fait de
cette divergence.

Angenommen — Adopt~

Bundesrat von Moos: Im Zusammenhang mit der
Formulierung des Absatzes 4 ist in der Diskussion —

vor allem des Na.tionalrates — die Frage aufgeworfen
worden,. ob inskünftig, wenn Artikel 74 der Bundes
verfassung nach dieser Formulierung positives Recht
werde, kantonale . Verfassungen, die das Frauenstimm
recht nicht enthielten, trotzdem die Gewährleistung
des Bundes erhalten könnten, da doch die Einführung
des Fraüenstimm- und -~ahlrechts ein Postulat der
Rechtsgleichheit sei und daher, gestützt auf Artikel 4
der Bundesverfassung alles, was diesem Grundsatz wi
derspreche, abgelehnt oder jedenfalls vom Bunde nicht
gewährleistet werden könne. Die Frage ist nicht ganz
müssig. Man hat sie in der Formulierung des National-
rates zu lösen versucht. Diese Fassung will also aus
drücidich festhalten, dass Kantone und. Gemeinden ihr
besonderes Recht haben, und dass dieses besondere
Recht auch darin bestehen kann und auch in der Zu
kunft wird darin bestehen können, dass das Frauen
stimmrecht nicht eingeführt sei. Es werden also der
artige Kantonsverfassungen vom Bunde trotzdem ge
währleistet werden müssen, es wäre denn, es würde aus
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• einem andern Grunde die Gewährleistung zu versagen
sein. Es ist daran zu erinnern, dass bisher die. Auffas
sung vertreten worden ist — ich glaube, sie ist aüch in
Ihrem Rate, wie ich gehört habe, gebilligt worden —‚

dass der Bund nicht in die föderative Struktur eingrei
fen solle, aus politischen Gründen, aus taktischen
Gründen — der Herr Kommissionspräsident hat darauf
hingewiesen —-. Aber nun wäre es doch so, dass die
Linke wieder nähme, was die Rechte gegeben ha.t. Ich
spreche hier nicht von der parteipolitischen Linken oder
Rechten, sondern von der linken oder rechten Hand.
Wenn man hier dergleichen täte, man wolle nicht in
die kantonalen Rechte hineingreifen, und wenn man
dann die Reserve hätte, aber wenn dann einmal eine
kantonaie Verfassung kommt, die das Frauenstimm
recht nicht enthält, dann werden wir ihr die Gewähr
leistung versagen, weil sie eben in diesem Punkte dem
Artikel 4 der Bundesverfassung widerspräche. Dieser
Widerspruch soll nun eigentlich in Absatz 4 gelöst wer
den; das ist die Meinung, die hier zum Ausdruck
kommt, wenn man sagen will, Artikel 4 der Bundes
verfassung ist ein allgemein anzuerkennender Rechts
grundsatz, der überall dort, wo- nicht Spezi.alnor.men
entgegenstehen, Recht schafft und auch von Richtern
und von den Recht anwendenden Behörden zu beach
ten sein wird. Was hier in Artikel 74, Absatz 4, gesagt
wird, ist aber eine Spezialnorm, die zur Folge haben
wird, dass derartige Kantonsverfassungen, auch wenn sie
das Fr-auenstimmrecht nicht enthalten sollten, trotz
dem gewährleistet werden könnten. Ich nehme an, das
das eine Bemerkung ist, die nicht mehr sehr lange ihre
Bedeutung haben wird, indem ein Kanton nach dem
andern sich dem guten Beispiel, das Sie und der Bund
ihnen geben, anschliessen wird. Aber ich habe doch
Wert darauf gelegt, Ihnen diese rechtliche Lage hier
klar auseinanderzusetzen, damit man weiss, über was
man hier bei Absatz 4 zu entscheiden hat.

Angenommen —~- Ädopi~

Abschnitt II -

- Antrag der Kommission
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates.

Chapitre II
Proposition de la commission

Adh~rer ~ la d~cision du Conseil national.

Angenommen — Adoptti -.

Gesamtabstimmung — Vote sur l‘ensemble
Für Annahme des Beschlussentwurfes 34 Stimmen

~Einstimmigkeit)

An den Nationalrat — Au Conseil national

37

[
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Abschnitl 1, Ingress Art. 74, al. 2
Antrag der Kommission Proposition de la conunission

Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates. Adh6rer ä Ja d~cision du Conseil des Etats.

Chapitre 1, pr~ambule Götsch, Berichterstatter: Es handelt sich um eine kleine
Proposition de la conmiission Differenz zum Ständerat. Die nationalrätliche Kommission

Adh6rer au projet du Conseil f6d~ral. hatte Ihnen b~antr~gf, beim A~tik~l 74, Absatz 2, eine For
mulierüng zu w~hIen, die dem ursprünglichen Text wider-

Angenommen — Adopt~ spricht, der heute in der Verfassung steht. Die Überlegu~g
war die, dass das Recht des Wohnsitzkantons allein für die
Ausübung des Aktivbürgerrechtes massgebend sein soll.
Man wollte damit verhindern, dass unter Umständen inArt. 24septies Ejnzelfällen der Wahikörper für eidg~nössiche Wahlen und

Antrag der Kommission Abstimmüngen ein ander& sein könnte als für kantonale
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates. Wahlen und Abstimmungen. Nachdem‘ aber durch die

Teilrevjsjon des Strafgesetzbuches die politische Neben-
Art 24se ties strafe wegfällt und wir nur noch den Einfluss vom Militär

strafrecht und vom Schuldbetrejbüngs und KonkursrechtPropositson de la commission her haben, sind wir der Meinung, dass, nachdem der Stän
Adh6rer au projet du Conseil f6d~ral. derat im Gegensatz zum Nationalrat das Recht des Bundes

betont, der Nationalrat keinen Grui~id hat; diese kleineAngenommen — Adopt~ Differenz zum Ständerat nicht zu beseitjg~n. Daher bean

tragt Ihnen die nationalrä±Jjche Kommission einstimmig,
in diesem Punkt dem Ständerat zuzustimmen, won~itdann

Abschnitt ~j alle Differenzen bereinigt wären.
Antrag der Kommission

Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates. M. Cevey, rapporteur: Nous ne voulons pas tomber

dans des discussjons inspir~es par le goüt des distinctions
subtiles, sans doute; mais n6anfi~oins purement th~oriques.Chapitrell .

Le Conseil des Etats a voulu que 1 on se refere, ä 1 article 74,Proposition de la conimission 2~ alin6a, -aussi bien au droit f6d6ral qu‘ä la l6gislation du
Adh&er au projet du Conseil f~d6ral. domicile, pour d~terminer le droit des Suisses et des Suis

sesses de prendre Part aux ~lections et votations.Angenommen — Adoptd Cette formule adopt~e par Ja Chambre haute parait

mieux tenir compte de notre syst~me juridique. Nous ne
pouvons en tout cas retarder l‘adoption d~flnitive de

Gesamtabstimmung — Vote sur l‘ensemble l‘arrötö f6d6ral en nous tenant ä Ja Version vot~e par notre
Für Annahme des Beschlussentwurfes 132 Stimmen Conseil Je 23 juin. dernier. Votre commission, unanime,‘

(Einstimmigkeit) vous propose donc de liquider la divergence mineure qui
subsistajt entre nos deux Chambres et de donner, par lä,
une forme ~d~flnitive ä la d~cision parlementaire. Nous

An den Stönderat — Au Conseil des Etats ouvrons ainsi la voie qui, ä la suite de la votation popu
laire que nous souhajtons, bien entendu, positive, conduira

- i~ la participation des femmes ä Ja vie civique sur le plan

f~d6ra1 puis, ensuite, tout naturellement, sur les •plans
cantonal et communal, lä oü l‘ögalit~ civique n‘aura pas
encore ~t6 r~alis~e.

Nous yous proposons donc unanimement de vous
rallier ä la d~cision du Conseil des Etats en ce qui concerne
cet article 74, 2~ alin~a. -10476. Frauenstimnn•echt. Einführung -

Suifrage f~ininin. Institution Angenommen - Adoptd

Siehe Seite 442 hiervör — Voir page 442 ci-devant An den Ständerat — Au C‘onseil des Etats

Beschluss des Ständerates vom 23. September 1970 -

D~cision du Conseil des Etats du 23 septembre 1970

Differenzen — Divergences

- Art. 74, Abs. 2
Antrag der Kommission

Zustimmung zum Beschluss des Ständerates.



Vormittagssitzung vOfll 9. Oktober 1970
S~ance du 9 ~tobre 1970, matin

Vorsitz — Pr~sidence Herr Eggenberger

An den Bundesrat — Aa Conseilßd&al

687 Frauenstimmrecht

10482. Ergänzungsleistimgen
zur Alters-, Hinterlassenen- und

Invalidenversich~rung.
Änderung des Bundesgesetzes

Prestations compI~mentaires ~
l‘assurance-viefflesse, survivants et invalidit~.

Modification de la 101

Siehe Seite 651 hiervor — Voir page 651 ci-devant

Beschluss des Ständerates vom 9. Oktober 1970
D~ci~ion du Conseil des Etats du 9 octobre 1970

Schlüssabstimmung — Vote final
Für Annahme des Gesetzentwurfes

An den Bundesrat — Au Conseilf~d~ral

10476. Frauenstimmrecht. Einführung
Suifrage f~miniii. Institution

Siehe Seite 600 hiervor — Voir page 600 ci-devant

Beschluss des Standerates vom 22. September 1970
D~cision du Conseil des Etats du 22 septembre 1970

Schlussabstimmung — Vote final
Für Annahme des Beschlussentwurfes

9. Oktober 1970

- 10480. BistWl‘ Tessin.
Vereinbarung mit dem Ileffigen Stuhl

Dioc~se du Tessin.
Convention aveC le Saint-~Si~ge

Siehe Seite 575 hjer~‘or — Voir page 575 ci-devant

Beschluss des Ständerates vom 9. Oktober 1970
D~cision du Conseil des Etats du 9 octobre 1970

Schlasgabstjmmilflg — Vote final
Für Annahme des BeschlussefltWU~~ 134 Stimmen

(Einstimmigkeit)

143 Stimmen
(Einstimmigkeit)

10481.~
Änderung des ßundesgesetzes

Assurance-invalidit~. Mod111~ti011 dc la loi

Siehe Seite 601 hervor — Voir page 601 ci-devant

Beschluss des StänderateS vom 24. September 1970
D~cision du Conseil des Etats du 24 septembre 1970.

— Vote fincil

Für Annahme des GesetzentWUr~S 142 Stimmen
(Einstinmiigkeit)

137 Stimmen
(Einstimmigkeit)

An den Stdn&rat Au Gonseil des Etats An den Ständerat — Au C~onseil des Etats



9. Oktober 1970 393 Bistum Tessin

d‘autre. A ce moment-lä, je me demande qui aurait 10481. Invalidenversicherung. Aenderung
agi differemment que le Conseil federal suisse? 4.

Eine letzte Bemerkung zu Herrn Ständerat Hefti. Ich u~S »unuesgese.zes
glaube, ich habe dann ungefähr alles beantwortet. Assurance-invalidjt~. Modification de la loi

Dass wir auf die Waagschale Recht und Menschen
leben gelegt haben, dass wir diese zwei Begriffe ein- Siehe Seite 282 hiervor — Voir page 282 ci-devant
ander gegenübergestellt haben, und dass wir — ich habe
eine leise Kritik in Ihrer Bemerkung gehört, Herr Stände- Beschluss des Nationairates vom 9. Oktober 1970
rat Hefti —‚ uns für die Menschlichkeit entschlossen ha- D~cision du Conseil national du 9 octobre 1970

[ ben und dass wir das Recht haben fallenlassen, das geht -

wieder ins Kapitel, das ich soeben angesöhnitten habe.
Aber was hätten Sie getan, wenn Sie nicht beides, Recht Schiussabstimmung — j/ote final
und Menschlichkeit, hätten haben können? Da muss Für Annahme des Gesetzentwürfes 36 Stimmen
dann eine Wahl getroffen werden. Sollte ich in diesem (Einstinmiigkeit)
Moment wieder unter den gleichen Umständen wäh
len müssen, ich würde noch einmaf die Menschlich- An den Bundesrat — Au Conseilf&I&al
keit und die Humanität wählen und nicht das Recht.

Die Angelegenheit hat Empörung hervorgerufen; ich
war auch empört über diese Situation, und ich habe
auch nicht geschlafen deswegen. Aber wenn Sie vor die
Wahl gestellt werden, •da muss ich schon sagen, Herr

• Hefti, dann hätten Sie vielleicht auch die Humanität und
die Menschlichkeit gewählt. Das will nicht heissen, dass
dies wiederholt wird, dass alle Situationen gleich sind.

• Wenn das Recht geschützt -werden kann so müss es ge- .. - . -

schützt werden, koste es, was es wolle. Aber hier hätten 10482. Erganzungsleistungen zur Alters-,
wir das Recht- geschützt auf Kosten der andern. Und Hmterlassenen- und Invalidenversicherung.
das konnte sich der Bundesrat nicht leisten. Aenderung des Bundesgesetzes

M. Paadervand:. Je demande l‘insertion de ces d~bats Prestations comp1~mentaires
dans le bulletin; ~i l‘assurance-vieillesse, survivants

et invalidit& Modification dc la loi
Abstimmung — Vote - -

Für den Antrag Pradervand 32 Stimmen Siehe Seite 368 hiervor — Voii page 368 ci-devant
- (Einstimmigkeit)

Beschluss des Nationairates vom 7. Oktober 1970
D~cision du Conseil national du 7 octobre 1970

- Schlussabstimmung — Vote final
Für Annahme des Gesetzentwurfes 36 Stimmen

- - - - - (Einstimmigkeit)

- An den Nationalrat — Au Conseil national
Vormittagssitzung vom 9. Oktober 1970

S~ance du 9 octobre, matin -

Vorsitz — Pr~sidence: M. Torche - - -

10480. Bi~tum Tessin. - -

Vereinbarung mit dem Heffigen Stuhl - -

Dioc~se du Tessin. 10476. Frauenstiininrecht. Einführung
Convention avec le Saint-Si~ge Suifrage f~niinin. Institution

Siehe Seite 241 hiervor — Voir page 241 ci-devant Siehe Seite 265 hiervor — Voir page 265 ci-devant

Beschlüss des Nationairates vom 30. September 1970 Beschluss des Nationalrates vom 9. Oktober 1970
D~cision du Conseil national du 30 septembre 1970 D~cision du Conseil national du 9 octobre 1970

Schiussabstimmung — Vote final - Schlussabstimmung — Vote final
Für Annahme des Beschlussentwurfes 36 Stimmen Für Annahme des Gesetzentwurfes - 32 Stimmen

(Einstimmigkeit) (Einstimmigkeit)
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10476 Botschaft
des Bundesrates an die Bündesversammlung

über die Einführung des Frauenstiinm- und -wahfrechts
in eidgenössischen Angelegenheiten

(Vom 23. Dezember 1969)

Herr Präsident,
Hochgeehrte Herren,

Wir beehren uns, Ihnen mit dieser Botschaft den Entwurf zu einem Bundes-
beschluss über die Einführung des Frauenstimm- und -wahlrechts in eidgenössi
schen Angelegenheiten vorzulegen. Wir geben damit der Motion Schmitt-Genf
vom 30. November 1965 sowie der als Postulat angenommenen Motion Tanner
vom 4. Juni 1968 Folge und erstatten zugleich Bericht über die am 22. Februar
1966 beschlossene Standesinitiative des Kantons Neuenburg. Vorgeschlagen
wird im wesentlichen die von Ihnen am 13. Juni 1958 gutgeheissene, von Volk
und Ständen jedoch abgelehnte Änderung von Artikel 74 der Bundesverfassung
(vgl. BBI 1958 1 1165).

L Einleitung

1. Der Bundesbeschluss vom 13. Juni 1958 über die Einführung des Frau
enstimm- und -wahirechtes in eidgenössischen Angelegenheiten wurde am
1. Februar 1959 vorn Volk mit 654 939 gegen 323 727 Stimmen sowie von allen
Kantonen bis auf drei verworfen (BB1 1959 1 573).

Einige Zeit später war die Frage erneut Gegenstand verschiedener pafla
mentarischer Vorstösse. So befasste sich Herr Nationalrat Schmitt-Genf in sei
ner Kleinen Anfrage vom 1. März 1965 mit dem Problem, ob aus Rücksicht
auf die Grundzüge der Charta des Europarates die Frage der politischen
Gleichberechtigung der Frau auf Bundes-, Kantons- und Gemeindeebene zu
sammen mit den konfessionellen Artikeln der Bundesverfassung neu zu über
prüfen sei.

Seine vom Nationalratam 23. Juni 1966 und vom Ständerat am 4. Okto
ber 1966 angenommene Motion lautet folgendermassen:
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«Alle Redner, die sich in der Septembersession 1965 an der aussenpoliti
sehen Debatte beteiligt haben, äusserten sich zugunsten der Einführung des all
gemeinen Stimm- und Wahirechtes in unserem Lande.

Es sei daran erinnert, dass der Bundesbeschluss vom 22. Februar 1957
über die Einführung des Frauenstimm- und -wahlrechts in eidg. Angelegenhei
ten im Anschluss an die Postulate der Herren Albert Picot und Grendelmeier
ausgearbeitet wurde, Postulate, die beide bereits im Jahre 1952 begründet wor
den waren.

Die Volksabstimmung fand somit fast 7 Jahre nach Einreichung dieser
Postulate statt. Seither haben drei Kantone das Frauenstimnirecht in kantona
len und kommunalen Angelegenheiten eingeführt. Die gemachten Erfahrungen
unterstützen die Schlussfolgerungen des Bundesrates in seiner Botschaft vom
22. Februar 1957, worin er vorschlug, den Schweizer Frauen auf dem Wege
einer Verfassungsänderung dieselben politischen Rechte zuzugestehen wie den
Männern.

Es sei ferner daran erinnert, dass in den letzten Jahren im Schosse zahlrei
cher kantonaler Parlamente Vorstösse zugunsten der politischen Gleichberech
tigung der Bürger und Bürgerinnen auf kantonalem und kommunalem Boden
unternommen wurden. Angesichts der Zeit, die seit dem ersten Antrage des
Bundesrates verstrichen ist, und mit Rücksicht auf die inzwischen eingetrete
nen neuen Tatsachen, erscheint‘ es als zweckmässig, dass sich der schweizeri
sche Stimmbürger erneut über die verfassungsmässige Einführung des allge
meinen Stimm- und Wahlrechts in unserem Lande ausspreche. -

Demzufolge wird der Bundesrat eingeladen, den eidg. Räten eine Verfas
sungsrevision, gerichtet auf die Einführung des Frauenstimm- und -wahirechtes,
vorzuschlagen. »

Daraus, dass die Motion an die bundesrätliche Vorlage von 1957 an
knüpft und eine erneute Stellungnahme des Stimmbürgers befürwortet, ergibt
sich, dass der Vorstoss nur das Stimm- und Wahfrecbt in eidgenössischen An-

- gelegenheiten im Auge hat.
Eine solche Vorlage ist offensichtlich auch das Ziel der am 5. März 1969

vom Nationalrat in Form eines Postulats angenommenen Motion Tanner vom
4. Juni 1968. Das Postulat erhielt folgenden Wortlaut:

«Die Einführung des Frauenstimm- und Wahlrechts in Belangen der Ge
meinde und des Kantons bat in den letzten Jahren erfreuliche Fortschritte ge
macht. Von dieser Tatsache aus könnte es psychologisch und taktisch als klug
erachtet werden, noch einige Zeit die Entwicklung in der eingeschlagenen Rich
tung abzuwarten, bevor auf eidgenössischer Ebene die Wiederholung des Ur
nengangs vom 1. Februar 1959 vorgenommen wird.

Der Bundesrat wird deshalb eingeladen zu prüfen, ob nicht noch im lau
fenden Jahr, das zum Jahr der Menschenrechte erklärt wurde, eine neue Vor
lage zur Einführung des Frauenstirnm- und Wahfrechts vorzubereiten und die
Abstimmung darüber ohne Verzug zu fixieren seien. »

Zu erwähnen ist ferner die Motion, welche die Kommission des National-
rates, die den bundesrätlichen Bericht über die Menschenrechtskonvention
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behandelt hatte, am 12. Juni 1969 einbrachte (Sten. BuILNR 1969, 320). Sie ver
langt Vorschläge, «welche die Streichung der bei der Ratifikation der Kon
vention zum Schutze dei Menschenrechte notwendigen Vorbehalte ermöglichen.,
insbesondere von Vörlagen zur Einführung des Frauenstinim- und -wahlrechts
und auf Ausmerzung der konfessionellen Ausnahmeartikel.»

Die am 17. Juni 1969 eingereichte Motion Arnold endlich möchte, dass
durch Beschluss der Bundesversammlung Artikel 74 der Bundesverfassung,
also der Stimmrechtsartikel so auszulegen ist, dass unter «Schweizer» Männer
und Frauen zu verstehen sind.

Die vom Kanton Neuenburg am 25. Februar 1966 eingereichte Standesini.‘
tiative haben Sie UnS am 7. März 1966 zur Berichterstattung überwiesen. Sie
lautet:

Faisant usage de son droit d‘initiative, le Grand Conseil neuch~telois demande aux
Chambres f&l~ra1es dereviser la Constitution f~d~rale de mani~re ä aceorder aux femmes
les droits politiques.

In einem gewissen Zusammenhang mit den erwähnten Vorstössen steht
auch das am 2. Oktober 1968 eingereichte und am 25. Juni 1969 vom Natio
nalrat überwiesene Postulat Cevey. Es verlangt die Prüfung der Frage, ob in
den Kantonen mit Frauenstimmrecht auch den Bürgerinnen die Teilnahme an
Abstimmungen über Verfassungsrevisionen zu ermöglichen sei.

2. Entsprechend der Haltung, die den Bundesrat veranlasste, Ihnen mit
Botschaft vom 22. Februar 1957 in eidgenössischen Angelegenheiten die Ein
führung des Frauenstimm- und -wablrecbts (im folgenden Frauenstimmrecht)
vorzuschlagen (vgl. BB1 1957 1 665 if.), lehnte er bereits in seiner Antwort auf
die Kleine Anfrage Schmitt-Genf vom 7. Mai 1965 eine neue Vorlage zugun
sten des Frauenstimmrecbts nicht ab, wollte aber Schritte in dieser Richtung
solange nicht unternehmen, als nicht neben den Kantonen Waadt, Neuenburg
und Genf noch einige weitere erfolgreich gewesen sein würden. Das Bestreben,
dem zweiten Vorstoss das Schicksal des ersten möglichst zu ersparen, kam
auch bei der Entgegennahme der Motion Schmitt-Genf sowie in den Richtli
nien für die Regierungspolitik in der Legislaturperiode 1968—1971 (BBI 1968 1
1204) zum Ausdruck.

In seiner Antwort auf die Motion Tanner konnte der Bundesrat am
5. März 1969 darauf hinweisen, dass in den Kantonen zwar nicht alle, aber
doch manche Abstimmungen dem Frauenstimmrecht günstig verlaufen seien.
Er hielt den Zeitpunkt nun für gekommen, das Problem wieder aufzugreifen,
stellte eine neue Vorlage noch für dieses Jahr in Aussicht und löst jetzt sein
Versprechen ein.

3. Den erwähnten parlamentarischen Vorstössen entsprechend beschränkt
sich die neue Vorlage gleich wie die letzte auf die Frage der Gleichbehandlung
von Mann und Frau bei der Zuerkennung des Stimmrechts. Wie gesagt
versteht diese Botschaft darunter auch das (aktive und passive) Wahlrecht. Be
reits diejenige von 1957 bezeichnete das Stimmrecht als Grundlage und Kern
aller politischen Rechte des Volkes; mit ihm ist z. B. das .Recht der Initiative
und des Referendums ohne weiteres gegeben.
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4. Der Bundesrat hat sich in seiner Botschaft von 1957 umfassend mit dem
Fraüenstimnirecht auseinandergesetzt und sie bei der Entgegennahme der
Motion Schmitt-Genf weiterhin als Grundlage für seine Haltung bezeichnet,
Daran hat sich nichts Grundsätzliches geändert. Es lag daher nahe, inhaltlich
und der Form nach an diese Botschaft anzuknüpfen, aus ihr in der neuen das
wesentlich Gebliebene zusammenzufassen und es zu ergänzen. Es folgen daher
wieder die Abschnitte «Rechtsgeschichtliches und Rechtsvergleichendes»,,
«Frauenstimm- und -wahlrecht: Ja oder Nein?», «Gänzliche oder teilweise
Gleichbehandlung der Frauen» und «Der einzuschlagende Weg» sowie zu
sätzlich die Abschnitte «Die Frage der Änderung von Bundesgesetzen» und
«Abschreibung von Interventionen». In ihnen wiederholen wir aus der Bot.
schaft von 1957 inhaltlich deswegen vieles, weil es weiterhin seine Gültigkeit be-.
halten hat.

Grossen Wert legte der Bundesrat darauf, mit den Kantonen und den
politischen Parteien ins Gespräch zu kommen. Mit Rundschreiben vorn
23. Juni 1969 unterrichtete er sie über die Absicht, eine neue Botschaft vorzule
gen. Er gab ihnen Gelegenheit, sich bis zum 12. September 1969 zu äussern.
Ober die eingegangenen Antworten wird im folgenden berichtet werden. Das
gilt auch für die Äusserungen, die von anderer Seite gemacht wurden.

In dieser Hinsicht seien zunächst die Eingaben des Schweizerischen Ver
bandes für Frauenstimmrecht vom 9. September 1969 und des Bundes der
Schweizerinnen gegen das Frauenstimmrecht vom August 1969 erwähnt. Mit.
jener Organisation hat sich das Justiz- und Polizeideparternent bereits bei der
Ausarbeitung der Botschaft von 1957 in Verbindung gesetzt. Diese hatte ihm
gegenüber den Wunsch ausgedrückt, Gelegenheit zur Stellungnahme zu erhal
ten. Das Departement schrieb den beiden Vereinigungen am 11. Juli 1969, sie
seien dadurch, dass sich der Bundesrat mit seinem Rundschreiben nicht auch
an die Verbände gewandt habe, nicht ausgeschlossen worden, sieh zu äussern.

Ergänzendes Material beschafften auf Einladung hin auch die Staatskanz
leien der Kantone. Durch Vermittlung des Politischen Departements war es.
möglich, Angaben über die Entwicklung im Ausland zu erhalten. Auch spon
tane Eingaben, die im Laufe der Zeit eingingen, enthielten wertvolle Hinweise.

II. Rechtsgeschicbtliches und Rechtsvergleichendes

1. a. Es waren die stimm- und wahlberechtigten Männer, welche im Alter
tum die Selbstherrschaft des Volkes ausmachten. Auch die Französische Natio
nalversammlung schloss die Frauen nicht ein, als sie liii August 1789 in der Er
klärung der Menschen- und Bürgerrechte sagte: «Alle Bürger haben das
Recht, persönlich oder durch ihre Repräsentanten an der Schaffung des Geset
zes mitzuwirken. Sie sind alle in seinen Augen gleich ... ». Es ist dieser hart er
strittene demokratische Männerstaat, welcher der Französischen Revolution
seinen Siegeszug verdankte. Kampf für das allgemeine Stirnm- und Wahlrecht.
war im letzten Jahrhundert gleichbedeutend mit Kampf für dieses Recht der
Männer (vgl. Bericht der Beratenden Versammlung des Europarates vorn
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13. September 1967 sur Ja situation politique, sociale et civique de Ja femme en
Europe).

b. Als Erbe der germanischen Zeit galt in den Landsgemeindekantonen das
gleiche und allgemeine Stimm- und Wahlrecht, lange bevor die Naturrechts-
lehre und die Französische Revolution es proklamierten. In den Kantonen Uri,
Schwyz, Ob- und Nidwalderi, Appenzell Inner- und Ausserrhoden, Glarus und
aücb Zug befanden die waffenfähigen Bürger, also mit Ausnahme der «Ehr
und Gewehrlosen» alle erwachsenen Männer, die das Landrecht besassen,
über Krieg und Frieden, Bündnisse, Gesetze und die Wahl der Regierung; ge
wisse Einschränkungen trafen die «Beisässen», d. h. die nicht in ihrer Heimat-
gemeinde wohnhaften «Landleute». Ähnlich verhielt es sich in der Referen
dumsdemokratje Graubünden und in den autonomen Zehnten des Ober
waflis.

Diese Demokratie fehlte in den Kantonen, in denen die Stadt über eine
untertänige Landschaft herrschte, die städtischen Räte politisch massgebend
waren und die Zugehörigkeit dazu nicht allen Kreisen offenstand. Hierher ge
hörten die Zunftaristokratien Basel, Zürich, Schaffhausen und die zugewandte
Stadt St. Gallen sowie die Patrizierstaaten Bern, Luzern, Freiburg und Solo
thurn.

Keine politischen Rechte hatten die Bewohner der Untertanenlandschaften.
Die von der französischen Regierung diktierte helvetische Verfassung

brachte 1798 den Einheitsstaat und allen Schweizerbürgern, selbst den Unter
tanen, nach vollendetem 20. Altersjahr das aktive Bürgerrecht. Die Media
tionsverfassung von 1803 liess in der wieder hergestellten Eidgenossenschaft
zu, dass das Stimmrecht auf die Kantonsbürger beschränkt und an einen Zen
sus gebunden wurde. Nach ihrer Aufhebung im Jahre 1813 wurde in den Städte-
kantonen die Aristokratie ohne Mitwirkung des Volkes wieder eingeführt. In
der politisch bewegten Regenerationszeit kam es in vielen Kantonen zu Abstim
mungen über neue Verfassungen auf der Grundlage der repräsentativen Demo
kratie.

Die in den Kantonen gewachsene Erweiterung der Volksrechte fand ihren
Niederschlag in der Bundesverfassung von 1848. Sie gab jedem Schweizer, der
das 2Q. Altersjahr zurückgelegt hatte und nach der Gesetzgebung seines Wohn
sitzkantons nicht vom aktiven Bürgerrecht ausgeschlossen war,~ das Stimn-i
und Wahlrecht in eidgenössischen Angelegenheiten. Es waren dies das aktive
und passive Wahlrecht sowie das Stimmrecht bei Verfassungsrevisionen. Über
dies verlieh die Verfassung 50000; stimmberechtigten Bürgern das Recht der
Initiative auf Totafrevision der Bundesverfassung.

Die Verfassungsrevision von 1874 brachte überdies das fakultative Geset
zesreferendum, das 1921 auf langfristige Staatsverträge ausgedehnt wurde. Die
Verfassungsinitiative ist seit 1891 auch auf Teilrevisionen anwendbar. Abge
lehnt worden sind das obligatorische Gesetzesreferendum, die Gesetzesinitia
tive und die Wahl des Bundesrates durch das Volk.

2. a. Knüpft man für die Entstehung der politischen Rechte der Frau an
das Matriarchat an, muss man feststellen, dass eine Herrschaft der Mutter im
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Gemeinwesen, galt sie überhaupt je, bereits in längst verflossenen Zeiten dem
Männerstaat gewichen ist. Hand in Hand mit der Ausdehnung des Wahlrechts
der Männer wurde. im 19. Jahrhundert dasjenige der Frauen — es bestand
damals da und dort in beschränktem Umfange — abgeschafft.

Die aufkommende Frauenbewegung forderte die Gleichberechtigung von
Mann und Frau. Sie konnte an die von der Französischen Revolution verkün.~
dete Freiheit und Gleichheit aller Menschen anknüpfen. So verlangte die Fran.
zösin Olympe de Gouges bereits 1789 in ihrer Erklärung der Frauenrechte die
Gleichstellung auf politischem Gebiet (Wahlrecht und Zulassung zu den
öffentlichen Ämtern). Aber erst in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts
durften die Frauen in einigen wenigen Staaten an kommunalen Wahlen teil
nehmen. Das allgemeine politische Wahlrecht erhielten sie fast ausnahmslos
erst im jetzigen Jahrhundert, vor allem im Zusammenhang mit den beiden
Weltkriegen.

Die Botschaft von 1957 erwähnte 15 Staaten, in denen die Frauen im Ge
gensatz zu den Männern kein Stimmrecht hatten. Ein (nicht alle Staaten um
fassender) Bericht des Generalsekretärs der UNO vom 14. November 1968
über die politischen Rechte der Frauen zählt noch Jemen, Jordanien, Kuwait,
Liechtenstein, Nigeria (Nordregion), Saudiarabien und die Schweiz (abgesehen
von einzelnen Kantonen) als Staaten ohne Frauenstimmrecht auf; ein gegen
über dem Mann eingeschränktes Wahlrecht hat die Frau in Portugal, San
Marino und Syrien. Gleichberechtigt sind Mann und Frau in über 100 Staaten
(die Botschaft von 1957 zählte deren 83 auf), n~imlicb in:
Afghanistan Ecuador
Albanien Elfenbeinküste
Algerien El Salvador
Argentinien Finnland
Äthiopien Frankreich
Australien Gabun
Barbados Gambia
Belgien Ghana
Bolivien Griechenland
Botswana Grossbritannien
Brasilien Guatemala
Bulgarien Guayana
Burma Guinea
Burundi Haiti
Ceylon Honduras
Chile Indien
China (Taiwan) Indonesien
Costa Rica Irak
Dahome Iran
Dänemark Irland
Bundesrepublik Deutschland Island
Dominikanische Republik Israel
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Italien Österreich
Jamaika Pakistan
Japan Panarna
Jugoslawien Paraguay
Kambodscha Peru
Kamerun Philippinen
Kanada Polen
Kenia Rumänien
Kolumbien Rwanda
Kongo (Brazzaville) Sambia
Kongo (Kinshasa) Schweden
Korea (Republik) (Süd) Senegal
Kuba Sierra Leone
Laos Singapur
Libanon Somalia
Liberia Sowjetunion
Libyen Spanien
Luxemburg Südafrika
Madagaskar Sudan
Malawi Tansania
Malaysia Thailand
Malediven Togo
Mali Trinidad und Tobago
Malta Tschad
Marokko - Tschechoslowakei
Mauretanien Tunesien
Mexiko Türkei
Monaco Uganda
Mongolei Ungarn
Nepal Uruguay
Neuseeland Venezuela
Nicaragua Vereinigte Arabische Republik
Niederlande Vereinigte Staaten von Amerika
Niger Vietnam (Republik) (Süd)
Nigeria (Ost- und Westregion) Westsamoa
Norwegen Zentralafrikanische Republik
Obervolta Zypern

Man muss beifUgen, dass «die politischen Rechte» der Frau nicht in allen
Staaten das gleiche bedeutet.

b. In der Schweiz wurde seit Ende des 18. Jahrhunderts die politische
Gleichberechtigung der Frau immer etwa wieder erörtert und ihr Fehlen zu
nächst nur als mit Cberlegungen der Zweckmässigkeit begründbar erklärt. Als
bekannte Namen sind in diesem Zusammenhang etwa zu erwähnen Bodmer,
der Staatsrechtler und spätere Bundesrat Jakob Dubs, Professor Carl Hilty,
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Bundesrichter Virgile Rossel und der Kulturphilosoph Auguste Forel (vgl. für
Einzelheiten Verena Marty, Die politische Gleichberechtigung von Mann und
Frau nach deutschem und schweizerischem Recht, 1967, 5. 53 if.).

Die gegen Ende des letzten Jahrhunderts gegründeten Frauenvereinigun
gen befassten sich zunächst mit gemeinnützigen Aufgaben. Die 1884 entstan
dene «Union für Frauenbestrebungen in Zürich». wollte von Anfang an das
Frauenstimmrecht fördern. Sie und gleiche Gründungen in andern Städten
schlossen sich 1909 zum parteipolitisch unabhängigen «Schweizerischen Ver
band für Frauenstimmrecht» zusammen. Er strebt die Gleichberechtigung von
Mann und Frau auf allen Gebieten des öffentlichen Lebens an. Von den Frau
envereinigungen haben namentlich er und der «Bund schweizerischer Frauen-
vereine» sich in Petitionen, Eingaben und auf andere Weise für das Frauen
stirnmrecht eingesetzt. Dieser politisch und konfessionell neutrale Bund, 1900
entstanden durch Zusammenschluss verschiedener Vereinigungen, umfasst als
Dachverband die meisten Frauenverbände.

Einen seinem Namen entsprechenden, andern Standpunkt verficht der
«Bund der Schweizerinnen gegen das Frauenstimmrecht». Das «Schweizeri
sche Frauenkomitee» gründete diesen Verein im Jahre 1959.

Nach dem bernischen Gemeindegesetz von 1833 hatten die Frauen das
gleiche Stimmrecht wie die Männer, mussten es jedoch an der Gemeindever
sammlung durch diese ausüben lassen. Es handelte sich dabei aber um eine
Einzelerscheinung; sie dauerte bis 1887. Beeinflusst von den Umwälzungen in
folge der beiden Weltkriege kam es auf kantonalem Boden zu parlamentari
schen Vorstössen zugunsten des Frauenstimmrechts. In den Volksabstimmun
gen wurde es früher stets verworfen. Die nachfolgende Tabelle — sie lehnt sich
an eine des Schweizerischen Verbandes für Frauenstimmrecht an und wurde
den Kantonen unterbreitet — gibt Auskunft über das Ergebnis der kantonalen
Urnengänge. Sie führt gleichzeitig die Ergebnisse der Abstimmung vom 1. Fe
bruar 1959 auf; Abstimmungen über das Stimmrecht in kirchlichen Angele
genheiten und über die Wählbarkeit der Frau berücksichtigt sie nicht. Beige
fügt sei noch, dass nach den erhaltenen Auskünften in vielen Kantonen Vor-
stösse zugunsten des Frauenstimnirechts hängig sind, so etwa laufende oder
eingereichte Initiativen in den Kantonen Schwyz, Luzern und Appenzell
A. Rh., eine eingereichte Einzelinitiative im Kanton Appenzell 1. Rh., anhängig
gemachte und teilweise bereits erheblich erklärte Motionen in Bern, Luzern,
Zug, Solothurn und St. Gallen sowie dem Parlament unterbreitete oder schon
abstirnmungsbereite Erlasse in den Kantonen Aargau und Wallis.

Parallel mit den Vorstössen in den Kantonen liefen gleichartige Bestrebun
gen aufeidgenössischer Ebene. Es seien in dieser Hinsicht stichwortartig erwähnt
der bei den Vorarbeiten zur Verfassungsrevision von 1874 gemachte Antrag,
Mann und Frau politisch gleichzustellen, die 1913 von Nationalrat Johannes
Huber eingereichte Motion, welche die in den Frauen liegenden Kräfte dem
öffentlichen Leben dienstbar machen wollte, die vom Oltener Aktions
komitee im Generalstreik von 1918 erhobene Forderung nach Ein~füh
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rung des Frauenstimmrechts, die dasselbe verlangenden Motionen Scherrer-Fül
lemann, Göttisheim und Greulich ebenfalls aus dem Jahre 1918, die Petitionen
von 1919 und 1929, die erste davon durch 158 Frauenverbände, die zweite von
170397 Frauen und 78840 Männern unterzeichnet, das von 38 Frauenverbänden
unterstützte Postulat Oprecht von 1944. Im Jahre 1949 schlug das schweizerische
Aktionskomitee für Frauenstimmrecht dem Bundesrat zuhanden des Parlamen
tes vor, den Frauen nur das Stimm-, nicht aber das Wahlrecht zu geben, und
wollte das Postulat von Roten Auskunft «über den Weg, auf dem die politischen
Rechte der Schweizerfrauen ausgedehnt werden können.» Der Bundesrat erstat
tete am 2. Februar 1951 den verlangten Bericht (Bfh 1951 1 341). Er gab darin
eine Übersieht tiber das Schicksal des Frauenstimmrechts in den Kantonen,
bezeichnete die Revision der Bundesverfassung als den richtigen Weg zur Ein
führung des in Frage stehenden Rechtes und lehnte das Vorgehen ab, das
ihm der Schweizerische Verband für Frauenstimmrecht 1950 vorgeschlagen
hatte. Danach wäre in Artikel 10 des Bundesgesetzes vom 17. Juni 1874 betref
fend Volksabstimmung über Bundesgesetze und Bundesbeschlüsse an die
Worte «Stimmberechtigt ist jeder Schweizer ... » anzufügen gewesen «ob
Mann oder Frau». Die Räte nahmen von diesem Bericht 1951 zustimmend
Kenntnis. Die dabei von der nationairätlichen Kommission vorgeschlagene
Motion auf Einführung des Frauenstiminrechts durch Verfassungsrevision
wurde nur vom Nationalrat angenommen; eine auf Einführung durch Revi
sion des erwähnten Gesetzes von 1874 zielende Motion von Roten von 1951
lehnte der Rat ab. Die unbestrittenen und vom Bundesrat entgegengenomme
nen Postulate Picot vom 17. September 1952 und Grendelmeier vom 5. De
zember 1952 führten dann zur erwähnten Vorlage von 1957. Über die seitheri
gen parlamentarischen Vorstösse wurde bereits berichtet.

Es wurden auch Gegenstimmen laut. Die <(Schweizerische Liga gegen das
politische Frauenstimmrecht» beispielsweise sprach sich 1931 in einer Eingabe
an den Bundesrat gegen die Verpolitisierung der Schweizerfrauen aus, hielt die
politische Gleichstellung der beiden Geschlechter bei uns weder für notwendig
noch für einen Akt der Gerechtigkeit: Verlangt wurde ein vermehrtes Mitspra
che- und Mitberatungsrecht. bei Verfassu.ngs- und Gesetzesvorlagen.

Wo die Frau das allgemeine Stimmrecht nicht besitzt, haben ihr Sonder-
vorschriften oft beschränkte politische Rechte eingeräumt. Diese Entwicklung
hat sich seit unserer Botschaft von 1957 fortgesetzt. So können die Frauen in
den Kirchgemeinden vieler Kantone stimmen und wählen; sie sind vielfach
auch wählbar. In manchen Kantonen steht ihnen der Zugang zum Richteramt
und zum Amt des Gerichtsschreibers offen. Alle Kantone haben die Mitarbeit
der Frau in Kommissionen zugelassen; besonders nahe liegen ihr naturgemäss
Probleme der Erziehung und der Fürsorge. Der Bund beruft die Frau ebenfalls
in Kommissionen. Sie arbeitet in fast 40 ständigen Fachkommissionen mit, na
mentlich in denjenigen für Volksernährung, Lebensmittelgesetzgebung und
-kontrolle, für Strahlenschutz, für die Alters-, Hinterlassenen. und Invalidenver
sicherung, für Preis-, Kosten- und Strukturfragen, für Konsumentenfragen, Ar
beitsmarktfragen, für Krisenbekämpfung und Arbeitsbeschaffung; sie ist Mit-
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Abstimmungen über die Einführung des Frauenstirnmrechts

Stinim
Abgegebene beteil

Leer. Stlmmbe- Stimmen im gung Ja NeinKanton Datum Vorlagen Ja Nein ungültig rechtigte ganzen %

Zürich 1920 8. 2. Stimm- und Wahlrecht in Kan- 21 631 88 595 2 757 135 751 112 983 83,2 19,6 80,4
tons- und Gemeindeangelegen
heften

1923 18. 2. Wahlrecht und Wählbarkeit für 28 615 76413 4 541 140 636 109 569 77,9 27,2 72,8
Bezirks. und Gemeindebehärden

1947 30. 11. Stimin- und Wahlrecht in Kan- 39018 134 599 3 867 228 564 177 484 77,7 22,5 77,5
tons- und Gemeindeangelegen
heiten

1947 30. 11. Wahlrecht und Wählbarkeit für 61 360 112 176 3 948 228 564 117 484 77,7 35,4 64,6
Bezirks- und Gemeindebehörden

1954 5. 12. Stimm- und Wahfrecht in Kan- 48 143 119 543 10031 248 043 177 717 71,6 28,7 71,3
tons- und Gemeindeangelegen
heiten

1959 1. 2. Stimm- und Wahlrecht in eidge- 71 859 126 670 2 008 260 027 200 537 77,1 36,2 63,8
nössischen Angelegenheiten

1966 20. 11. Stimm- und Wahlrecht in Kan- 93 372 107 773 2576 275 185 203 721 74 46,4 53,6
tons. und Gemeindeangelegen
heiten

1969 14. 9. Fakultative Einführung des 92402 67 192 4453 283 182 164047 57,9 57,9 42,1
Stimm- und Wahlrechts in den
Gemeinden

Bern 1956 4. 3. Fakultative Einführung des 52927 63051 3 109 250 485 119087 47,5 45,6 54,4
Stimm- und Wahlrechts in den
Gemeinden



1959 1. 2. Stimm- und Wahlrecht in eidge- 55 786 101 543 943 254 582 158 272 62,2 35,5 64,5
nössischen Angelegenheiten

1968 18. 2. Fakultatjve Einführung des 64 102 58 844 1 838 273 193 124 784 45,7 52,1 47,9
Stimm- und Wahlrechts in den
Gemeinden

Luzern 1959 1. 2. Stimm- und Wahlrecht in eidge- 10294 37 934 252 69 388 48480 69,9 21,2 78,8
nössischen Angelegenheiten

1960 4. 12. Ermächtigung der Gemeinden 9 103 28028 482 69 448 37 613 54,2 24,5 75,5
zur Einführung des Stimm- und
Wahlrechts oder partieller Frau
enrechte

Uri 1959 1. 2. Stimm- und Wahlrecht in eidge- 885 5183 136 8 717 6 204 71,2 14,6 85,4
nössischen Angelegenheiten

Schwyz 1959 1. 2. Stimm- und Wahlrecht in eidge- 1 968 11 860 32 21136 13 860 65,6 14,1 85,9
nössischen Angelegenheiten

Obwalden 1959 1. 2. Stimm- und Wahlrecht in eidge- 565 3 376 5 6299 3 946 626 14 86
nössischen Angelegenheiten

1968 19. 5. Neue Verfassung. Wählbarkeit 2 388 645 87 6669 3 120 46,8 78,7 21,3
und Ermächtigung zur Einfüh
rung politischer Frauenrechte
durch Gesetz, in den Gemeinden -

durch Gemeindebeschluss

Nidwalden 1959 1. 2. Stimm- und Wahlrecht in eidge- 807 3 331 30 5 809 4 168 71,7 19,5 80,5
nössischen Angelegenheiten

1965 10. 10. Neue Verfassung. Ermächti- Von der Landsgemeinde angenommen
gung, die politischen Frauen-.
rechte durch Gesetz zu regeln —.1



Stirnni
Abgegebene beteill

Leer, Stlmmbe- Summen ~m gung Ja NeinKanton Datum Vorlagen Ja Nein ungültig rechtigte ganzen % %

Glarus 1921 1. 5. Stimm- und Wahlrecht in Kan- Von der Laridsgemeinde verworfen
tons- und Gemeindeange1egen~
heiten

1959 1. 2. Stimm- und Wahlrecht in &dge- 1 455 6 159 38 10817 7 652 70,7 19 81
nössischen Angelegenheiten

1961 7. 5. Fakultative Einführung eines Von der Laridsgemeinde verworfen
partiellen Stimm-undWahlrechts
(Kirche, Schule, Armenpflege)

1967 7. 5. Stimm- und Wahlrecht in Kir- Von der Landsgemeinde angenommen
ehen-, Schul- und Fürsorgege
meinden

Zug 1959 1. 2. Stimm- und Wahlrecht in eidge- 2046 6 387 19 12997 8 452 65 24,3 75,7
nössischen Angelegenheiten

Freiburg 1959 1. 2. Stimm- und Wahlrecht in eidge- 7 985 18 780 101 45 749 26 866 58,7 29,8 70,2
nössischen Angelegenheiten

1969 16: 11. Ermächtigung zur Einführung 19038 7772 253 50770 27 063 53,3 71 29
des Stimm- und Wahlrechts in
Angelegenheiten des Kantons,
der Gemeinden und Pfarreien

Solothurn 1948 14. 11. Stimm- und Wahlrecht in Ge- 9 353 9 535 1 427 50 378 20 315 40,3 49,5 50,5
meindeangelegenheiten

1959 1. 2. Stimm- und Wahlrecht in eidge- 11 447 26 692 593 55 146 38 732 70,2 30 70
nössischen Angelegenheiten



1968 18. 2. Stimm- und Wahlrecht in Kan- 14 988 20303 878 58 790 36169 61,5 42,5 57,5
tonsangelegenheiten

1968 18. 2. Stinim- und Wahlrecht in Ge- 16683 18597 889 58 790 36169 61,5 47,3 52,7
memdeangelegenheiten

Basel-Stadt 1920 8. 2. Stimm-unciWahirechtin Kan- 6 711 12455 226 29119 19392 66,6 35 65
tons- und Gemeindeangelegen
heiten

1927 15. 5. Stimm- und Wahlrecht in Kan- 6 152 14 917 214 35 855 21 283 59,4 29,2 70,8
• tons- und Gemeindeangelegen

heiten
1946 16.. 6. Stimm- und Wahlrecht in Kan- 11 709 19 892 194 53 568. 31 795 59,4 37,1 62,9

tons- und Gemeindeangelegen
heiten

• 1954 5. 12. Stimm- und Wahlrecht in Kan- 17 321 21123 255‘ 62 361 38 699 62,1 45,1 54,9
tons- und Gemeindeangelegen
heiten

1957 3. 11. Ermächtigung zur Einführung 12 667 8 568 192 30 528 21 427 70,2 59,7 40,3
des Stimm- und Wahlrechts in
den Bürgergemeinden

1959 1. 2. Stimm- und Wahlrecht in eidge- 17 013 19 372 66 67067 36451 54,3 46,8 53,2
nössischen Angelegenheiten

1966 26. 6. Stimm- und Wahlrecht in Kan- 13 713 9 141 79 66462 22933 34,5 60 40
tons- und Gemeindeangelegen
heiten

Basel-Land 1926 11. 7. Stimm- und Wahlrecht in Schul- 3 164 3 332 780 22788 7 276 31,9 48,7 51,3
und Armensachen

1946 7. 7. Stimm- und Wahlrecht in Kan- 3 784 10480 204 30249 14468 478 26,5 73,5
tons- und Gemeindeangelegen
heiten



Stimm
Abgegebene beceii

Leer. Stlmmbe- Stinunen im gung Ja NeinKanton Datum - Vorlagen Ja Nein ungültig rechtigte ganzen %

1955 15. 5. Stufenweise Einführung des 5496 7 070 316 35282 12 882 36,5 43,7 56,3
Stimm- und Wahfrechts

1959 1. 2. Stimm- und Wahlrecht in eidge- 8 896 14969 160 38 050 24025 63,1 37,3 62,7
nössischen Angelegenheiten

1966 13. 3. Verfassungsrevjsjon zur stufen- 8 321 6 210 110 45 452 14 641 32,2 57,3 42,7
waisen Einführung politischer
Frauenrechte auf dem Wege der
Gesetzgebung

1967 4. 6. Ergänzung der Staatsverfassung 8 506 4 810 158 47 185 13 474 28,5 63,9 36,1
zur Einführung des Stimm- und
Wahlrechts auf dem Wege der
Gesetzgebung

1968 26. 6. Stixnm- und Wahlrecht in kanto- 9 374 4 396 203 48 871 13 973 28,6 68,1 31,9
nalen Angelegenheiten durch
Gesetzesrevision

Schaffhausen 1959 1. 2. Stimm- und Wahlrecht in eidge- 4 782 10212 391 17 759 15 385 86,6 31,9 68,1
nössischen Angelegenheiten

1967 28. 5. Stimm- und Wahlrecht in Kan- 6 849 8 399 339 18 565 15 587 84 45 55
tons- und Gemeindeangelegen
heiten

1969 14. 9. Stimm-undWahfrechtjn Kan- 6698 7480 593 18 713 14771 78,9 47,2 52,8
tons- und Gemeindeangelegen
heiten

Appenzell AR1959 1. 2. Stimm- und Wahlrecht in eidge- 1 517 8 284 162 13 583 9 963 73,3 15,5 84,5
nössischen Angelegenheiten



Appenzell JR 1959 1. 2. Stimm- und Wahlrecht in eidge- 105 2050 16 3 600 2 171 60,3 4,9 951
nössischen Angelegenheiten

St. Gallen 1921 4. 9. Stimm- und Wahlrecht in Kan- 12 114 26 166 5 652 66 629 43 932 659 31,6 68,4
tons- und Gemeindeangelegen
hei ten

1959 1. 2. Stimm- und Wahlrecht in eidge- 12436 51 912 734 86796 65082 75 19,3 80,7
nössischen Angelegenheiten

Graubünden 1959 1. 2. Stimm- und Wahlrecht in eidge- 5 633 19 562 354 37 669 25 549 67,8 22,4 77.6
nössischen Angelegenheiten

1962 7. 10. Ermächtigung der Gemeinden, 8 540 5 939 1 712 37 986 16 191 42,6 59 41
das Stimm- und Wahlrecht ein
zuführen

1968 20. 10. Stimm- und Wahlrecht in Kap- 8615 13523 479 40859 22617 55,4 39 61
ton, Kreisen und Gemeinden

Aargau 1959 1. 2. Stimm- und Wahlrecht in eidge- 17 919 60 825 1 246 94208 79 990 84,9 22,7 77,3
nössischen Angelegenheiten

Thurgau 1959 1. 2. Stimm- und Wahlrecht in eidge- 6 721 26 986 479 43 478 34 186 78,6 19,8 80,2
nössischen Angelegenheiten

1969 ~26. 1, Stimm- und Wahlrecht in Schul- 13 568 13 164 565 45 346 27 297 60,2 50,8 49,2
angelegenheiten

Tessizi 1946 8. 11. Stimm- und Wahlrecht in Kan- 4 174 14093 901 50905 19 168 37,7 22,8 77,2
tons- und Gemeindeangelegen
heiten

1959 1. 2. Stimm- und Wahlrecht in eidge- 10738 18 218 244 51 396 29 200 56,8 37,1 62,9
nössischen Angelegenheiten



Stimm
Abgegebene beteill

Leer. Stimnibe- SUmmen im gung Ja NeinKanton Oatum Vorlagen Sa Nein ungültig rechtigte ganzen %

1962 29. 1, Stimm- und Wahlrecht in den Beschluss des Grossen Rates: 33 Ja, 5 Nein; Gesetzesrevision, gegen die
Patriziati (Bürgergemeincien) das Referendum nicht ergriffen wurde.

(Als Haushaltsvorstand hatte die Frau das Stimm- und Wahlrecht schon
seit 1918.)

1966 24. 4. Stimm- und Wahlrecht in Kan- 15961 17155 310 57780 33426 57,8 48,3 51,7
tons- und Gemeindeangelegen
heiten -

1969 10. 10. Stimm- und Wahlrecht in Kan- 20038 11 751 269 59 650 32058 53,7 63 37
tons- und Gemeindeangelegen
heiten

Waadt 1951 25. 2. Fakultatives Stimm- und Wahl- 23 127 35 890 436 113 927 59 453 52,2 39,2 60,8
recht in Gemeindeangelegenhei
ten

1959 1. 2. Stimm- und Wahlrecht in eidge- 32 929 31 254 258 118 485 64 441 54,4 51,3 48,7
nössischen Angelegenheiten

1959 1. 2. Stimm- und Wahlrecht in Kan- 33 648 30293 525 118400 64 466 54,4 52,6 47,4
tons- und Gemeindeangelegen- -

heiten

Wallis 1959 1. 2. Stimm- und Wahlrecht in eidge- 8 242 18 759 154 48 986 27 155 55,4 30,5 69,5
nössischen Angelegenheiten

Neuenburg 1919 29. 6. Stimm- und Wahlrecht in Kan- 5 365 12058 182 33 893 17 605 51,9 30,8 69,2
tons- und Gemeindeangelegen
beiten



1941 9. 11. Stjmm- und Wahlrecht in Ge- 5 589 17068 540 36 836 23 197 63 24,7 75,3
meindeangelegenheiten

1948 14. 3. Stimm- und Wahlrecht in Ge- 7 316 14 982 144 39 827 22 442 56,3 32,8 67,2
meindeangelegenheiten

1959 1. 2. Stimrn- und Wahlrecht in eidge- 13 938 12 775 184 41 757 26 897 64,4 52,2 47,8
nössischen Angelegenheiten

1959 27. 9. Stimm-undWahjrechtjnKan.. 11 251 9730 139 41 391 21120 51 53,6 46,4
tons.. und Gemeindeangelegen
heiten

Genf 1921 16. 10. Stimm- und Wahlrecht in Kan- 6634 14169 209 38437 21 012 54,7 31,9 6$,1
tons- und Gemeindeangelegen
heiten

1940 1. 12. Stimm- und Wahlrecht in Kan- 8 439 17 894 951 50 883 27 284 53,6 32 68
tons- und Gemeindeangelegen
heiten

1946 29. 9. Stimm- und Wahlrecht in Kan- 10930 14076 224 54 783 25 230 46,1 43,7 56,3
tons- und Gemeindeangelegen
heiten

1953 30. 11; Stimm-undWahlrechtinKan- 13419 17967 783 61 303 32169 52,5 42,8 57,2
tons- und Gemeindeangelegen
heiten

1959 1. 2. Stimm- und Wahlrecht in eidge- 17 761 11 846 572 6.7 054 30179 45 60 40
nössischen Angelegenheiten

1960 6. 3. Stimm- und Wahlrecht in Kan- 18 119 14624 315 67310 33058 49,1 55,4 44,6
tons- und Gemeindeangelegen
heiten

—.1
—3
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glied der Eidgenössischen Kunstkommission, der Eidgenössischen Filmkom
mission, der Stiftung Pro }{elvetia, des Landesverteidigungsrates usw. Weder
der Bund noch die Kantone schliessen die Frau als Beamtin aus.

111. Frauenstimm- und -wahlrecht: Ja oder Nein?

Der Bundesrat hat sich in der Botschaft von 1957 für das Ja entschieden
und diese Antwort seither stets. für richtig gehalten. Viele teilen seine Ansicht,
viele weiterhin nicht. In beiden Lagern stehen Frauen und Männer, die für ihre
Überzeugung ernsthafte Gründe vorbringen. Deswegen und weil die auf dem
Spiele stehende Reorganisation der Stimrnbürgerschaft von grosser Tragweite
ist, drängt es sich auf nachzuprüfen, ob die Gründe für das Frauenstimmrecht
alles in allem ihr grösseres Gewicht behalten haben:

1. Die weltweite Anerkennung des Frauenstimmrechts und sein weitge
hendes Fehlen in der Schweiz rufen begreiflicherweise immer wieder Erörte
rungen, auch in der ausländischen Presse. Nicht alle Äusserungen lassen einen
genügenden Einblick in unsere Verhältnisse erkennen; man stösst manchmal
auf unrichtige Vergleiche und auf Kritik.

a. Zunächst ist weiterhin festzuhalten, dass das allgemeine Völlcerrecht zur
Einftihrung des Frauenstimmrechts nicht verpflichtet.

Der am 31. März 1953 in New York zur Unterzeichnung aufgelegten
Konvention über die politischen Rechte der Frau — sie legt den in den Satzun
gen der UNO mitenthaltenen Grundsatz der Gleichberechtigung von Mann
und Frau im einzelnen fest — ist die Schweiz nicht beigetreten.

Mit dem vorbehahlosen Beitritt zu der am 3. September 1953 in Kraft ge
tretenen Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten
vom 4. November 1950 sowie zu ihren Protokollen allerdings entstände die
völkerrechtliche Pflicht zur Einhaltung auch von Artikel 3 des ersten Zusatz-
protokolls, also dazu, «in angemessenen Zeitabständen freie und geheime
Wahlen unter Bedingungen abzuhalten, die die freie Äusserung der Meinung
des Volkes bei der Wahl der gesetzgebenden Organe gewährleisten.» Zusam
men jedenfalls mit der in Artikel 14 der Konvention untersagten Diskriminie
rung aus Gründen des Geschlechts ergibt das wohl die Verpflichtung, den
Frauen mindestens ein Artikel 3 entsprechendes Wahlrecht zu geben. ‘Der ein
schlägige Bericht (BB1 1968 111057 if.) hat darauf hingewiesen und es abgelehnt,
dieses Wahlrecht staatsvertraglich durch vorbehaltlosen Beitritt zur Konvention
einzuführen.

b. Der oft gezogene Vergleich mit dem Ausland hinkt. Wo dort das Frauen
stimmrecht nicht durch revolutionären Akt eingeführt wurde, bedurfte es
meist bloss eines parlamentarisclien Mehrheitsbeschlusses (so z. B. in Deutsch
land, Österreich, Italien, Grossbritannien und den nordischen Staaten). Einen
solchen haben auch Sie am 13. Juni 1958 gefasst. Bereits dem Verfassungsge
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setzgeber von 1848 aber genügte ein derartiger Beschluss allein nicht. In Erwei
terung der Selbstherrschaft des Volkes verlangte er zusätzlich ein qualifiziertes
Stinimbürgermehr. Diese schwierige demokratische Hürde gab es in anderen
Ländern bei der Einführung des Frauenstimm- und -wahlrechts nicht zu über
winden.

Der Vergleich mit dem Ausland ist auch deswegen wenig schlüssig, weil es
sich dort meist um ein Wahlrecht handelt, bei uns aber zudem um ein Stimm
recht. In manchen andern Staaten hat der Stimmbürger nur etwa alle 3—4 Jahre
Gelegenheit, an einer Wahl teilzunehmen. Bei uns kommt zu den Wahlen, an
denen der Stimmbürger in Bund, Kanton und Gemeinde teilnehmen kann, auf
allen drei Ebenen das Stimmrecht, das Recht, in Sachfragen mitzuentscheiden.
Es ist im kantonalen und ganz besonders im kommunalen Bereich umfassen
der als beim Bund und findet eine eindrückliche Ausprägung in den Landsge
meinden sowie den Gemeindeversamnilungen. Das politische Gewicht des
Stimmrechts und die Beanspruchung seines Inhabers sind entsprechend höher
als im Ausland.

2. Seit 1848 heisst es in Artikel 4 der Bundesverfassung:

«Alle Schweizer sind vor dem Gesetze gleich. Es gibt in der Schweiz keine
Untertaneriverhältnjsse, keine Vorrechte des Orts, der Geburt, der Familien
oder Personen.».

Der Verfassungsgesetzgeber wollte damals damit nicht ausschliesslich,
aber doch «in erster Linie die politische Rechtsstellung der Bürger bestim
men» und «die Gleichheit vor allem im Gegensatz zu den früheren politi
schen Ungleichheiten» proklamieren (Burckhardt, Kommentar, S. 24 f., und
gleich unter Hinweis auf weiteres Schrifttum das Gutachten von Professor
Kägi, Der Anspruch der Schweizerfrau auf politische Gleichberechtigung,
5. 16 f.). «Der ‚Männerstaat‘ sollte auf der Grundlage der Gleichheit als De
mokratie gefestigt ... werden. Die Frau blieb nach dem klaren Willen des Ver
fassungsgesetzgebers von 1848 von der politischen Gleichberechtigung ausge
schlossen», schreibt Kägi (S. 17) mit Recht, unter Verweis auch auf die gleich
gemeinten damaligen Artikel 63 und 64 der Bundesverfassung. Nach jener
Vorschrift ist jeder «Schweizer» stimmberechtigt, nach dieser jeder «stiminbe
rechtigte Schweizerbürger» in den Nationalrat wäblbar..Artikel 63, 64 sowie 4
der Bundesverfassung standen inhaltlich im Einklang und entsprachen wie ge
sagt der damals im In- und Ausland bestehenden Ansicht: Mann und Frau sind
beim Stimmrecht ungleich zu behandeih, weil in dieser Hinsicht die naturgege
bene Ungleichheit zwischen ihnen erheblich ist. Drängen die geänderten Ver
hältnisse und Wertungen heute einen andern Schluss auf? Kommt man bei
Anwendung der Grundsätze, die nach heutiger Ansicht in Artikel 4 der Bundes
verfassung enthalten sind, zu einer bejahenden Antwort, ergibt sich ein innerer
Widerspruch zu den 1874 an die Stelle der Artikel 63 und 64 der Bundesver
fassung getretenen, das Frauenstimnirecbt ebenfalls nicht gewährenden Arti
keln 74 und 75 der Bundesverfassung (gleich Kägi aaO. S. 8 und 52 f.).
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Der als lex specialis neben Artikel 4 der Bundesverfassung geltende, grundle
gende Artikel 74 lautet:

‘Stimmberechtigt bei Wahlen und Abstimmungen ist jeder. Schweizer, der das
20. Altersjahr zurückgelegt hat und im übrigen nach der Gesetzgebung des Kantons, in
welchem er seinen Wohnsitz bat, nicht vom Aktivbürgerrechte ausgeschlossen ist.

2 bleibt jedoch der Gesetzgebung des Bundes vorbehalten, über diese Stimmbe
rechtigung einheitliche Vorschriften aufzustellen.

Es ist folgerichtig, eine verlorengegangene Übereinstimmung zwischen
Artikel 4 und 74 der Bundesverfassung herzustellen, und gerecht, wenn dabei
Artikel 74 dem angepasst wird, was die Rechtsgleichheit verlangt. Sie verlangt die
Einführung des Frauenstimmrechts, wenn der Geschlechtsunterschied auf dem
Gebiete der politischen Rechte nicht mehr erheblich ist. Es ist also zu prilfen, ob
die Argumente gegen das F~auenstimmrecht die Erheblichkeit dieses Unter
schieds für den erwähnten Bereich darzutun vermögen. Zu diesen Argumenten,
die zum Teil in etwas überspitzten Wendungen vorgebracht werden, nehmen wir
im folgenden Stellung.

a. Wer die Ansicht vertritt, die Frau gehöre ins Haus, wird den heutigen,
veränderten Verhältnissen nicht gerecht.Noch 1890 besass ein damals gebore
nes Mädchen die Aussicht, bloss 48 Jahre alt zu werden und, wenn es sich ver
heiratet hatte, zu sterben, bevor das letzte seiner fünf Kinder aus der Schule
gekommen war. Im Jahre 1960 dagegen konnte ein Mädchen erwarten, 74
Jahre alt zu werden und 463ährig zu sein, wenn das jüngste seiner drei Kinder
die Schule verlassen würde (vgl. zum Teil Die Schweiz, ein nationales Jaht
buch, 1958, 5. 8 f.). Für die Mutter ist somit ein neuer, langer Lebensabschnitt
entstanden, in dem die Betreuung von Kindern sie nicht oder nur wenig bean
sprucht. Man muss hinzufügen, dass anlässlich der Volkszählung von 1960 von
1199000 Ehefrauen 261 000 kinderlos waren. Gezählt wurden ferner 445 000
ledige erwachsene, 57 000 geschiedene Frauen sowie 235 000 Witwen.

Die Hausfrau wird durch die Technik zunehmend entlastet, nicht nur
durch neue arbeitssparende Geräte und Einrichtungen, sondern auch dadurch,
dass ihr immer mehr Produkte konsumfertig angeboten werden; die früher
nicht nur auf dem Bauernhof weit verbreitete, mehr oder minder ausgeprägte
Selbstversorgung ist ausserhalb der Landwirtschaft weitgehend verschwunden.
Die Hausfrau ist zu einer volkswirtschaftlich wichtigen Käuferin gewörden.

Die von ihren Pflichten als Mutter und Hausfrau teilweise entlastete Frau
mag im Familienbetrieb vermehrt mitarbeiten. Gerade bei den zahlenmässig
wohl ausschlaggebenden bäuerlichen fletrieben ist aber ein starker Rückgang
zu verzeichnen. So gehörte 1850 die Hälfte der Bevölkerung sowie der Berufs
tätigen der Landwirtschaft an und lebten in den 8 Gemeinden mit mehr als
10000 Einwohnern nur insgesamt 154000 Personen oder 6,4 Prozent der Ge
samtbevölkerung (BBI 1951 1 161). Im Jahre 1960 waren von fast 2 800 000 Be
rufstätigen bloss 253 410 in der Landwirtschaft tätig; die entsprechenden Zah
len für die Wohnbevölkerung lauten: rund 620 000 auf 5429000 Personen
(Statistisches Jahrbuch der Schweiz 1968, S. 28).
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Auch die Entwicklung zum Sozial- und Wohlfahrtsstaat hat der Familie
manche Aufgabe mehr oder weniger abgenommen, etwa auf dem Gebiete der
Vormundschaft, der Erziehung und der Fürsorge. Diesem Umstand ist Rech
nung zu tragen, selbst wenn wir die sittliche und gesellschaftspolitische Be
deutung der Familie nach wie vor überzeugt unterstreichen (vgl. Bericht des
Bundesrates an die Bundesversammlung über das Volksbegehren «Für die Fa
milie», vom 10. Oktober 1944 — BBI 1944 865).

Nicht zu übersehen ist, dass die Bindung ans Haus bei den F~auen, die ei
nen Haushalt besorgen und daneben noch selbständig beruflich tätig sind, lok
kerer ist und vielen ledigen, verwitweten und geschiedenen Frauen überhaupt
fehlt. Von den ledigen Frauen von 15 Jahren und mehr übten 1960 73 Prozent
einen Beruf aus, während von den verheirateten Frauen nur 16 Prozent berufs
tätig waren. Von den Prozentzahlen nicht erfasst sind die 144 762 Hausfrauen,
die 1960 nicht hauptberuflich tätig waren, sondern bloss Teilzeitarbeit verrich
teten (vgl. Frauenarbeit in Beiuf und Haushalt, anfangs 1969 herausgegeben
vom Statistischen Amt der Stadt Zürich, S. 18).

Die berufstätige Frau kommt mit manchem Problem des öffentlichen
Lebens in Berührung. Als sie infolge der Industrialisierung und Proletarisierung
in der zweiten Hälfte des letzten Jahrhunderts in grösserem Masse auf dem
Arbeitsmarkt erschien, konnte der Gedanke des Frauenstimmrechts Fuss zu fas
sen beginnen. Im Jahre 1888 waren in der Schweiz etwa halb soviel Frauen wie
Männer berufstätig (33,3 % gegen 66,7 %)‚ 1910 und auch noch 1920 etwas mehr,
seither im Vergleich zu 1888 immer weniger (1950: 29,7 %‚ 1960: 30,1 %). Beim
Mann ist der Anteil an der berufstätigen Bevölkerung von 1888—1960 stärker ge
wachsen als sein Anteil an der Wohnbevölkerung, bei der Frau: schwächer. Von
1950—1 960 allerdings war die Zunahme bei der Frau grösser. Ihr Anteil an der be
rufstätigen Bevölkerung wuchs um 18 Prozent, derjenige an der Wohnbevölke
rung dagegen um nur 13 Prozent. Beim Mann jedoch erhöhte sich die Zahl
der Berufstätigen lediglich um 16 Prozent, die männliche Wohnbevölkerung
hingegen stieg um 17 Prozent. Darüber und über Einzelheiten der Erwerbstätig
keit geben die beiden folgenden Tabellen nähere Auskunft.

Die zweite Tabelle zeigt eine deutliche relative Zunahme der berufstätigen
Frauen in der Spalte Handel, Banken, Verkehr und eine Abnahme in der
Rubrik Industrie und Handwerk. In dieser Richtung hat sich die Frauenarbeit
ausserhalb der Landwirtschaft seit der Jahrhundertwende gewandelt. Damals
standen die Fabrikarbeiterin der Textilbetriebe, die Schneiderin und die Haus
angestellte im Vordergrund. Im Jahr 1960 waren von den 756 418 berufstätigen
Frauen allein 118 021 kaufmännische Angestellte (einschliesslich Verwaltungs-
angestellte) und 74887 Verkäuferinnen. Dazwischen lagen an zweiter Stelle die
Hausangestellten; an vierter Stelle folgten mit grossem Abstand die Schneide
rinnen (24 734 Personen) (Die Schweiz, S. 14; Frauenarbeit in Beruf und
Haushalt, S. 33). Diese Verschiebung von der landwirtschaftlichen, indu
striellen und gewerblichen Produktion weg zu den Dienstleistungsberufen hin
wird durch den stark gesunkenen Anteil der Frauenarbeit in den Fabriken
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Wohnbevölkerung und berufstütige Bevölkerung 1888—1960

Wohnbevöucerung Berufstatige Bevölkerung

Jahr MännlIch Weiblich Total Männlich j Weiblich Total

Absolute Zahlen

1888 1417574 1500180 2917754 870389 434445 1304834
1900 1 627 025 1 688 418 3 315 443 1 057 534 497 713 1 555 247
1910 1 845 529 1 907 764 3 753 293 1 178 782 604 413 1 783 195
1920 1 871 123 2009 197 3880320 1 236281 635444 1 871 725
1930 1 958 349 2 108 051 4 066 400 1 331 358 611 268 1 942 626
1941 2060399 2205304 4265703 1422272 570215 1 992487
1950 2272025 2442967 4714992 1515232 640424 2155656
1960 2663432 2765629 5429061 1755993 756418 2512411

Index (1888 = 100)

1888 100 100 100 100 100 100
1900 115 113 114 122 115 119
1910 130 127 129 135 139 137
1920 132 134 133 142 146 143
1930 138 141 139 153 141 149
1941 145 147 146 163 131 153
1950 160 163 162 174 147 165
1960 188 184 186 202 174 193

(1888: 46 %; 1965: 29%) bestätigt. Es ist eine Verschiebung zu Berufen, die,
alles in allem, mehr Ausbildung verlangen. In diesem Zusammenhang ist zu
bemerken, dass das 1890 geborene Mädchen damit rechnen konnte, mit unge~
fähr 14 Jahren seine Ausbildung iu beenden und mit der Berufsarbeit zu be
ginnen; für das 1960 geborene erstreckt sich die Ausbildung auf ein Alter von
gut 18 Jahren. Neben der zur Selbstverständlichkeit gewordenen Erlernung
eines Berufes fällt bezüglich der Ausbildungsdauer auch das in einzelnen Kan
tonen obligatorische Haushaltlehrjahr in Betracht.

Die Frau soll zweifellos ihrer Berufung und ihren besonderen Fähigkeiten
entsprechend möglichst in der Familie und damit im Hause walten. Aber diese
Bindung hat sich gelockert und fehlt in vielen Fällen. Der Hinweis ist überdies
nicht schlüssig, weil nicht zu belegen ist, dass die Frau ihre Pflichten als Mutter
und Hausfrau vernachlässige, wenn sie stimmen kann. Sie dürfte heute im allge
meinen ungefähr gleich in der Lage sein, diese Pflichten neben der Ausübung des
Stimmrechts zu erfüllen wie der Mann seine beruflichen Obliegenheiten.



Berufstätige Männer und Frauen nach Erwerbsgruppen

1930 1941 1950 1960

Erwerbsgruppen 0/ - 0 - 0 —

Männer Frauen Era~en Männer Frauen Fr~en Männer Frauen Fr~eu Männer Frauen Fr~ten

Land-, Forstwirtschaft 362041 51295 12,4 384799 30137 7,3 325321 30106 8,5 257304 22887 8,2
davon Landwirtschaft 336 949 50 078 12,9 350 824 28 927 7,6 298 263 28 666 8,8 232 667 20 743 8,2
Industrie und Hand- 466 123 214 029 31,5 495 542 198 531 28,6 579 265 224 379 27,9 725 744 273 811 27,4
werk
Baugewerbe 145 984 1 189 0,8 142 428 1 308 0,9 165 341 2 300 1,4 234 332 5 122 2,1
Handel, Banken, Ver- 206 520 78 546 27,6 205 384 81 027 28,3 252 877 111 905 30,7 315 969 165 324 34,3
kehr
Gastgewerbe 31 103 64 012 67,3 26 442 60 160 69,5 29 775 63 713 68,2 40 930 72 626 64,0
Übrige (ohne Haus- 118 907 87 599 42,4 167 411 97 412 36,8 162 395 108 780 40,1 180 832 134 958 42,7
wirtschaft) -

Zusammen 1 330 678 496 670 27,2 1 422 006 468 575 24,8 1 514 974 541 183 26,3 1 755 111 674 728 27,8
Hauswirtschaft 680 114 598 .99,4 266 101 640 99,7 258 99 241 99,7. 882 81 690 98,9

Total 1 331 358 16)1 268 31,5 422 272 570 215 28,6 ~1 5)5 232 1640 424 f 29,7 1 755 ~ 1756 418 30,1

oo~i
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Um das Bild abzurunden, machen wir mit der anschliessenden Tabelle noch
Angaben über die Erwerbstätigkeit von Mann und Frau in verschiedenen Staa
ten.

Die Erwerbstätigen unter der Gesamtbevölkerung in einigen Staaten

(Quelle: Yearbook of Labor Statistics, BIT, 1968)

Von je 100 der
Land Zähijahr ..

mannlichen f weiblichen f Gesamt

Bevölkerung waren erwerbstätig

. Männer Frauen überhaupt

Schweiz 1960 65,9 27,4 46,3
Österreich 1961 61,0 36,0 47,6
Belgien 1961 57,4 19,9 38,2
Bulgarien 1965 58,1 45,7 51,9
Tschechoslowakei 1961 57,0 37,8 47,2
Dänemark 1960 63,7. 27,9 45,7
Spanien 1960 64,2 13,5 38,1
Finnland 1960 57,5 34,8 45,7
Frankreich 1962 58,4 27,9 . 42,7
Deutschland (Bun
clesrepublik) 1961 64,0 33,2 47,7
Deutschland (DDR) 1964 60,1 39,8 49,1
Griechenland . 1961 59,7 27,8 43,4
Italien 1961 61,1 19,5 39,8
Holland 1960 56,8 16,1 36,4
Polen 1960 55,1 40,1 47,3
Rumänien •1956 67,4 52,7 59,8
Schweden 1965. 59,0 29,8 44,4
Grossbritannien 1966 63,0 32,6 47,3
Jugoslawien 1961 59,6 31,1 45,0
USSR 1959 55,8 49,3 52,2
Kanada 1961 51,3 19,7 35,7
USA 1960 53,7 24,6 39,0

b. Die Auffassung, der Frau fehle es an Verständnis für die Politik oder
die öffentlichen Aufgaben, lässt sich anhand keiner Erfahrungen begründen.

Es ist nicht bekannt, dass dort, wo die Frau stimmen kann, ihr stärker als
beim Mann vom Gefühl und Gemüt geprägtes Verhalten sich nachteilig ausge
wirkt hat und auswirkt. Diese Art und ihre mehr auf das Praktische und Kon
krete gerichtete Klugheit vermögen gerade im heutigen Sozial- und Wohl
fahrtsstaat das oft abstraktere, logischere und sachlichere Denken des Mannes
nützlich zu ergänzen.

Dass die Frau im Urteil unsicher, unselbständig und als Folge davon in
Gefahr sei, der Suggestivkraft starker Persönlichkeiten zu erliegen, extreme
Parteien zu begünstigen und kritiklos ideale Zwecke mit untauglichen Mitteln
verfolgen zu helfen, mag als Ausnahme richtig sein; die Regel ist es nach den
Erfahrungen nicht. Nach der Botschaft von 1957 (BBI 1957 1 756 if.) stimmten
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im untersuchten Ausland die verheirateten Frauen im allgemeinen für die glei
che Partei wie die Ehemänner und die Frauen insgesamt eher rechtsgerichteter
als die Männer. Sie liessen sich von neuen Parteien, Fuhrerpersönlichkeiten
und Schlagworten nicht in höherem Masse beeindrucken. Die Botschaft über
nahm das Zitat: «Die Frauen sind in der Bezauberung durch den National
sozialismus den Männern nicht vorangegangen; sondern gefolgt.» Es ist nichts
bekannt geworden, das heute zu andern Schlüssen nötigte. Die Andersartigkeit
der Frau kann unter diesen Umständen nicht einer Ungleichheit, die den Aus
schluss vom Stimmrecht rechtfertigt, gleichgesetzt werden.

Politische Unerfahrenheit als Folge mangelnder politischer Betätigung
hängt nicht mit dem fraulichen Wesen zusammen. Sie lässt sich mit der Ein
führung des Frauenstimmrechts beseitigen. Die bessere Bildung der Frau, ihre
grössere &ri~ihrurig mit Fragen der Allgemeinheit, die ganz anders als früher
an sie durch Radio, Zeitungen, Fernsehen usw. herangetragene Information
werden dabei nützlich sein. Man erinnere sich auch an die seinerzeitigen Be
fürchtungen, der einfache Mann werde das ihm zur Abstimmung Unterbreitete
zu wenig verstehen und daher seine politischen Rechte zum Nachteil der Allge
meinheit ausüben.

Man muss der Gerechtigkeit willen beifügen, dass ein vom Nachweis poli
tischer Reife abhängiges Stimmrecht nicht jedem Mann erteilt werden .und
nicht jeder Frau vorenthalten bleiben könnte i~nd dass, abgesehen vom Ge
schlecht, die heutigen gesetzlichen Gründe für den Ausschluss vom Stimmrecht
bei der Frau kaum häufiger zutreffen als beim Mann.

c. Der Hinweis, die Frau leiste keinen Militärdienst, dürfte besonders eng
mit der seinerzeit den Tatsachen entsprechenden Vorstellung vom Männerstaat
zusammenhangen. Daran, dass man früher das Stimmrecht dem Prinzip nach
als Gegenstück zur Wehrpflicht ansah, erinnert auch heute noch die Tatsache,
dass in den beiden Appenzell nur Bürger mit dem Schwert oder einer als
gleichwertig anerkannten andern Waffe zum Landsgemeindering zugelassen
werden. Beim Bund waren Wehrpflicht und Stimmrecht nie derart gekoppelt.
Das Stimmrecht setzt hier die Wehrpflicht nicht voraus. Richtigerweise muss
man die Lasten, welche die Frauen zugunsten der Gemeinschaft tatsächlich tra
gen, mit denjenigen der Militärdienst leistenden Männer vergleichen. Die Bot
schaft von 1957 hat den von den Frauen freiwillig geleisteten Militärdienst ins
Feld geführt, ferner den (freiwillig gebliebenen) Zivilschutz, die Pflichten, welche
die Frau z.B. als Mutter und Hausfrau der Gemeinschaft gegenüber erfüllt, und
schliesslich auch die Tendenz zum totalen Krieg mit der damit verbundenen Ge
fahr, stärker ins Kriegsgeschehen einbezogen zu werden. Dass sich diese Ten
denz verschärft hat, lässt sich besonders deutlich der Botschaft entnehmen, die
der Bundesrat am 30. Oktober 1968 zu einem Bundesgesetz über die Leitungs
organisation und den Rat für Gesamtverteidigung an Sie gerichtet hat (BB1 1968
[1 641). Sie beginnt wie erinnerlich mit den Worten:

Die Bedrohung in einem künftigen Krieg richtet sich nicht allein gegen die bewaff
neten Streitkräfte, sondern ebenso gegen die Zivilbevölkerung. Sie ist ihrer Natur nach
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total und umfasst alle Bereiche des staatlichen und menschlichen Lebens. Dementspre
chend kann die Landesverteidigung nicht mehr ausschliesslich Sache der Armee sein. Sie
muss zu einer Gesamtverteidigung erweitert werden, welche auch die zivilen Bereiche des
staatlichen Lebens einschliesst. In Zeiten der Gefahr wird sie zur alles umfassenden,
wichtigsten Aufgabe des Bundes und der in diesem zusammengeschlossenen Gemein
wesen.

Die Botschaft (]3B1 1968 II 651 if.) erwähnt beim Zivilschutz auch die
«Freiwilligen (hauptsächlich •Frauen)» und bei der geistigen Landesverteidi
gung, einer der «grossen Aufgaben von nationaler Bedeutung», als Träger
neben den Männern die Frauen. Sie bezeichnet die wirtschaftliche Landesver
teidigung als Teil• der Gesamtverteidigung und lässt daran denken, dass die
Frau hier wiederum den Mann in weitem Masse wird ersetzen müssen.

Aber bereits heute spielt die Frau in der Armee eine wichtige Rolle. So
zählt der FHD zur Zeit rund 3600 Angehörige. Etwa 6500 Frauen sind in Rot
kreuzformationen eingeteilt. Der FHD umfasst folgende Gattungen : Flieger
beobachtungs- und Meldedienst, tYbermittlungsdienst, administrativer Dienst,
Brieftaubendienst, Reparatur- und Material- sowie Motorwagen-, Küchen-
und Fürsorgedienste. Der Rotkreuzdienst wird in einem totalen Sanitätsdienst
erhöhtes Gewicht bekommen. Im Rahmen einer Gesamtverteidigung werden
sich weitere Einsatzmöglivhkeiten für die Frau ergeben.

In welchem Masse man auf die Frau im Zivilschutz zählt und wie wichtig
•dieser Teil der Landesverteidigung ist, hat die Botschaft zum Bundesgesetz
vom 23. März 1962 über den Zivilschutz gezeigt (BBI 1961 II 704 fj. Nach ihr
werden als Vorgesetzte und Spezialisten bei den Hauswehren, dem Betriebs
schutz und den örtlichen Schutzorganisationen insgesamt 80000 Frauen benö
tigt. Der Bedarf steigt auf 155 000, wenn die Mantischaften dieser Schutzorga
nisationen und des l3etriebsschutzes eingeteilt und ausgebildet sind, und auf
480 000 Frauen, wenn auch noch die Mannschaften der Hauswehren dazu
kommen. Die Botschaft erinnert daran, dass der erste Weltkrieg 500 000 Men
schenleben von der Zivilbevölkerung gefordert hat (9 200 000 beim Militär),
der zweite aber fast gleichviel wie an Soldaten (24 800 000 gegen 26 800 000).
Diese Zahlen und die Aussicht, dass ein neuer Krieg die Zivilbevölkerung noch
härter treffen wird, lassen das Interesse daran ermessen, dass genügend Frauen
die der Wehrpflicht nachgebildete Schutzdienstpflicht freiwillig übernehmen.

Die Frau trägt ihrer Andersartigkeit entsprechend nicht genau dieselben
Lasten wie der Mann. Entscheidend ist, dass das ihr zufallende Mass im
wesentlichen gleichwertig ist mit dem, das dem Mann zugemessen wird. Mit
einer solchen Gleichwertigkeit verträgt sich das Vorenthalten des Stimmrechts
nicht.

d. Es wird etwa gesagt, das Frauenstimmrecht entspreche keinem Bedürf
nis, weil die Frau die Politik über den Gatten, den Bruder, den Sohn beeinflus
sen könne und damit bei uns nicht schlecht gefahren sei; zudem führe es bloss
zu einer — kostspieligen — Verdoppelung der Stimmen.

Die Frauen pflegen nach den gemachten Erfahrungen zwar nicht gleich
aber ähnlich wie die Männer zu stimmen. Dass sie das Ergebnis beeinflussen
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ist somit nicht ausgeschlossen. Aber diese Betrachtungsweise ist an sich un
stichhaltig, weil gerade sie eine für das Vorenthalten des Stimmrechts erheb
hohe Ungleichheit der Frau nicht aufzeigt.

Das tut auch der eingewendete indirekte Einfluss der Frau nicht. Es be
steht ohnehin keine Gewähr, dass sie von ihrem Mann genügend konsultiert
wird, und zudem hat nicht jede Frau einen Stimmbürger «an der Hand». Un
wesentlich in diesem Zusammenhang also, aber doch richtig ist es, dass die
Rechtsstellung der Frau bei uns, alles in allem, den Vergleich mit derjenigen
ihren wählenden Schwestern im Ausland weiterhin sehr wohl aushält. Das
Schweizerbürgerrecht steht bei den Ausländerinnen immer noch hoch im Kurs.
Die Botschaft von 1957 (BBI 1957 1 706 if.) hat die Rechtsstellung der Frau
analysiert, vor allem in den Bereichen Wehrpflicht, Sozialversicherung, Arbeit
nehmerschutz, Strafrecht, Freiheitsrechte, Bildungsmöglichkeiten, Gewerbe-
ausübung, Staatsangehörigkeit, Beamtenfähigkeit, Lohnverhältnisse und Zivil-
recht. Wir begnügen uns hier damit zu skizzieren, wie sich das Männerstimm
recht bei der Sozialversicherung und dem Arbeitnehmerschutz für die Frau
ausgewirkt hat. Bei der Alters- und Hinterbliebenenversicherung zahlt die
Frau alles in allem weniger Beiträge als der Mann (niedrigeres Einkommen,
Befreiung von Beiträgen), erhält aber in grösserem Umfange Leistungen; ihr
Rentenanspruch beginnt früher und dauert im allgemeinen entsprechend ihrer
grösseren Lebenserwartung länger. Dass die AHV-Rente bei kleineren Ein
kommen verhältnismässig höher ist, begünstigt die Frauen in ausgeprägtem
Masse. Die Alleinstehenden unter ihnen sind die grösste Gruppe der Renten
bezüger. Das Gesagte gilt im allgemeinen auch für die Invalidenversicherung.
Bei der obligatorischen Unfallversicherung zahlen die Frauen für Nichtbe
triebsunfälle niedrigere Beiträge als die Männer. Der Witwer einer verunfallten
Versicherten hat einen Rentenanspruch nur, wenn er dauernd erwerbsunfähig
ist; der Rentenanspruch der Frau dagegen ist an eine solche Voraussetzung
nicht gebunden. Die Frauen müssen von den Krankenkassen zu den gleichen
Bedingungen aufgenommen werden wie die Männer. Sie haben zwar bis zu 10
Prozent höhere Beiträge zu zahlen, aber als Folge vor allem ihrer grösseren
Morbidität (im Jahre 1967 46,2 y0 mehr Krankheitsfälle als bei den Männern)
wird ihnen an Arzt- und Arzneikosten insgesamt mehr ausgerichtet als den
Männern. An diese Kosten leistet der Bund durchschnittlich Beiträge von 35
Prozent für Frauen gegenüber 10 Prozent bei Männern. Ohne Erhöhung der
Beiträge ist das Wochenbett einer versicherten Krankheit gleichgestellt und
wird bezüglich Arzt- und Arzneikosten teilweise sogar günstiger behandelt; die
Leistungen werden 10 Wochen lang erbracht, davon mindestens während
6 Wochen nach der Niederkunft.

Bei der Arbeitslosenversicherung ist die Frau dem Mann gleichgestellt,
beim Arbeitnehmerschutz bleibt sie begünstigt. In dieser Hinsicht sei bloss an
das Arbeitsgesetz vom 13. März 1964 erinnert. Zu erwähnen sind daraus
namentlich die Vorschriften über einen Sonderschutz der weiblichen Arbeit
nehmer (Art. 33—36). Er befasst sich mit der Tages-, der Nacht- und Sonntagsar
beit, dem Schutz der Schwangeren, der W&hnerinnen und stillenden Mütter
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sowie mit den weiblichen Arbeitnehmern, die einen Haushalt besorgen, und
verlangt vom Arbeitgeber ganz allgemein, dass er auf die Gesundheit der weib
liehen Arbeitnehmer Rücksicht nehme und für die Wahrung der Sitt1ichkeii~
Sorge.

e. Selbst dem Frauenstimmrecht zugetane Männer halten seine Einführung
für nicht angezeigt, da die Mehrheit der Schweizerinnen es gar nicht wünsche.

Ob diese Schweizerinnen die Mehrheit ausmachen, wäre mindestens des-~
wegen interessant zu wissen, weil mancher Mann seinen Entscheid von der
Haltung der Frauen abhängig macht. Zuverlässige Anhaltspunkte fehlen aber.
Auf eine Anfrage des Bundesrates vom 28. Juli 1950 hin hatten bloss die Kan
tone Waadt, Uri, Schwyz sowie Basel-Landschaft eine Probeabstimmung unter
den Schweizerfrauen beftirwortet. Der ablehnenden Haltung vieler Kantone
lag die Erwartung zugrunde, ein grosser Teil der gegen das Stimmrecht einge
stellten Frauen würde an der Abstimmung nicht teilnehmen und so eine zuver
lässige Auswertung des Ergebnisses verunmöglichen. Der Bundesrat sah daher
von einer derartigen statistischen Erhebung ab (vgl. BBI 1951 1 343). Parlamen
tarische Vorstösse zugunsten einer Probeabstimmung blieben erfolglos, so ein
Postulat Picot vom 18. September 1951 und eine Motion Nicole vom 1. De
zember 1952. Anfangs 1953 sprachen sich bekannte Anhängerinnen des Frauen
stimmrechts in der Presse ebenfalls gegen solche Erhebungen aus. Bekannt
geworden sind die Befragungen in den Kantonen Genf, Basel-Stadt und
Appenzell JR sowie in der Stadt Zürich (vgl. die nachfolgende Tabelle) und die
knapp ablehnenden Ergebnisse der Gemeinden Kappelen (bei Aarberg BE) und
Höri (Zürich).

Aber auch wenn bloss eine Minderheit der Frauen das Stimmrecht nicht
wünschte, müsste man dann auf sie hören, wenn ihr Wunsch sachlich begründet
wäre und für das zur Diskussion stehende Gebiet entscheidend ins Gewicht fiele.
Nach der sich aufzahlreiche in- und ausländische Publikationen berufenden Ein
gabe des Bundes der Schweizerinnen gegen das Frauenstimmrecht ist die Anders
artigkeit der Frau hinsichtlich der politischen Rechte erheblich. Sie beruhe auf
andern Interessen der Frau und der Inanspruchnahme durch natürliche Lebens-
aufgaben. Sie lasse die seit langem angestrebte vollkommene Gleichberechtigung
von Mann und Frau immer wieder scheitern; die gesellschaftlichen Vorurteile
seien dafür nicht die Ursache, sondern bloss der Ausdruck. Begebe sich näm
lich die Frau auf den gleichen Weg wie der Mann, sei sie nicht voll konkur
renzfähig, sondern auf beruflicher und politischer Ebene unterlegen. Das
wirke sich u. a. auf das Selbstbewusstsein der Frauen und ihr Zusammenhalten
ungünstig aus. In diesem Zusammenhang s~i es bezeichnend, dass die Frau in den
Parlamenten sowie den Regierui~gen stark untervertreten sei und ihr politisches
Interesse in unserem Kulturkreis abnehme. Es fehle vor allem der berufstätigen
Familienmutter auch Zeit und Kraft, sich mit politischen Fragen auseinanderzu
setzen. Sie, die Bäuerin, die Geschäftsfrau im harten Konkurrenzkampf, die
alleinstehende, erfahrungsgemäss weniger stimmfreudige Frau und auch jene, die
eine ihr gernässe Wirksamkeit in einem sozialen oder kultureJien Bereich der poli
tischen Tätigkeit vorziehe, würden politisch nicht das ihnen zustehende Gewicht



abgegebene Stimmen Stimm- Nein- Datum
betefil- Stimmenrec~~ugte im ganzen ja nein leer!un- giuig

__________ __________ gültig

1955 25. Aug. Stadt Zürich
Volles Stimm- und 157 800 132 800 52 865 25 655 1 662 84,2 327 25. Aug. 1955
Wahlrecht
Stimm- und Wahfrecht 157 800 132 800 52 722 25 655 1 662 84,2 32,7 25. Aug. 1955
in Angelegenheiten der
Schule, Kirche und
Fürsorge

1954 21. Febr. Kanton Basel-Stadt
Volles Stirnm- und 76701 45 593 33 166 12 327. 100 59,4 27,1 21. Febr. 1954
Wahlrecht

1952 30. Nov, Kanton Genf
Volles Stimm- und 72516 42 865 35 972 6436 457 59,1 15,0 30. Nov. 1952
Wahlrecht .

1969 12. Okt. Kanton Appenzell IR
Fakultative Binfüh- 3.906 2468 1 093 1 359 16 63,2 55,4 12. Okt. 1969
rung des Frauenstimm
rechts in Schul- und
Kirchgemeinden

00



90

haben, also durch die Gleichberechtigung benachteiligt werden. Die gute tradi
tionelle schweizerische Lösung, nämlich dass die Männer die Frauen vertreten
und die Verantwortung auch für Witwen und Waisen, für das Volksganze über-
nehmen, sollte man nicht in Frage stellen, indem man den Mann immer als rück
ständigen Diktator anprangere und so sein Verantwortungsbewusstsein zum Er-
lahmen bringe. Die Lebens- und Arbeitssituation der Schweizerin sei, alles in
allem, besser als diejenige jeder andern gleichberechtigten Frau. Die mit dem
Frauenstimnirecht angestrebte privatrechtliche Gleichberechtigung mit dem
Mann müsse in die Diskussion einbezogen werden; ein Überdenken der kultur-
politischen Zielsetzungen unserer Gesellschaft sei überfällig.

Nach dem bereits genannten Bericht der Beratenden Versammlung des
Europarates (S. 12 if.) ist die Frau als berufliche Konkurrentin des Mannes im
allgemeinen tatsächlich schlechter gestellt als dieser. Der Bericht erwähnt im Zu
sammenhang damit vor allem die meist weniger gute berufliche Schulung, dieBe.
nachteiligung dank dem der Frau an sich zu Recht eingeräumten Schutz, den Un
terbruch der Arbeit bei der Geburt von Kindern, die Wiederaufnahme der Arbeit
mit einem inzwischen in Rückstand geratenen Wissen und Können. Viele Frauen.
sind zur Berufstätigkeit gezwungen. Ihre Andersartigkeit bringt sie dabei teil~
weise zwangsläufig in eine vom Mann verschiedene Lage. Es ist legitim, wenn
viele von ihnen diese Lage auch auf dem Wege des eigenen Stimmrechts beeinflus
sen möchten. Es war denn auch wie gesagt die Berufstätigkeit der Frau, die den
Gedanken des Frauenstimmrechts seinerzeit Wurzeln schlagen liess. Die Be
fürchtung, nach Einführung des Frauenstimmrechts werde der Mann bei uns die
Interessen der Frau, seiner Gattin, Mutter, Tochter vernachlässigen, ist doch
wohl zu gross.

Die Frau interessiert sich im allgemeinen in der Tat weniger für die Politik als
der Mann. Der erwähnte Bericht der Beratenden Versammlung des Europarates
(S. 29) bestätigt, dass die Frau politisch (und gewerkschaftlich) schwächer orga
nisiert ist, und fragt sich, inwiefern man dies auf das geringere Interesse an Fragen
der Allgemeinheit, auf eine Überlastung mit andern Pflichten oder eine negative
Haltung der Umwelt zurückführen müsse. Er fügt hinzu, es verwundere nicht,
wenn die berufstätige Hausfrau als Folge ihrer Überlastung sich kaum politisch,
sozial, gewerkschaftlich und kulturell betätige (5. 17).

Es ist aber auch zu bemerken, dass die Frau sich pölitisch oft für Gebiete in
teressiert, die dem Mann ferner liegen. Zwar stirpmt die Frau in der Schweiz,
soweit erkennbar, weniger fleissig als der Mann. Dasselbe gilt für das Ausland
(vgl. den genannten Bericht S. 24). Aber der Unterschied ist doch zu klein, um aus
ihm auf eine erhebliche Ungleichheit von Mann und Frau zu schliessen. (Er ist
aber immerhin — nebenbei gesagt .- gross genug, um eine Majorisierung des Man
nes zu verhindern. Eine solche ist bei uns ähnlich wie im Ausland dank dem grös
seren Anteil der Frauen an der Gesamtbevölkerung an sich möglich. Dieser An
teil betrug in der Schweiz anfangs 1968 53,5 Prozent gegen 52,4 Prozent im Jahre
1950.) Wenn es z. B. für die berufstätige Hausfrau und die Bäuerin oft schwieriger
sein mag, von ihrem Stimmrecht Gebrauch zu machen, muss man danach trach
ten, hier Hindernisse abzubauen.
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Der Wunsch mancher Frau, das Stimmrecht nicht zu erhalten, mag darauf
zurückzuführen sein, dass sie sich nicht in den «schmutzigen Kampf der Politik»
ziehen lassen will. Der Frau liegt der Ausgleich im allgemeinen mehr als der
Kampf. Es ist nicht nur vom Bund der Schweizerinnen gegen das Frauenstimm
recht daraufhingewiesen worden, dass sie in der politischen Arena vielfach unter
liege und Gefahr laufe, als «zweitklassiger Mann» betrachtet zu werden. Jeden
falls steht fest, dass Frauen als politische Führerinnen sehr selten geblieben sind
und dass sie kaum je selbständige Parteien gegründet haben, teilweise allerdings
wohl auch deswegen nicht, weil ihre alifälligen besonderen Interessen denen der
Männer nicht schroff entgegenstehen. Fest steht ferner, dass sie auch im Ausland
in Parlament, Regierung, Verwaltung und Justiz in einem Masse vertreten sind,
das unter ihremAnteil an der Gesamtbevölkerung bleibt. Das ist in nicht kommu
nistischen Staaten sehr ausgeprägt geblieben (vgl. den erwähnten Bericht der
UNO vom 14. November 1968). Der zitierte Bericht der Beratenden Versamm
lung des Europarates weist sogar darauf hin,dass in vielen Ländern nach verfio
gener «periode d‘,enthousiasme‘ initial» dieVertretung der Frauen im Parlament
zurückgegangen sei, so z. B. in der Türkei, in Schweden, in Frankreich (Rück
gang von 38 Deputierten 1946 auf 8 in den Jahren 1959 und 1962), in der Bundes
republik Deutschland (Anstieg auf 48 Vertreterinnen 1957, Rückgang auf 36 im
Jahre 1965 und —laut zusätzlicher Auskunft — auf 34 im Jahre 1969). Wir entneh
men diesem Bericht auszugsweise folgende Angaben über den Anteil der Frauen
in Parlamenten:

Zahl der Frauen In der Zahl der Frauen in der Weibliche Mitglieder der
« untern» Kammer « oberen » Kammer Beratenden Versammlung

des Buroparates (Stand
April 1967)

Österreich 9 auf 165 7 auf 54 1 auf 12
Belgien 7. auf 212 2 auf 179 1 auf 14
Zypern .. auf 50 2) 3)

Dänemark 17 auf 179 2) 1 auf 10
Frankreich 11 auf 488 5 auf 274 0 auf 36
Bundesrepublik
Deutschland 36 auf 518 4) 4auf3S
Griechenland 4 auf 300 2) 3)

Island 1 auf 60 2) 0 auf 6
Irland 4auf 144 4auf 60 lauf 8
Italien 23 auf 630 5 auf 319 0 auf 29
Luxemburg 1 auf 56 2) 0 auf 6
Malta 2 auf 50 2) 0 auf 6
Niederlande 15 auf 150 4 auf 75 1 auf 13
Norwegen 17 aufl 50 2) 1 auf 10
Schweden 31 auf 233 16 auf 152 2 auf 12
Türkei 6auf 450 2auf 186 Oauf 18
Grossbritannien 26 auf 630 33 auf 1019 2 auf 35

2) Staaten mit Einkammersystem
3) In der Beratenden Versammlung zur Zeit nicht vertretene Staaten
4) Der «Bundesrat» setzt sich aus Vertretern der «Länder» zusammen; sie gelten nicht

als Parlamentarier



92

Wenn die Frau aber ihrem Anteil an der Gesamtbevölkerung auch nicht an~~
nähernd entsprechend gewählt wird, ginge es zu weit, ihr deswegen das Stimm
recht überhaupt zu verweigern und sie gegenüber den vielen Männern zu benach
teiligen, die sich dem politischen Kampf ebenfalls weitgehend dadurch fernhal
ten, dass sie bloss stimmen und wählen gehen. Ein solches Fernbleiben ist in eid
genössischen Angelegenheiten leichter als z. B. in solchen, die an einer Gemeinde-
versammlung entschieden werden. Das Stimmrecht der Frau führt nicht zwangs
läufig zu Regelungen, welche ihre Andersartigkeit missachten. Wir zweifeln nicht
daran, dass der Bund der Schweizerinnen gegen das Frauenstimmrecht mithelfen
wird, der~rtige Regelungen zu verhindern.

Die auf Ausgleich bedachte Fraü mag auch etwa, den gefährdeten Familien
frieden einwenden. Da die Ehefrau wie gesagt meist gleich stimmt wie der Mann
(wohl teilweise, weil sie derselben sozialen Schicht angehört) und nicht jede Frau
in einer Familie lebt, kann man diesem Argument weiterhin keine wesentliche Be
deutung beimessen.

Sollte es Frauen geben, die sich nicht in das staatliche Organ der Stimmbür
gerschaft einreihen lassen wollen und so auf eine Teilhabe an der Staatsgewalt
verzichten, weil sie sich mit dem Stimmrecht verbundene Pflichten und Verant
wortungen nicht aufbürden lassen möchten, wäre dies kein stichhaltiges Motiv.
Richtig ist, dass der Stimmbürger wie jedes staatliche Organ die ihm verliehenea
Kompetenzen pflichtgemäss ausüben muss. Sanktionen hat er allerdings nicht zu
befürchten, ausser da, wo er den bestehenden Stimm- und Amtszwang verletzt.

Wenn vom Stimmrecht der Ausländerin, die durch Heirat Schweizerin ge
worden ist, ein unerwünschter Einfluss auszugehen droht, kann es eingeschränkt
werden. Mit der Andersartigkeit der Frau hat dieser Einwand nichts zu tun, eben
sowenig der vorangehende.

3. Die Gleichberechtigung der Frau beim Stimmrecht führte zu einem
Ausbau der in der Bundesverfassung verankerten Demokratie. Sie wäre ein
grosser Schritt zum Leitbild dieser Staatsform hin: zur möglichsten Identität
von Regierenden und Regierten. Dieses Postulat ist heute deswegen gewichti
ger als früher, weil der gegenwärtige Sozial- und Wohlfahrtsstaat immer mehr
regelt, was auch die Frau unmittelbar betrifft, z. B. in bezug auf die Sozialver
sicherung. Aber ein Ausbau der Demokratie darf sich nicht ungünstig auswir
ken; die Stimmbürgerschaft muss wie jedes andere staatliche Organ so organi
siert sein, dass sie gut funktionieren kann, Dem steht nicht im Wege, dass nach
den Erfahrungen das Frauenstimmrecht dann und wann ein Wahl- oder Ab
stimmungsergebnis zu ändern vermag.

Der Bund der Schweizerinnen gegen das Frauenstimmrecht erwartet be
reits von der vom Frauenstimmrecht bewirkten Vermehrung der Stimmberech
tigten nachteilige Folgen. Er bezweifelt nicht die Fähigkeit der Schweizerfrau,
vom Stimmrecht einen sinnvollen Gebrauch zu machen, wohl aber ihren Wil
len dazu. Übe ein Grossteil der Bevölkerung das Stimmrecht nicht auf Grund
selbständiger Urteilsbildung aus, sei die direkte Demokratie Fehlentwicklun
gen ausgesetzt. Es stelle sich dann die auch von anderer Seite aufgeworfene
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Frage nach dem Abbau der direkten Demokratie zugunsten der repräsentati
ven. Das Frauenstimmrecht werde früher oder später eine bejahende Antwort
notwendig machen.

Es ist berechtigt, ebenfalls auf diese Seite des Frauenstirnmrechts hinzu
weisen, und schwierig, eine sichere Prognose zu stellen. Man muss davon aus
gehen, dass das Frauenstimmrecht im Ausland und, soweit es eingeführt ist,
auch in dei Schweiz an den Entscheidungen der Stimmbürgerschaft inhaltlich
wenig oder nichts geändert hat. Eine schädliche Uberforderung der Demokra
tie ist nicht sichtbar geworden.

Bei der Einführung des Frauenstimnirechts wächst die Zahl der Stinimbe
rechtigten gut um das Doppelte. Werden für das Referendum und die Volks-
initiative entsprechend mehr Stimmen verlangt, wird zwar das Beibringen einer
solchen grösseren Zahl von Unterschriften kostspieliger. Es handelt sich hier
aber um ein Problem, das mit, der Einführung des Frauenstimmrechts nicht in
einem zwangsläufigen Zusammenhang steht und daher hier nicht weiter ver
folgt wird.

4. Zusammenfassend halten wir auch heute die Einführung des Frauen
stimmreehts für richtig. Mit der Verweigerung dieses Rechts hat der Ver
fassungsgesetzgeber von 1874 den damaligen Ansichten entsprechend der
Verschiedenheit von Mann und Frau Rechnung getragen. Die seitherigen Um
wälzungen, vor allem diejenigen im Gefolge der beiden Weltkriege, haben auch
bei uns eine wesentlich andere Lage entstehen lassen. Soweit die Frauen in der
Schweiz bereits stimmen und wählen, sind — erwartungsgemäss — keine Nach
teile bekannt geworden. Gerechterweise muss daher auch beim Bund der Ge
setzgeber die wesentlich veränderten Verhältnisse berücksichtigen. Er sollte der
andern Hälfte der erwachsenen Bevölkerung ebenfalls das Recht gewähren,
verantwortlich teilzunehmen an der Führung der Geschäfte des Staates, dem
sie angehören und dessen Lasten sie mitzutragen haben. Die mit dem Frauen
stimmrecht verbundene Erweiterung der Aktivbürgerschaft entspricht dem bei
uns seit altersher hochgehaltenen demokratischen Gedanken.

IV. Gänzliche oder teilweise Gleichbehandlung der Frauen

In bezug auf die Frage, ob Gründe dafür bestehen, die Frau hinsichtlich
der Zubilligung des Stimm- und Wahlrechts anders zu behandeln als den
Mann, ob ihr gegenüber das Stitnnirecbt an erschwerte Voraussetzungen zu
knüpfen oder ob es ihr nur in beschränktem Umfang einzuräumen sei, verwei
sen wir auf die Botschaft vom 22. Februar 1957. Damals haben wir diese Frage
verneint. Weder hinsichtlich des Bildungsgrades noch allenfalls des festzuset
zenden Mindestalters sei eine solche Ausnahme zu rechtfertigen. Es bestehen
keine Gründe, heute anders Stellung zu beziehen.

Eingehender zu prüfen ist die Frage, ob der nächste Schritt nur in der Ein
räumung des (aktiven und passiven) Wahlrecbts bestehen und von der Einfüh
rung auch des Stimmrechts der Schweizer Frau zunächst Umgang genommen

Bundesb]au. 122. Jaiirg. Bd. 1 6
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werden soll. Eine derartige Beschränkung befreite die Frau davon, sich in Ab
stimmungsvorlagen vertiefen zu müssen. Es wäre mit ihr der Menschenrechts
konvention wie gesagt Genüge getan, da diese nur das Wahlrecht verlangt.
Entscheidend ist, dass sich eine solche Beschränkung sachlich nicht begründen
lässt. Es ist nicht einzusehen, dass der Geschlechtsunterschied in bezug auf das
Wahlrecht heute nicht mehr erheblich sei, wohl aber weiterhin hinsichtlich des
Stimmrechts. Der Bundesrat kommt daher gleich wie bisher zum Schluss, dass
der Frau schon heute auch das Stiminrecht zu gewähren ist.

Bei der ehemaligen Ausländerin besteht das Problem, ob sie ohne Warte-
frist, also mit dem Erwerb des Schweizerbürgerrechts soll stimmen können.
Jedenfalls wenn sie Schweizerin durch Heirat oder als Folge der Naturalisation
ihres Ehemannes geworden ist, muss man sich fragen, ob und gegebenenfalls
inwieweit ihr Stimmrecht von einer genügenden Assimiierung abhängig ge
macht werden soll. Es ist in diesem Zusammenhang interessant festzustellen,
dass früher offenbar allzu leicht ausgesprochene Naturalisationen seinerzeit
dazu führten, naturalisierte Schweizer erst nach 5 Jahren in den Nationalrat
wählbar zu erklären (Art. 64 der Bundesverfassungvon 1848). Artikel 75 der Bun
desverfassung nahm diese Vorschrift nicht mehr auf, weil die neue Verfassung
den Bund ermächtigte, die Bedingungen für die Erteilung des Schweizerbürger- -

rechts gesetzlich zu regeln. Dies stellte der Bundesrat in seiner Botschaft vom
9. November 1920 betreffend Revision des Artikels 44 der Bundesverfassung
(Massnahmen gegen die t~berfremdung) fest. Er schlug damals ohne Erfolg
vor, auf Artikel 64 der Bundesverfassung von 1848 zurückzukommen und in
Artikel 44 Absatz 3 der Bundesverfassung zu bestimmen, dass die Eingebürger
ten nach Erwerb des Schweizerbürgerrechts 5 Jahre lang «in die gesetzlichen
und vollziehenden Behörden der Eidgenossenschaft und der Kantone nicht
wählbar» seien (BEI 1920 V 1 if.). Die Räte hielten eine solche Regelung höch
stens in bezug auf die Wählbarkeit in den Nationalrat für erwägbar, sahen
aber davon ab. Die Frage der Assimilation wurde dann mit Zustimmung des
Bundesrates für die politischen Rechte nicht geregelt (Sten. Bull. StR 1923,
S. 136, 145). Soll die Verfassung oder gestützt auf sie die eidgenössische oder
die kantonale Gesetzgebung Wartefristen für die erwähnte ehemalige Auslän
denn vorsehen? Wir glauben, dass man der Vielschichtigkeit des Problems auf
diese Weise nicht gerecht würde. Zudem ist daran zu denken, dass in bezug auf
das aktive Wahfrecht eine relativ kleine Zahl von Frauen in. Frage steht und
dass erfahrungsgemäss unverhältnismässig wenig Frauen gewählt werden.

V. Der einzuschlagende Weg

1. Die Botschaft von 1957 hat die rechtliche Möglichkeit, auch gerade da~
Stimmrecht in kantonalen und kommunalen Angelegenheiten einzuführen, als
solche bejaht, sie• aber als Lösung abgelehnt. Dem Vorteil, eine einfache und
einheitliche Ordnung zu erhalten, stehe als entscheidender Nachteil die Unver
einbarkeit mit einem fundamentalen Prinzip gegenüber, dem der föderativen
Struktur unseres Staates. Der Bundesrat vertritt diese Ansicht weiterhin mit
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Nachdruck. Er will nicht ohne zwingende Gründe — solche fehlen — in die alt
hergebrachte Organisationsautonomie der Kantone eingreifen; sie sollen über
ihr wichtigstes Organ, die Stimmbürgerschaft, selbst befinden können. Der
Bund will das Stimrnrecht in kantonalen und kommunalen Angelegenheiten
weder selbst vorsehen noch die Kantone zu seiner Einführung verpflichten. Die
Sorge um den Föderalismus kam seinerzeit auch in den parlamentarischen Be
ratungen deutlich zum Ausdruck (vgl. Sten. Bull. 1957 StR, S. 397, 399,
401—403, 1958 NR, 5. 255, 258, 261, 278 und 282). Die Räte haben diesen Be
denken Rechnung getragen und in Absatz 4 des von ihnen beschlossenen Arti
kels 74 der Bundesverfassung ausdrücklich folgendes festgelegt (BBI /958 1
1165):

In Angelegenheiten eines Kantons oder einer Gemeinde beurteilt sich die Stirnm
und Wahlfäbigkeit nach dem Rechte des Wohnsitzes. Die Einführung des Frauenstimm
und -wahlrechts in solchen Angelegenheiten bleibt den Kantonen weiterhin freigestellt.

Wir schlagen für diesen Absatz folgenden Text vor:
In Angelegenheiten eines Kantons oder einer Gemeinde beurteilt sich die Stimm

und Wahlfäbigkeit nach kantonalem Recht.

Wir weichen damit nur redaktionell von Ihrer Fassung ab; deren letzter
Satz dürfte keine selbständige rechtliche Bedeutung besitzen. Von den erhalte
nen Antworten der Kantone sprechen sich nur zwei ausdrücklich und eindeu
tig dafür aus, dass der Bund das Frauenstimmrecbt jetzt auch im Kantons-
und Gemeindeberejch einftibre. Die übrigen Stellungnahmen lehnen einen der
artigen Eingriff ab, vereinzelt allerdings nur aus taktischen Gründen. Sie wen
den meist den Föderalismus, das gefährdete Abstimmungsergebnis oder beides
ein und weisen zum Teil auf die dem Frauenstimmrecht abträglichen Wirkun
gen eines verwerfenden Urnenganges hin. Die von den Parteien eingegangenen
Antworten befürworten eine Vorlage, die sich auch mit dem Stimmrecht auf
kantonaler oder kommunaler Ebene befasst, ebenfalls nicht. Um einen Vor
stoss nicht scheitern zu lassen, möchte auch der Schweizerische Verband für
Frauenstimmrecht ihn auf den eidgenössischen Bereich beschränkt sehen.

Wenn wir nur das Frauenstimmrecht in eidgenössischen Angelegenheiten
vorschlagen, setzen wir uns mit unserem Bericht über die Konvention zum
Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten vom 9. Dezember 1968 nicht
in Widerspruch. Einer der Vorbehalte, die der Bundesrat bezüglich der Unter
zeichnung der Menschenrechtskonvention vorschlug, stand wie erinnerlich im
Zusammenhang damit, dass die Frau an den Wahlen in die gesetzgebenden Be
hörden des Bundes und der meisten Kantonenicht teilnehmen kann. Der Bundes
rat unterstrich, dass er alles in seiner Macht Liegende tun werde, um die den Vor
behalten zugrundeliegende Situation auszumerzen (BBI 1968 II 1 142 f.).Eine
Vorlage, die in der erwähnten, von verschiedenen Seiten mit Recht abgelehn
ten Weise die föderalistische Struktur antastete, hätte wohl keine Erfolgsaus
sieht. Andererseits dürfte der Schritt auf Bundesebene die in Frage kommen
den Kantone anspornen, sich in ihrem Bereich ebenfalls mit der Einführung
des Frauenstimmrechts zu befassen,
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2. Die Frage, ob dieses Stimmrecht durch Auslegung von Artikel 74 der
Bundesverfassung eingeführt werden dürfe, hat der Bundesrat verneint, zuerst
im erwähnten Bericht von 1951 (BB1 1951 1 341 if.) und nachher mit Verweis
darauf in der Botschaft von 1957. Darin schlug er eine Revision der erwähnten
Bestimmung vor und konnte sich dafür auf die eindeutige Praxis berufen, so
auf ein nicht veröffentlichtes Urteil des Bundesgerichtes vom 14. September
1923, den Kommentar Burckhardt (S. 40), das erwähnte Gutachten von Pro
fessor Kägi (5. 64 a), eine Rektoratsrede von Professor Liver (Der Wille des
Gesetzes, S. 23), Professor Battelli (Recuell de Travaux publi~ par la faeu1t~ de
droit dc Gen~ve, S. 20), auf die vier Dissertationen von E. Köpfli, H. 0. Lii
chinger, E. Neumayer und H. Zängerle sowie auf Fleiner/Giacometti (Schwei
zerisches Bundesstaatsrecht, 5.433: «Ausgeschlossen wäre aber die Einführung
des Frauenstimnirechts lediglich auf Grund einer andern Auslegung von Ver
fassung und Gesetz»).

Dieser Standpunkt veranlasste den Bundesrat ferner, Ende 1957 einen
Stimmregisterrekurs von Frauen abzuweisen. Ihnen zufolge waren sie nicht ins
Stimmregister eingetragen worden, obschon Artikel 74 der Bundesverfassung
heute nach richtiger Auslegung mit dem Ausdruck «Schweizer» auch die Frau
umfasse (Verwaltungsentscheide der Bundesbehörden 1957, Nr. 11). Der Bun
desrat schloss sich damit dem Bundesgericht an (BGE 83 1 173). Vor diesem
war geltend gemacht worden, die von der waadtländischen Verfassung mit
«tout suisse» umschriebene Stimmberechtigung schliesse die Frau nicht aus.
Diesen Ausdruck historisch auszulegen und nur den Mann umfassen zti lassen,
trage den veränderten Verhältnissen nicht Rechnung und verstosse gegen Arti
kel 4 der Bundesverfassung. Nach dem Bundesgericht verweigerte der Verfas
sungsgesetzgeber von 1885 mit der genannten Wendung der damaligen Zeit
entsprechend der Frau das Stimmrecht. Der klare Sinn sei dank einer ihn stets
respektierenden, sehr langjährigen Praxis klar geblieben und verbindlich ge
worden. Die Übereinstimmung dieses Sinnes mit Artikel 4 der Bundesverfas
sung zu prüfen, stehe ihm nicht zu, da die Kantonsverfassung die Gewährlei
stung gemäss Artikel 6 der Bundesverfassung erhalten habe. Die am Urteil
geübte Kritik bezieht sich auch auf die Auslegung von «tout suisse»; sie rich
tet sich aber meist nicht gegen die Ablehnung der verlangten Auslegung, son
dern gegen die in der Begründung enthaltenen, als unrichtig erachteten Aus
führungen über die Auslegungsmethode (so Hans Huber in Zeitschrift des berni
schen Juristenvereins 1958, S.465 if., Giacometti, Allgemeine Lehren des rechts
staatlichen Verwaltungsrechts, 1960, 5. 218, Imboden, Normkontrolle und
Normintepretation in der Festschrift fikr Hans Huber 1961, 5. 133 if., Yung,
La vo1ont~ du l~gislateur in Bastions dc Gen~ve, 1960, S. 31 if., Germann,
Neuere Judikatur des Schweizerischen Bundesgerichts zur Frage der Gesetzes-
auslegung nach den Vorarbeiten in Zeitschrift für Schweizerisches Recht 1962 1
207 if., derselbe, Probleme und Methoden der Rechtsfindung, 1967, S. 68 f.).

Auch Artikel 74 der Bundesverfassung wollte wie gesagt die Frau vom
Stinunrecht ausschliessen und hat diesen klaren Sinn behalten. So haben die
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eidgenössischen Räte ebenfalls eine Revision dieser Vorschrift für nötig erach
tet (Sten. Bull. StR 1957, 406 if., NR 1958, 303 if., StR 1958, 164 f.). Der Bun
desrat hat diese Ansicht in einem 1965 entschiedenen Stimmregisterrekurs
sowie in der Antwort auf die Kleine Anfrage Schmitt-Genf vom 1. März 1965
und auf die Motion Tanner vom 5. März 1969 erneut bekräftigt. Sie wird
neuerdings auch von Ruck (Schweizerisches Staatsrecht, 1957, S. 90), ferner
offenbar von Favre (Droit constitutionnel suisse, 1966, S. 147 f.), von Aubert
(Trait~ de droit constitutionnel suisse, 1967, 5. 405) und Verena Marty (aaO,
5. 115 if.) geteilt, kurz von einer «doctrine quasi unanime», wie Bridel fest
stellt (Pr~cis de droit constitutionnel et public suisse, Bd. 2 [1957j, S. 30 f.).

Die gegenteilige Auffassung (vgl. etwa Iris von Roten, Frauenstimm
recbtsbrevier, .S. 49 if., Gertrud Heinzelmann, Schweizerfrau — Dein Recht!,
1960, 5. 11 if., 19 if.) beruft sich teilweise auf die neue Lage, die durch die Ein
führung des Frauenstimmrechts in einigen Kantonen entstanden ist. Wenn ein
Kanton aber die Stimmbürgerschaft für seine Angelegenheiten reorganisiert,
vermag er damit die beim Bund in bezug auf das Stimmrecht bestehende
Rechtslage nicht zu ändern. Die nach kantonalem Recht in den Ständerat ge
wählte Frau übt dort ihre Befugnisse nach Massgabe des eidgenössischen
Rechts aus und besitzt nach diesem Recht wie die übrigen Frauen bei eidge
nössischen Wahlen und Abstimmungen kein Stimmrecht.

Die Frau, die im Wohnsitzkanton nicht mehr vom Stimmrecht ausge
schlossen ist, wird deswegen trotzdem nicht von Artikel 74 der Bundesverfas
sung einbezogen; denn der entsprechende Hinweis in dieser Vorschrift erklärt
kantonales Recht bloss für den Ausschluss vom Stimmrecht, so wie dieses
nach eidgenössischem Recht besteht, massgebend.

Was bisher über den Auslegungsweg gesagt wurde, bezieht sich nicht auf
die sogenannte authentische Interpretation von Artikel 74 der Bundesverfas
sung. Eine solche strebt offensichtlich die Motion Arnold an, verlangt sie doch
vom Bundesrat einen Antrag, wonach dieser Artikel «durch Beschluss der Bun
desversammlung... so zu interpretieren ist, dass unter dem Begriff „Schweizer“

Männer und Frauen zu verstehen sind».
Will das Parlament den zweifelhaften Sinn eines Gesetzes verdeutlichen

und soll diese Auslegung nicht bloss die Autorität der gewöhnlichen Ausle
gung besitzen, sondern authentisch, d. h. mit Gesetzeskraft ausgerüstet sein,
muss es nach Burckhardt (Kommentar S. 668) das Gesetz formell abändern,
und zwar mangels besonderer Vorschriften auf dem Gesetzgebungswege. Eine
solche Abänderung eines Gesetzes ist Abänderung seines Wortlautes. Eine
authentische Interpretation, verstanden als eine ohne Änderung des Gesetzes
wortlautes, bezeichnet Burckhardt daher als unzulässig. Im gleichen Sinne
stellt Germann (Probleme und Methoden der Rechtsfindung, S. 57) unter Ver
weis auf die langjährige bundesgerichtliche Praxis fest, wer ein Gesetz erlassen
habe, könne es mangels entsprechender Vorschriften nicht authentisch, «ver
bindlich ‚interpretieren‘, sondern nur wiederum neues Recht schaffen», nach
Massgabe der dannzumal geltenden Normen über Zuständigkeit und Verfah
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ren (in gleichem Sinne Imbocien, Schweizerische Verwaltungsrechtsprechung
1968, S. 130 f.). Im Hinblick darauf, dass die Vorschriften des Bundes für die
authentische Interpretation keinen besondern Recbtsetzungsweg kennen, hat
die Botschaft von 1957 mit Recht festgestellt, eine solche Auslegung von Arti
kel 74 der Bundesverfassung bedürfte der Zustimmung von Volk und Ständen
(BB1 1957 1 786). Somit gelten für die Änderung von gesetztem Recht und die
authentische Interpretation die gleichen Vorschriften * Es ist daher unwesentlich,
ob man die Ansicht vertritt, die authentische Interpretation sei unbekannt (so
die Botschaft von 1957), oder ob man die besagte Interpretation gleich wie das
Bundesgericht als «Feststellung des Inhaltes eines Rechtssatzes in der für dessen
Aufstellung zu beachtenden Form» urnschreibt (BGE 46 1 171) und für den
Bund (wie das Bundesgericht ft~r die Kantone) feststellt, selbst ohne Erwähnung
in den Vorschriften müsse eine Behörde, die einen Rechtssatz aufstellen, abän
dern und aufheben dürfe, auch befugt sein, ihn authentisch zu interpretieren und
auf diese Weise Recht zu setzen (BGB 411 13 sowie 7018 f.).

Selbst wenn eine authentische Interpretation an sich zulässig wäre, müss
ten wir sie im vorliegenden Fall nach wie vor ablehnen. Da für sie dasselbe wie
für eine Änderung von Artikel 74 gälte, wäre es nicht nötig zu prüfen, ob die
Grenzen möglicher Auslegung eingehalten sind, ob also nicht eine Verfas
sungsänderung vorliegt (vgl. BGE 91 1 126). Auch die authentische Auslegung
ist Auslegung, Feststellung des zweifelhaften Sinnes einer Vorschrift. Dass in
Artikel 74 das Wort «Schweizer» nur den Mann meint, ist jedoch wie darge
legt unzweifelhaft und lässt sich nicht durch Auslegung (authentische oder ge
wöhnliche) umdeuten.

3. Nach dem Schweizerischen Verband für Frauenstimmrecbt sollte dieses
Recht gestützt aufArtikel 74 Absatz 2 der Bundesverfassung durch Gesetz einge
führt werden. Wir halten das nicht für zulässig. In Absatz 1 dieses Artikels legt die
Verfassung selbst die sogenannten positiven Erfordernisse des Stimrnrechts fest
(Schweizerbürgerrecht, männliches Geschlecht und zurückgelegtes 20. Alters-
jahr) und verweist dann für die Ausschlussgründe auf die kantonale Gesetzge
bung. Wenn Absatz 2 von Artikel 74 anschliessend es der Bundesgesetzgebung
vorbehält, «über diese Stimmberechtigung einheitliche Vorschriften aufzustel
len »‚ sollte damit nicht ermöglicht werden, die erwähnten, verfassungsinässig ge
regelten positiven Erfordernisse durch Gesetz zu ändern, sondern die kantonalen
Ausschlussgründe bundesgesetzlich zu vereinheitlichen (vgl. in diesem Sinne z. B.
Burckhardt, Kommentar, 5. 649, Fleiiier/Giacometti, Schweizerisches ]Bundes
staatsrecht, S. 430 lT., Aubert, Trait~de droit constitutionn~el suisse, 5. 408).

Die Tatsache, dass Artikel 74 der Bundesverfassung das Stimmrecht in eid
genössischen Angelegenheiten nur dem Manne gibt, schliesst es ganz allgemein
aus, das Frauenstimmrecht durch blosse Auslegung oder Änderung der einschlä
gigen Ausführungsgesetze einzuführen. Wo diese sich auf den Träger politischer
Rechte beziehen und dabei Ausdrücke wie «Bürger», «Unterzeichner», «stimm
berechtigter Schwejzerbürger», «Schweizer», verwenden, meinen sie damit wie
Artikel 74 der Bundesverfassung nur den Mann. Das ist besonders eindeutig für
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die aus der damaligen Zeit stammeiiden Bundesgesetze vom 19. Juli 1872 betref
fend die eidgenössischen Wahlen und Abstimmungen (BS 1, 157) und vom
17. Juni 1874 betreffend Volksabstimmung über Bundesgesetze und Bundesbe
schlüsse (13S 1, 173). Artikel 2 jenes Gesetzes und Artikel 10 dieses Erlasses de
finieren den Träger des Stimmrecbts denn auch gleich wie Artikel 74 der Bun
desverfassung.

4. In der Botschaft von 1957 (13B1 1957 1 789 if.) hat der Bundesrat

die Abänderung der grundsätzlichen Vorschrift über das Stimm- und Wahlrecht,
nämlich des Artikels 74, Absatz 1, unter Anpassung weiterer Artikel

vorgeschlagen. Anzupassen waren nach ihm alle Bestimmungen, «die von
Schweizern» oder «Schweizerbürgern» sprechen und ihnen politische Rechte
einräumen. Zwischen Abänderung und Anpassung zu unterscheiden, ergab
sich aus dem verschiedenen Inhalt der in Frage stehenden Artikel. Artikel 74
steht zwar im Abschnitt über den Nationalrat. Er handelt aber von der Stinim
berechtigung «bei Wahlen und Abstimmungen». Er will also nicht nur bestim
men, wem das Recht zur Wahl des Nationairates zusteht. Angesichts der auge
meinen Bedeutung der Bestimmung sieht die Verfassung davon ab, in den an
deren Bestimmungen, die dem Volke politische Rechte einräumen, den Träger
dieser Rechte näher zu bezeichnen (vgl. für das Referendunis- und Abstim
mungsrecht Art. 89 Abs. 2 und 4, Art. 89 bis Abs. 2 und 3, Art. 120 Abs. 2,
Art. 121 Abs. 5 sowie Art. 123 Abs. 1, für das Initiativrecht Art. 120 Abs. 1
und Art. 121 Abs. 2 sowie für die Wählbarkeit Art. 75 [Nationalrat], Art. 96
Abs. 1 [Bundesrat] und Art. 108 Abs. 1 [Bundesgericht]; siehe ferner die von
der Botschaft von 1957 angeführten Art. 43 und 66 BV). Da die Verfassung
vorsieht, dass bei ihrer Revision und bei der Gesetzgebung das Volk mitwirkt,
stellt sich notwendigerweise die Frage, wer zum Volk als dem zuständigen
Organ gehört. Es ist ohne weiteres gegeben, die Antwort dem Artikel 74 der
Bundesverfassung zu entnehmen; es gilt durchwegs, was sich aus Artikel 74 er
gibt. Dieser verweisende Sinn wurde durch die in der Botschaft von 1957 vor
geschlagenen Anpassungen verdeutlicht. Er ergibt sich aber auch ohne sie
durch Auslegung klar. Deshalb hat der Vertreter des Bundesrates zugestimmt,
als die Räte sich auf die Änderung von Artikel 74 beschränkten (Sten. Bull.
StR 1957, S. 406 f., NR 1958, S. 303 lT., StR 1958, 5. 164 f.). Seither hat sich
nichts Entscheidendes geändert. Daher schlägt der Bundesrat, mit Ausnahme
einer Änderung in Absatz 4, den von Ihnen seinerzeit beschlossenen Artikel 74
(BB1 1958 11165) zur Aufnahme in die Bundesverfassung vor. Der geltende
und der vorgeschlagene Text lauten:

Bisheriger Text:
«1 Stinimberechtigt bei Wahlen und Abstimmungen ist jeder Schweizer, der

das 20. Altersjahr zurückgelegt hat und im übrigen nach der Gesetzgebung des
Kantons, in welchem er seinen Wohnsitz hat, nicht vom Aktivbürgerrechte
ausgeschlossen ist.

—J
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2 Es bleibt jedoch der Gesetzgebung des Bundes vorbehalten, über diese:

Stimmberechtigung einheitliche Vorschriften aufzustellen.»

Neuer Text:
‘Bei eidgenössischen Abstimmungen und Wahlen haben Schweizer und Schwei

zerinnen die gleichen politischen Rechte und Pflichten.
2 Stimm- und wahlberechtigt bei solchen Abstimmungen und Wahlen sind alle

Schweizer und Schweizerinnen, die das 20. Akersjahr zurückgelegt haben und weder
nach eidgenössischem Recht noch nach dem Recht des Wohnsitzkantons in der bürger
lichen Ehrenfähigkeit eingestellt sind.

~ Der Bund kann auf dem Wege der Gesetzgebung über die Stimm- und Wahl-
berechtigung in eidgenössischen Angelegenheiten einheitliche Bestimmungen aufstellen.

~ In Angelegenheiten eines Kantons oder einer Gemeinde beurteilt sich de Stinim
und Wahlfähigkeit nach kantonalem Recht.

Wenn wir absatz 4 etwas anders fassen als Sie seinerzeit, soll damit das
von Ihnen 1958 Beschlossene inhaltlich nicht geändert werden. Dass ein
Schweizerbürger unter gewissen Voraussetzungen auch ausserhalb seirLes Hei
matkantons und -orts seine politischen Rechte ausüben kann, gewährleistet
ihm bereits Artikel 43 der Bundesverfassung. In teilweiser Anknüpfung an das,
was Ihrerseits bei der Behandlung der letzten Vorlage gesagt wurde, fügen wir
noch folgendes bei:

Absatz 1 lässt es nicht zu, der Frau beispielsweise nur das Recht (streng
genommen: die pflichtgemäss auszuübenden Kompetenz) zu geben, den Natio
nalrat mitzuwählen.

Absatz 2 übernimmt mit der Wendung «in der bürgerlichen Ehrenfähig
keit einstellen» den Ausdruck, welchen vor allem das Strafgesetzbuch (vgl.

• z. B. Art. 52, 171 und 284) sowie das Militärstrafgesetz (Art. 28, 29 und 39)
verwenden. Auch bei unserer Fassung von Absatz 4 ist es klar, dass z. B. eine
in ]3ern wohnende Genferin sich hier nicht auf das im Kanton Genf einge
führte Frauenstimmrecht berufen kann. Diese Fassung lässt auch nicht erwar
ten, dass das Bundesgericht seine teilweise kritisierte, aber von ihm bestätigte
Praxis änderte: das Gericht lehnt es ab, von Ihnen gewährleistete kantonale
Verfassungen (Art. 6 und 85 Ziff. 7 BV) und gestützt auf sie getroffene Ent
scheide auf die Übereinstimmung mit der Bundesverfassung zu prüfen, also
z. B. darüber zu befinden, ob das Fehlen des Frauenstimmrechts Artikel 4
der Bundesverfassung verletzt (BGE 83 1 181 if.). Im Zusammenhang mit der
erwähnten Motion Arnold und der Gewährleistung gemäss Artikel 6 der Bun
desverfassung erwähnt die Stellungnahme des Schweizerischen Verbandes für
Frauenstjmmrecht das Männerstimmrecht als Artikel 4 der Bundesverfassung
widersprechendes Vorrecht «der ... Personen». Sobald die zuständigen Stellen
den Geschlechtsunterschiecl bezüglich der politischen Rechte nicht mehr als er
heblich im Sinne von Artikel 4 der Bundesverfassung betrachten, stellt sich die
Frage, welche Haltung gegenüber kantonalen Verfassungen einzunehmen ist,
die das Frauenstimmrecht nicht kennen. Sie werden die Gewährleistung nach
unserem Dafürhalten auch weiterhin nicht verweigern oder entziehen.
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VI. Die Frage der Änderung von Bundesgesetzen

Die Botschaft von 1957 (BBI 1957 1 787 795) hielt es für notwendig, einer
Änderung von Artikel 74 der Bundesverfassung eine solche der massgebenden
Bundesgesetze folgen zu lassen, liess aber offen, «wie das geschehen soll».

Man kann sehr wohl die Ansicht vertreten, die in Frage stehenden Bestim
mungen seien unmittelbare oder mittelbare Verweise auf Artikel 74 der Bun
desverfassung, die höchstens besagen, es solle der Inhalt dieses Artikels gelten;
dank solchen Verweisen blieben die einschlägigen Gesetze auch ohne formelle
Änderung im Einklang mit Artikel 74. In diese Richtung weist vor allem die
Entstehungsgeschichte des Bundesgesetzes vom 23. März 1962 über das Ver
fahren bei Volksbegehren auf Revision der Bundesverfassung (Initiativenge
setz) (AS 1962 789). Seinem Titel sowie seinen Abschnittsüberschriften zufolge
will es entsprechend dem im Ingress angerufenen Artikel 122 der Bundesver
fassung (Kompetenz, «das Verfahren» bei Verfassungsinitiativen durch Bun
desgesetz zu ordnen) nicht die Initiativberechtigung regeln. In diesem Zusam
menhang heisst es in der Botschaft (BB1 1960 [1433):

Dass auf dem Wege des Voiksbegehrens jederzeit die Revision der Bundesverfas
Sung verlangt werden kann und dass ein solches Begehren von mindestens 50000 stimm
berechtigten Schweizerbürgern unterzeichnet sein muss, ist geltendes Verfassungsrecht
und braucht im Gesetz nicht wiederholt zu werden; ein Hinweis auf die betreffenden
Artikel der Bundesverfassung genügt. Der Artikel 1 und ein Teil von Artikel 2 des bishe
rigen Gesetzes finden sich daher in der Vorlage nicht mehr.

Der Bundesrat schlug in Artikel 1 folgenden von den Räten wörtlich über
nommenen Text vor:

«Begehren um Total- oder Partiafrevision der Bundesverfassung
(Art. 118, 120 und 121 der Bundesverfassung) sind schriftlich beim Bundesrat
zuhanden der Bundesversammlung einzureichen; in der Eingabe ist der Gegen
stand des Begehrens bestimmt zu bezeichnen.»

Der weggefallene Artikel 2 des nun aufgehobenen Bundesgesetzes vom
27. Januar 1892 über das Verfahren bei Volksbegehren und Abstimmungen be
treffend Revision der Bundesverfassung (BS 1 169) lautete:

Will von diesem Rechte Gebrauch gemacht werden, so ist an den Bundesrat zuhan
den der Bundesversammlung eine schriftliche, von mindestens fünfzigtausend stimmbe
rechtigten Schweizerbürgem unterzeichnete, Eingabe zu richten, in welcher der Gegen
stand des Begehrens bestimmt bezeichnet wird.

Der Hinweis der erwähnten Botschaft auf das geltende Verfassungsrecht,
das nicht wiederholt zu werden brauche, bezieht sich u. a. auf Artikel 121 Ab
satz 2 der Bundesverfassung:

Die Volksanregung umfasst das von fünfzigtausend stimmberechtigten Schweizer-
bürgern gestellte Begehren auf Erlass, Aufhebung oder Abänderung bestimmter Artikel
der Bundesverfassung.

Das Initiativengesetz verweist danach mit den Ausdrücken «Bürger»,
«Unterzeichner» und « Mitunterzeichner » auf Artikel 121 der Bundesverfas
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sung und damit für die Umschreibung der Initiativberechtigten im erwähnten.
Sinne auf Artikel 74 der Bundesverfassung. Kommt dieses Recht dank einer
Änderung von Artikel 74 auch der Frau zu, liegt eine entsprechende Ausle
gung der zitierten Worte auf der Hand. Will man ausdrücklich auch von der
«Bürgerin», «Unterzeichnerin» und «Mitunterzeichnerin» sprechen, kann
eine solche Gesetzesänderung später, gelegentlich erfolgen.

Die gleichen Gründe machen ferner eine Änderung des Geschäftsver
kehrsgesetzes vom 23. März 1962 (AS 1962 773) dort entbehrlich, wo es von
den stimmberechtigten Schweizerbürgern spricht.

Einen Verweis auf Artikel 63 der Bundesverfassung (heute Art. 74 BV)
enthält auch Artikel 2 des Bundesgesetzes vom 19. Juli 1872 betreffend die eid
genössischen Wahlen und Abstimmungen (BS 1 57). Bereits der Gesetzgeber
von 1872 bezeichnete diesen wörtlich mit Artikel 63 der Bundesverfassung von
1848 übereinstimmenden Artikel für die Wahl des Nationairates als anwendba
res Verfassungsrecht (BBI 1872 II 755 und 762). Der Verfassungsgesetzgeber
von 1874 hat in die Wendung «Stimmberechtigt ist jeder Schweizer» noäh die
Worte «bei Wahlen irnd Abstimmungen» eingeschoben. Artikel 4 des Bundes
gesetzes vom 15. Juni 1934 über die Bundesstrafrechtspflege (BS 3303) hat die
Anwendbarkeit von Artikel 74 bestätigt; nach ihm ist als Geschworener wähl
bar «jeder nach Artikel 74 der Bundesverfassung stimmbereehtigte Schweizer
bürger». Ist Artikel 74 der Bundesverfassung anwendbares Verfassungsrecht,
braucht der bloss auf ihn hinweisende, zitierte Artikel 2 ebenfalls nicht geän
dert zu werden, wenn Artikel 74 auch die Frau erfasst. Dasselbe gilt von den
Bestimmungen des Gesetzes, die Ausdrücke wie «Schweizerbt)rger», «Stimm
fähiger» verwenden.

Nicht abänderungsbedürftig sind aus den gleichen Gründen ferner das
Bundesgesetz vom 25. Juni 1965 über die Einführung von Erleichterungen der
Stimmabgabe an eidgenössischen Wahlen und Abstimmungen (AS 1966 849),
das Bundesgesetz vom 17. Juni 1874 betreffend Volksabstimmung über Bun
desgesetze und Bundesbeschlüsse (BS 1 173) sowie das Bundesgesetz vom
14. Februar 1919 betreffend die Wahl des Nationairates (BS 1 180). Dasjenige
vom 8. März 1963 über die Verteilung der Abgeordneten des Nationairates un
ter die Kantone (AS 1963 419) erwähnt die Stimmberecbtigung nicht; es ist
daher unverändert zu lassen.

VII. Abschreibung von Interventionen

Wir geben mit dieser Vorlage der Motion Schmitt-Genf vom 30. No
vember 1965 sowie der als Postulat angenommenen Motion Tanner vom
4. Juni 1968 Folge. Wir beantragen Ihnen daher, beide Vorstösse abzuschrei
ben.

Den gleichen Antrag stellen wir für die Standesinitiative des Kantons
Neuenburg vom 22. Februar 1966, und zwar auch insoweit, als sie vom Bund
die Einführung des Frauenstinimrechts in kantonalen und kommunalen Ange
legeaheiten verlangen sollte.
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Auf Grund des Dargelegten empfehlen wir Ihnen, den beiliegenden Bun
desbeschluss anzunehmen und ihn Volk und Ständen zur Abstimmung zu Un

terbreiten.

Genehmigen Sie, Herr Präsident, hochgeehrte Herren, die Versicherung
unserer ausgezeichneten Hochachtung.

Bern, den 23. Dezember 1969

Im Namen des‘ Schweizerischen Bundesrates
Der Bundespräsident:

L. von Moos
1070 Der Bundeskanzler:

Huber
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